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208. Sitzung 

Bonn, Freitag, den 28. November 1997 

Beginn: 8.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Guten Morgen, 
meine Damen und Herren! Die Sitzung ist eröffnet. 

Zunächst teile ich zur Tagesordnung mit, daß im 
Zusammenhang mit der heutigen zweiten und drit-
ten Beratung des 3. Verjährungsgesetzes unter 
Tagesordnungspunkt IX. b weitere Vorlagen aufge-
führt sind, die zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 
abschließend beraten werden können. Daher sollen 
sie nach einer interfraktionellen Vereinbarung abge-
setzt werden. Sind Sie damit einverstanden? - Das ist 
der Fall. Dann verfahren wir so. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte VI. 1 bis 5 auf: 

1. Dritte Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Haushaltsjahr 1998 (Haushaltsgesetz 
1998) 

- Drucksachen 13/8200, 13/8883, 13/9001 bis 
13/9025, 13/9026, 13/9027 - 

2. Dritte Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung eines Nachtrags zum Bundes-
haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1997 
(Nachtragshaushaltsgesetz 1997) 

- Drucksachen 13/8199, 13/8803, 13/9029 - 

3. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) 

- zu dem Antrag des Bundesministeriums der 
Finanzen 
Entlastung der Bundesregierung für das 
Haushaltsjahr 1993 - Vorlage der Haus-
haltsrechnung und Vermögensrechnung 
des Bundes (Jahresrechnung 1993) 

- zu der Unterrichtung durch den Bundes-
rechnungshof 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
1995 zur Haushalts- und Wirtschaftsfüh-
rung (einschließlich der Feststellungen zur 
Jahresrechnung des Bundes 1993) 

- Drucksachen 13/867, 13/2600, 13/7215 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dieter Pützhofen 
Uta Titze-Stecher 

4. Beratung der Unterrichtung durch den Bun-
desrechnungshof 

Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
1997 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung 
(einschließlich der Feststellungen zur Jahres-
rechnung des Bundes 1995 und 1996) 

- Drucksache 13/8550 — 

Überweisungsvorschlag: 

Haushaltsausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Innenausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technolo-
gie und Technikfolgenabschätzung 

5. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Präsidentin des 
Bundesrechnungshofes 

Rechnung des Bundesrechnungshofes für das 
Haushaltsjahr 1996 

- Drucksachen 13/6928, 13/8758 -

Berichterstattung: 

Abgeordnete Rudolf Purps 
Wilfried Seibel 
Oswald Metzger 
Dr. Wolfgang Weng (Gerungen) 

Es liegen sechs Entschließungsanträge vor. 

Ich weise darauf hin, daß wir im Anschluß an die 
Aussprache über das Haushaltsgesetz nament lich 
abstimmen werden. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache eineinhalb Stunden vorgesehen. 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth 

- Auch dazu höre ich keinen Widerspruch. Wir ver-
fahren so. 

Ich eröffne die Aussprache. Als ersten Redner rufe 
ich den Kollegen Helmut Wieczorek auf. 

Helmut Wieczorek (Duisburg) (SPD): Guten Mor-
gen, Frau Präsidentin! Guten Morgen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Am letzten Tag der Haushaltsbe-
ratungen ist es an der Zeit, eine Bilanz dessen zu zie-
hen, was wir in dieser Woche hier im Plenum und in 
den letzten Wochen im Ausschuß getan haben. 

Wenn man die zurückliegenden Beratungen im 
Ausschuß verfolgt, könnte man bei oberflächlicher 
Betrachtung sagen, daß sie sich nicht sehr von denen 
der vergangenen Jahre unterschieden. Bei etwas ge-
nauerer Betrachtung wurde aber doch relativ schnell 
deutlich, daß insbesondere die Koalition gelegentlich 
Mühe hatte, deutlich erkennbare Motivationsmängel 
zu kompensieren, war doch allen klar, daß ein we-
sentlicher Teil der Beratungen insoweit obsolet war, 
als er durch das Ergebnis der Steuerschätzung vom 
11. November überholt werden würde. Das galt nicht 
für die kleineren Einzelpositionen, um die, genau 
wie in jedem Jahr, gerungen wurde, sondern mehr 
für die großen Eckpunkte, deren Beratung regelmä-
ßig bis zur Bereinigungssitzung verschoben wurde. 

Schon dieser Zeitablauf, der die Frage nach der Se-
riosität der Beratungen aufwarf mündete aus meiner 
Sicht folgerichtig in den Antrag von Bündnis 90/ 
Die Grünen, die Haushaltsberatungen so lange aus-
zusetzen, bis die Ergebnisse der Steuerschätzung 
vorliegen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Die SPD-Fraktion hatte sich diesem Antrag ange-
schlossen. Bei der Koalition war keine Veränderung 
der Grundhaltung zu sehen, die da hieß: Augen zu 
und durch. 

Meine Damen und Herren, die Fülle der Ände-
rungsanträge im Haushaltsausschuß - man muß sich 
das einmal vorstellen: zirka 700 Anträge - war ein 
Grund dafür, daß die Beratungen manchmal unüber-
sichtlich wurden. Ein weiterer, politisch gewiß we-
sentlich bedeutsamerer Grund für die Unübersicht-
lichkeit war die häufige Uneinigkeit in der Koalition, 
die zu Auseinandersetzungen in der Koalition führte. 
Diese wurden zwar so ausgetragen, daß nach Mög-
lichkeit die Öffentlichkeit nichts davon hörte, waren 
aber deutlich erkennbar. 

Daß die Beratungen in einer solchen Situa tion 
nicht aus dem Ruder liefen, war sicherlich der diszi-
plinierten Arbeit der Obleute zu verdanken: der Kol-
legen Adolf Roth, Karl Di ller, Wolfgang Weng und 
Oswald Metzger, aber auch von Frau Christa Luft, 
die für die PDS in gleicher Funktion gearbeitet hat. 
Ich danke den Obleuten, und in diesen Dank 
schließe ich natürlich auch meinen Vertreter Bartho-
lomäus Kalb ein, der immer dann eingesprungen ist, 
wenn es an der Zeit war. 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

Danken möchte ich natürlich auch den vielen Be-
amten aus den Haushaltsabteilungen der Resso rts 
und insbesondere den Mitarbeitern des BMF, die die 
Ausschußbeschlüsse ja auch administrativ umsetzen 
mußten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Daß mein besonderer Dank und meine Anerken-
nung dem Ausschußsekretariat zukommen, dessen 
Mitarbeiter auch die diesjährigen Beratungen gut 
über die Runden gebracht haben, versteht sich von 
selbst. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Um Ihnen die Dimension der Arbeit des Sekretariats 
vor Augen zu führen, will  ich Ihnen nur eine Zahl 
nennen. Unser Umdruckapparat steht seit den Haus-
haltsberatungen bei der Textziffer 122000. So viele 
Einzelblätter sind im Ausschußsekretariat umge-
druckt und hoffentlich auch von allen gelesen wor-
den. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auswendig ge

-

lernt!) 

Meine Damen und Herren, bereits vor der parla-
mentarischen Sommerpause hat der Ausschuß be-
schlossen, seine diesjährigen Haushaltsberatungen 
mit einer öffentlichen Anhörung zum Haushalts-
rechts -Fortentwicklungsgesetz zu beginnen. Ich 
habe diesen Gedanken einer Anhörung zu diesem 
auf den ersten Blick und für Nichtfachleute vielleicht 
gar nicht so spektakulären Gesetzentwurf von Be-
ginn an deshalb sehr unterstützt, da ich das Gefühl 
hatte, daß auch wir nicht alle die politische Brisanz 
der dort  vorgesehenen Änderungen erkannt haben. 

Dieses Thema ist aber schon deshalb für uns von 
Interesse, da wir doch alle in zunehmendem Maße 
verspüren, daß sich das Kräfteverhältnis zwischen 
Legislative und Exekutive mehr und mehr ver-
schiebt. Dies hat - und die nachdenklichen Köpfe in 
der Koalition werden mir hier nicht widersprechen - 
natürlich mit der zunehmenden Kraftlosigkeit der 
Mehrheit auf der rechten Seite des Hauses zu tun. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Widerspruch bei 

der CDU/CSU) 

Nun hilft es nicht sonderlich, eine solche Kräftever-
schiebung zu konstatieren, sondern wir alle sind auf-
gerufen gegenzusteuern. Dies aber setzt - Sie wis-
sen, ich neige gelegentlich zu analytischen Betrach-
tungen - eine kritische Überprüfung der eigenen 
Position voraus. 

Wir alle müssen uns fragen, ob wir die uns einge-
räumten Rechte auch kraftvoll und machtbewußt an-
wenden und mithin unsere Rechte gegenüber der 
Regierung selbstbewußt wahrnehmen. Dazu gehört 
eine ständige Überprüfung unseres eigenen Selbst-
verständnisses. Tun sich hier Schwächen auf, so ist es 
doch naturgemäß so, daß sich die Exekutive in ge-
radezu mathema tisch-logischer Folge Schwächen 
des Parlamentes zunutze macht. 
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Helmut Wieczorek (Duisburg) 

Der Begriff der Gewaltenteilung - darüber muß 
man nicht lange herumphilosophieren - hat etwas 
mit Macht, dem Willen und dem Anspruch, diese 
auszuüben, zu tun. Wenn wir uns gegebene Kompe-
tenzen nicht ausfüllen, dürfen wir nicht erstaunt sein, 
wenn die Exekutive versucht, uns mit ihrem schon 
von der Manpower her viel umfangreicheren Sach-
verstand in die Ecke zu drängen. 

(Zuruf von der SPD: Sachverstand?) 

Dazu gehört unter anderem, gelegentlich gegenüber 
der Regierung mit einer Stimme des Parlaments zu 
sprechen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Meine Damen und Herren, dazu gehört auch, daß 
Anträge nicht deshalb abgelehnt werden, weil sie 
von der Opposition kommen, 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Sehr 
richtig!) 

obwohl sie erkennbar und zugegebenermaßen ver-
nünftig sind. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Genau!) 

Meine Damen und Herren, ist es nicht so, daß im-
mer dann von parlamentarischen Sternstunden die 
Rede ist, wenn sich die Grenzen zwischen Koalition 
und Opposition verschieben oder verwischen und die 
Grenzen zwischen Parlament und Regierung deut-
lich werden? 

Lassen Sie mich bei diesem Aspekt noch einen Mo-
ment verweilen. Seit Beginn dieser Legislaturperiode 
habe ich sehr darauf hingewirkt, daß wir den § 96 un-
serer Geschäftsordnung wieder mehr in unsere par-
lamentarischen Beratungen einfließen lassen und ihn 
beachten. Mit diesem § 96 ist dem Haushaltsaus-
schuß ein Instrument an die Hand gegeben, das als 
scharfes Schwert des Parlamentes gegenüber der Re-
gierung wirken kann. 

Ich will  nicht verhehlen, daß die Koalition die Mög-
lichkeiten des § 96 der Geschäftsordnung fast begra-
ben hat. Hierdurch sind Sie und wir alle für unsere 
jetzige schwierige finanzpolitische Situa tion mitver-
antwortlich geworden. Rechtlich hätte uns das vor-
handene Instrumentarium - selbstbewußt genutzt - 
nicht nur nicht daran gehindert, sondern nachgerade 
dazu verpflichtet, der Regierung auf einem finanz-
politisch nicht vertretbaren Weg nicht zu folgen. 

Insofern, meine Damen und Herren, tragen Sie 
und wir alle Mitverantwortung für die jetzige Situa-
tion, wobei die deutsche Einheit, und das will  ich 
hier ganz offen sagen, eine spezifische Behandlung 
verdiente. Daß es aus meiner Sicht besser gewesen 
wäre, die deutsche Einheit nicht über Staatsverschul-
dung zu finanzieren und aufgelaufene Schulden mit 
Zinsen bedienen zu müssen, das wissen Sie. 

Auch an dieser Stelle ist es notwendig, im Sinne 
der intellektuellen Redlichkeit darauf hinzuweisen, 
daß wir uns selbst mit unserer Argumentation in eine 
Schieflage bringen, wenn wir das neue Deutschland  

mit den Instrumenten und Maßstäben der alten Bun-
desrepublik messen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Mir kommt in der ganzen Diskussion zu kurz, daß 
das neue Deutschland auch Zukunftsperspektiven 
hat, die weiterentwickelt werden müssen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Unser vordringliches Ziel muß es sein, die Maß-
stäbe wieder in Ordnung zu bringen, die nicht nur 
Schulden und Nettokreditaufnahme heißen, sondern 
vor allen Dingen auch die Bruttowertschöpfung bein-
halten müssen. Hier ist unser Ansatzpunkt, wobei 
wir gleiche Lebensverhältnisse im gesamten Land 
herbeiführen müssen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Denn gerade wenn man die Fragen der deutschen 
Einheit und die Kriterien der Finanzierung redlich 
beleuchtet, muß man feststellen, daß bei aller Kritik 
an der Art  der Finanzierung der deutschen Einheit 
kein Platz für Selbstgerechtigkeit ist, egal, von wel-
cher Seite sie kommt. 

Meine Damen und Herren, wenn wir kraftvoll und 
selbstbewußt unsere Rechte wahrnehmen - und ich 
möchte damit zur Änderung des Haushaltsrechts zu-
rückkommen -, scheint mir eine Einschränkung un-
serer Rechte an anderer Stelle erträglich zu sein, 
wenn die Exekutive vernünftige und sachgerechte 
Gründe hat, auf Änderungen hinzuwirken. Die Dar-
stellung von bloßen Aufgabenschwerpunkten im 
Rahmen eines Haushaltes als perspektivisches Ziel 
bedeutet eine andere Beratung und damit auch eine 
andere Art  der Einflußnahme. 

Wir werden uns mit der Frage von Zieldefinitionen 
auseinanderzusetzen haben. Dem Begriff Aufgaben-
überprüfung, nämlich der Frage, ob eine Aufgabe 
überhaupt noch einen Sinn hat, wird eine vollkom-
men neue Bedeutung zukommen. 

Wir beraten einen Haushalt letztmalig auf der Basis 
des jetzigen Haushaltsrechtes. An dieser Stelle, 
meine Damen und Herren, drängt es sich auf, ein 
paar Worte zum Bundesrechnungshof zu sagen, we-
nigstens ein paar Anmerkungen zu machen. 

Auf den Bundesrechnungshof kommt in diesem 
Zusammenhang auch eine geänderte Aufgabe zu. 
Wenn sich der Hof künftig im Rahmen seiner Vorprü-
fung von den bloßen Ordnungsmäßigkeitsüberprü-
fungen - so heißt dieses schlimme Wo rt  - entfernt 
und primär Wirtschaftlichkeitsüberlegungen anstellt, 
ist das ein guter Weg. Querschnittlich angelegte Kri-
terien bei der Überprüfung werden eine bessere Be-
urteilung des Bundeshaushaltes in toto möglich ma-
chen. Von daher habe ich die Hoffnung, daß der Bun-
desrechnungshof diese Chance, die Finanzkontrolle 
zu stärken, auch nutzen möge. Mit der Wertung poli-
tischer Grundannahmen sollte sich der Hof jedoch 
zurückhalten. 
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Es kommt darauf an, meine Damen und Herren, 
die Dinge nicht nur im nachhinein zu überprüfen, 
sondern bereits im Vorfeld transparent zu machen, 
Risiken aufzuzeigen und dem Parlament Hilfestel-
lung zu geben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Der Bundesrechnungshof muß sich zu einem Con-
trolling-Instrument des Parlaments entwickeln. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Damit, meine Damen und Herren, bin ich bei ei-
nem neuen Stichwort, das mir sehr am Herzen liegt, 
der Reform der Finanzverfassung. Ich habe schon 
vor vier Jahren hier im Hause versucht, dieses 
Thema zu problematisieren. 

Für mich persönlich ist eine grundlegende Überar-
beitung unserer Finanzverfassung das größte Anlie-
gen seit der Wiedervereinigung. Dabei bin ich mir 
vollkommen dessen bewußt, daß eine neue Finanz-
verfassung davon auszugehen hat, daß die heutigen 
Verhältnisse überholt sind. Das bedeutet, daß ich 
nicht nur die Verteilung der Finanzmasse neu ordnen 
muß, sondern auch die Verteilung der Aufgaben im 
Staat neu zu strukturieren habe. Daß dies eine ge-
radezu historische Aufgabe sein wird, liegt auf der 
Hand. Sie muß angegangen werden, weil wir sonst in 
eine Sackgasse laufen. Hierzu bedarf es des Mutes 
und der Kraft. 

Mut und Kraft sind auch die Stichworte, die mich 
zu Überlegungen hinsichtlich eines anderen The-
menkreises bringen. Mir macht - ich glaube, ge-
nauso wie Ihnen - die Frage große Sorgen, wie es 
weitergehen soll, wenn die Hektik der Auseinander-
setzung zwischen den Parteien nach der nächsten 
Wahl nicht mehr das Handeln bestimmt. Ich rechne 
damit, daß wir zu einem Paradigmenwechsel, zu ei-
nem Umsteuern in der gesamten Finanzpolitik kom-
men müssen. Dabei wird die Frage, wie wir wieder 
zu politischen Handlungsspielräumen kommen kön-
nen, trotz der ungeheuren Vorbelastungen im Mittel

-punkt stehen. 

Ich will  Ihnen heute kein Rezept dafür geben, ob-
wohl ich Vorstellungen habe, wie man es machen 
könnte; denn ich glaube, daß diese Vorstellungen im 
Moment noch von allen Seiten dera rt  in kleinkarier-
ten Diskussionen im Rahmen der Wahlauseinander-
setzung zerpflückt würden, so daß ich mir ersparen 
möchte, heute darauf einzugehen. Sie können sich 
aber darauf verlassen, daß wir für unseren Teil sehr 
wohl Vorstellungen haben, wie wir den Staat wieder 
zu einer gestalterischen Kraft machen können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist das jetzt ein 
Staatsgeheimnis?) 

Ich möchte gerne noch über Reformen sprechen, 
weil sie mir sehr am Herzen liegen. Aber es wird im-
mer schwerer, seriös über das Thema Reformen in 
unserer Gesellschaft zu reflektieren. Was mir in die-
sem Zusammenhang große Sorgen macht, ist die 

ritualisierte Oberflächlichkeit unserer Politik. Anstatt 
Gedanken und Ideen zu überprüfen, zu hinterfragen 
und abzuwägen, wird gelegentlich sofort - man 
glaubt fast: aus dem Handgelenk - eine Stellung-
nahme mit dem Ziel produziert, eine Schlagzeile zu 
machen, und nicht mit dem Ziel, das Problem seriös 
anzugehen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 
90/DIE GRÜNEN und der Abg. Dr. Christa 

Luft [PDS]) 

Wenn ein junger Mensch als Volontär oder als 
Praktikant in eine Redaktion kommt, dann lernt er in 
den ersten Stunden, daß sich die wesentlichen 
Dinge, die ein Journalist beherrschen muß, in drei 
Worte zusammenfassen lassen: wer, wann, wo? Diese 
drei Worte sind Grundlage und Bedingung für die 
Vollständigkeit und Seriosität einer Nachricht. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Ger

-

lingen] [F.D.P.]) 

Auf uns übertragen würde ich sehr empfehlen, diese 
drei Worte durch folgende zu ersetzen - das wäre 
auch für Sie, Herr Kollege Dr. Weng, ganz gut -: 
warum, weshalb, wieso? 

Ich gebe zu, daß analytisches Denken nicht unbe-
dingt jedermanns und jeder Frau Sache ist; aber es 
ist eine Voraussetzung für gestalterische Politik. Da 
in dieser Woche die Tendenzen des CSU-Parteitages 
hier angesprochen und diskutiert worden sind, muß 
ich sagen: Mich hat es ungeheuer getroffen, was auf 
diesem Parteitag in aller Öffentlichkeit diskutiert 
wurde. 

(Dr. Erich Riedl [München] [CDU/CSU]: Du 
warst ja gar nicht dort!) 

Es war der ernsthafte Versuch, Kollege Riedl, eine 
Region aus dem Solidarverband einer Na tion zu 
lösen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Kurt J. Rossmanith 
[CDU/CSU]: Nein, so war das nicht 

gemeint!) 

Konkret bedeutet das: Die Bayern sollen einen an-
deren Beitrag zu den sozialen Sicherungssystemen 
als zum Beispiel die Berliner bezahlen. Bei dieser 
Gelegenheit muß ich fragen: Was ist denn eigentlich 
Solidarität? Was verstehen die Menschen heute dar-
unter? Ich gebe ja zu, daß sich dieses Wo rt  in der letz-
ten Zeit abgenutzt hat. Genauso wie das Wo rt  Tole-
ranz wird es immer von denen gebraucht, die von an-
deren etwas haben wollen. Es wird aber nicht von 
denen gebraucht, die etwas geben müssen. Solidari-
tät ist nie eine Einbahnstraße, sondern beinhaltet im-
mer eine Zweigleisigkeit. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ich bitte alle unsere Kollegen sehr darum, dann, 
wenn sie das Wort  Solidarität gebrauchen, wieder 
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zur ursprünglichen Bedeutung des Wortes zurückzu-
kommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der Seehofer 
macht das doch ganz gut!) 

Solidarität muß aufrechterhalten werden. Menschen 
in einem Land, die von ihrer gewählten Obrigkeit - 
das sage ich jetzt ganz bewußt - in eine Entsolidari-
sierung getrieben werden, werden in eine Ich-Bezo-
genheit get rieben, die wir insgesamt als verwerflich 
bezeichnen müssen. Diese Gesellschaft kann nur le-
ben, wenn sie zu einem Verhalten des solidarischen 
Ausgleichs findet. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wir werden die Spannungen sonst nicht aushalten. 
Wir dürfen die Menschen nicht bewußt in eine solche 
Spannungslage hineintreiben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Widerspruch bei 

der CDU/CSU) 

Hier tut sich eine ganz schlimme Entwicklung auf. 
Im Ruhrgebiet würde man sagen - Sie mögen mir 
verzeihen -: Es sind verkommene Sitten. Aber das 
sage ich hier natürlich nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Lassen Sie mich zu den Reformen zurückkommen, 
die ich eigentlich ansprechen wollte. Es muß die 
Frage erlaubt sein, welchen großartigen und umwäl-
zenden strukturellen Veränderungen dieser moderne 
Begriff zugeordnet wird. Wir reden von Gesundheits-
reform, Bildungsreform, Rentenreform und Steuerre-
form. Ich könnte noch einige aufzählen. Was ver-
steckt sich dahinter wirk lich? 

Ist es nicht so - man kann es nicht oft genug 
anprangern, auch wenn es sich allmählich banal 
anhört -, daß sich angeblich alle Verantwortlichen 
darüber im klaren sind, daß unsere Gesellschaft vor 
riesigen Herausforderungen steht und echte Refor-
men benötigt? Aber was tun wir? Muß man nicht den 
Eindruck haben, als ob sich hinter der Gesundheits-
reform primär die Zuzahlung durch die Patienten ver-
birgt? Denkt man bei der Bildungsreform nicht nur 
an die Wiedereinführung von Studiengebühren? Ist 
nicht das einzige Thema der Rentenreform die Höhe 
des Beitragssatzes? Gilt es hier nicht primär, sich ehr-
lich, offen und nüchtern mit unserer demographi-
schen Entwicklung und deren Konsequenzen für die 
Zukunft auseinanderzusetzen? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Denken wir ausreichend darüber nach, welche Ver-
änderungen in der Vergangenheit dieses System be-
lastet haben? Darauf komme ich gleich noch zurück. 

Ist es eigentlich ausschließlich Sinn einer Steuerre-
form, die Reichen weitgehend ungeschoren zu lassen 

und die Ärmeren in unserer Gesellschaft dafür noch 
etwas mehr zu belasten? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Warum wird das Thema Erbschaftsteuer so zurück-
haltend diskutiert? 

(Zuruf von der SPD: Warum wohl?) 

Liegt es nur an der bevorstehenden Bundestags-
wahl? - Die Liste der Beispiele ließe sich endlos fort-
führen, und Sie von der Koalition wissen doch, daß 
ich weitgehend recht habe. 

Wir kennen die Gegenargumente und wissen, daß 
sich die politisch Verantwortlichen in immer stärke-
rem Maße hinter den immensen Haushaltszwängen 
verstecken und behaupten, schon deshalb könnten 
Reformen nicht vorankommen. Aber macht man es 
sich nicht viel zu einfach, wenn man mit diesen Ar-
gumenten auf die gestalterische Rolle der Politik ver-
zichtet? Ist es nicht nachgerade so, daß der Staat in 
wirtschaftlich schwierigen Zeiten mutig und kraftvoll 
neue Wege beschreiten, seine Aufgaben weitgehend 
überprüfen und all das abbauen sollte, was nicht not-
wendig ist? Wir brauchen auch die Entwicklung radi-
kaler Lösungsansätze. Dies ist unsere vornehmste 
Pflicht, auch unsere Verpflichtung gegenüber kom-
menden Generationen. Denn dies ist die Aufgabe 
der Politik, die nicht nur das Heute, das Jetzt gestal-
ten darf. 

Wir aber bewegen uns nach wie vor in alten Struk-
turen und nehmen allenfalls Retuschen am System 
vor. Wirkliche Reformen müssen sich mit den Grund-
lagen des Systems auseinandersetzen, also mit der 
Frage, wie und unter welchen Rahmenbedingungen 
dieses System eigentlich entstanden ist. 

Ich erinnere daran, daß die Grundlagen unseres 
Steuersystems aus der Mitte der 50er bis Mitte der 
60er Jahre stammen. Damals gab es Vollbeschäfti-
gung, ja, Überbeschäftigung. Aus der Tatsache, daß 
es damals sogar mehr Arbeit als Arbeitskräfte gab, 
haben wir seinerzeit ein System entwickelt, das nicht 
berücksichtigt, daß irgendwann einmal eine erhebli-
che Zahl von Arbeitssuchenden auf uns zukommen 
könnte. 

In den ersten Jahrzehnten unserer Republik waren 
die umwälzenden technologischen Fortschritte nicht 
absehbar. Die in diesem Jahrzehnt eingetretenen hi-
storischen Veränderungen waren von niemandem 
vorhersehbar. Gleichwohl haben wir weitgehend al-
les beim alten gelassen. Muß es nicht eine dringende 
Warnung sein, schon fast ein SOS-Zeichen, wenn im-
mer mehr deutsche Unternehmen ihren Produktions-
standort überprüfen? 

Da die Globalisierung ständig zunimmt, muß der 
Standort Deutschland zwingend seine Wettbewerbs-
fähigkeit steigern, zum Teil erst wiederherstellen. 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Ger

-

lingen] [F.D.P.]) 

Das haben wir in dieser Woche von allen Seiten ei-
nige Male gehört. 
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Ist das nicht aber auch ein Teil unseres Steuersy-
stems? Ich meine nicht die Steuertarife - nicht, daß 
wir uns hier mißverstehen. 

(Zuruf von der SPD: Ja! Ja! Ja!) 

Es ist doch ein absolutes Unding 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein Salto mor

-

tale!)  

- hören Sie gut zu -: In unserem Steuerrecht haben 
wir 400 Bestimmungen, die den Einsatz von Kapital 
in einem Unternehmen begünstigen; wir haben aber 
keine einzige Bestimmung, die den Einsatz von Men-
schen im Bet rieb belohnt. Glauben Sie nicht auch, 
daß unserem Steuerrecht eine andere Philosophie zu-
grunde liegt als die, die wir heute benötigen? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Meine Damen und Herren, wie schwer tun wir uns 
bei diesem Thema, obwohl wir uns doch alle einig 
sind, daß die Arbeitslosigkeit das gravierendste Pro-
blem in unserer Gesellschaft ist. Warum war dies 
nicht Anlaß, unser System radikal, das heißt an die 
Wurzel gehend, zu ändern? 

Meine Damen und Herren, eine Steuerreform muß 
da ansetzen, wo sie im Interesse der Gesamtheit der 
Menschen in unserem Lande nötig ist. Es kann nicht 
darum gehen, primär eine Nettoentlastung bestimm-
ter Steuerzahlergruppen herbeizuführen, sondern es 
muß darum gehen, die Interessen der Allgemeinheit 
zu befriedigen. Der Steuerzahler und der Steuerver-
teiler sind eine Einheit, die die Notwendigkeiten in 
einem Staat auszugleichen hat. 

Darum sehe auch ich persönlich bei der Neuord-
nung unseres Systems überhaupt keine Spielräume 
für eine Nettoentlastung. Es ist doch ein Unding, 
wenn wir die Nettoentlastung einzelner Bereiche 
oder Bevölkerungsgruppen durch zusätzliche Schul-
den, die Verpflichtung und Hypothek für kommende 
Generationen sind, finanzieren müssen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
PDS und des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Ger

-

lingen] [F.D.P.]) 

Meine Damen und Herren, daß die Grenzen unse-
res heutigen Systems überschritten sind, geht aus ei-
nem Vergleich he rvor, den ich hier im Deutschen 
Bundestag kaum anzusprechen wage, nämlich dem 
Vergleich der veranlagten Einkommensteuer in der 
Bundesrepublik Deutschland mit der Biersteuer. Ich 
hätte nie für möglich gehalten, daß die veranlagte 
Einkommensteuer, also die Steuer, die Menschen ge-
hobener Einkommensklassen zahlen, die ihre Steu-
ern nicht über eine Steuerkarte abführen, in 
Deutschland zu einer vernachlässigbaren Größe ver-
kommen würde. Daß die Biersteuer in Nordrhein

-

Westfalen mittlerweile bei 250 Millionen DM und die 
veranlagte Einkommensteuer unter 250 Millionen 

DM liegt, kann man keinem in diesem Lande mehr 
erklären. Das ist ein Unding! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Dr. Wolfgang 
Schäuble [CDU/CSU]: Wie können Sie 

solch einen Unfug reden!) 

- Herr Dr. Schäuble, Sie wissen doch genau, daß die 
Grenzen unseres Systems - und darauf wi ll  ich hin-
aus - seit langem überschritten sind. Sie wollen es 
nur nicht zur Kenntnis nehmen; das ist der Punkt. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Widerspruch bei 

der CDU/CSU) 

Ich denke, daß unser Steuersystem - in Systemen zu 
denken fällt gelegentlich demjenigen schwer, der 
nur in Tarifen zu denken gewohnt ist - wirk lich neu 
gestaltet werden muß. 

Ich erspare es Ihnen auch nicht, noch einmal auf 
die Rentenreform zurückzukommen. Natürlich ist es 
für jeden einleuchtend, daß sich unser System än-
dern muß, wenn die Menschen infolge des demogra-
phischen Wandels durchschnittlich immer älter wer-
den und damit länger Rente beziehen. Natürlich ist 
auch einsichtig, daß immer weniger Beschäftigte nur 
bis zu einer bestimmten Größenordnung im Rahmen 
des Generationenvertrages belastet werden können. 
Das bedeutet, daß dies bei einer Änderung des Ver-
trages für lohnabhängige Beschäftigte auch Auswir-
kungen auf die Unternehmer haben muß. Es kann 
doch nicht angehen - diese Frage wird von Ihnen 
überhaupt nicht angesprochen -, daß die Unterneh-
mer, die den Menschen nicht durch Maschinen oder 
Computer ersetzen können oder wollen, auf Grund 
unseres sozialen Sicherungssystems oder auf Grund 
unseres starren Steuersystems Lasten solcher Unter-
nehmer mittragen müssen, die sich von der Solidar-
verantwortung der Unternehmer gelöst haben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Es kann doch nicht sein, daß sich ein Unternehmen, 
das in den 60er und 70er Jahren Leistungen der so-
zialen Sicherungssysteme verursacht hat, durch Ka-
pitalinvestitionen von seiner Beitragspflicht abkop-
pelt, sich von ihr freimacht und die Beitragsleistung 
denjenigen Unternehmen überläßt, die sich solida-
risch fühlen. 

Willy Brandt hat einmal vor zehn, zwölf Jahren ge-
sagt: Ich bin froh darüber, daß der Computer und der 
Automat den Menschen die Arbeit erleichtern. Ich 
hoffe nur sehr, daß diese Computer und Automaten 
demnächst auch Teile unserer Rentenversicherung 
mitbezahlen. - Da hat er recht gehabt. Ich schließe 
mich dem ausdrücklich an. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ich vermisse auf allen Seiten dieses Hauses eine 
wirkliche Aufbruchstimmung, wenn es darum geht, 
diese Fragen zu lösen. Es geht nicht nur um die Bei-
tragszahlenden, sondern auch darum, wer die Lasten 
verursacht hat. Deshalb glaube ich, daß wir eine Soli- 
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dargemeinschaft der Unternehmer einklagen müssen 
und einen Generationenvertrag der Unternehmer 
untereinander. 

(Beifall bei der SPD) 

Bei gleichem Umsatz müssen Unternehmen auch die 
gleichen Lasten aus den sozialen Sicherungssyste-
men tragen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Ich könnte Ihnen dafür massenhaft Beispiele brin-
gen, die Sie aber wahrscheinlich nicht hören wollen. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe, daß Sie mir 
den engagierten Exkurs verzeihen. Aber als Abge-
ordneter aus dem Ruhrgebiet weiß ich natürlich, wo-
von ich rede: Diese Fragen haben für uns in keiner 
Weise nur theoretischen Wert ; sie haben unmittel-
bare Auswirkungen auf die Menschen in unserer Re-
gion. 

Das Thema Arbeitslosigkeit gehört nicht nur für 
einen Sozialdemokraten, sondern für jeden von uns 
an die erste Stelle, wenn es darum geht, zu fragen, 
welches Problem am dringlichsten zu lösen sei. Dazu 
gehören Mut und Ehrlichkeit. Aber was geschieht? - 
Schon heute, da wir das Haushaltsgesetz für das 
nächste Jahr verabschieden, ist jedem von uns weit-
gehend klar, daß die in ihm enthaltenen Ausgaben 
für die Finanzierung der Arbeitslosigkeit wiederum 
nicht ausreichen. 

Gleichzeitig legen Sie uns einen Entschließungs-
antrag vor, mit dem Sie die Bibliotheken der Univer-
sitäten angeblich besser ausstatten wollen. Jeder von 
Ihnen weiß, daß dieser Antrag eine Luftbuchung ist, 
weil sich die Position nicht im Haushalt wiederfindet. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Sie wecken bei den Menschen Hoffnung, hoffen aber 
selbst darauf, daß die Länder ihren Anteil nicht er-
bringen können, um die Finanzierung sicherzustel-
len. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Na, na!) 

Sie lassen die Ehrlichkeit, mit der man vor die 
Menschen treten sollte, vermissen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 

PDS) 

Ich glaube, daß wir zur Ehrlichkeit zurückkommen 
müssen, auch und gerade hier im Parlament. 

(Dr. Renate Hellwig [CDU/CSU]: Fangen 
Sie doch einmal an  damit!)  

Es ist auch und gerade die Unehrlichkeit, die Politik-
verdrossenheit auslöst. Sie haben sich in den letzten 
15 Jahren immer mit Lügen über die Runden ge-
schummelt. Damit muß Schluß sein! 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat der 
Kollege Hans-Peter Repnik. 

Hans-Peter Repnik (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir stehen 
mit der dritten Lesung am Ende von schwierigen Be-
ratungen - das kann gar nicht bestritten werden - 
und beschließen heute den Nachtragshaushalt 1997 
sowie den Haushalt 1998. 

Die Debatten im Haushaltsausschuß, aber gerade 
auch jene in dieser Woche, haben deutlich gemacht, 
daß beide Haushalte im Zeichen von gesunkenen 
Steuereinnahmen und gleichzeitig gestiegenen Aus-
gaben für Leistungsverpflichtungen des Sozialstaa-
tes, insbesondere auf dem Arbeitsmarkt, stehen. 

Verehrter Kollege Wieczorek, ich bedauere sehr, 
daß Sie Ihren letzten Satz - vermutlich als Tribut an 
Ihre eigene Fraktion - so gesprochen haben, wie Sie 
es getan haben. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgi tter] [SPD]: Wahr

-

heit bleibt Wahrheit!) 

Der Kollege Wieczorek hat in seiner Rede davon 
gesprochen: Wir brauchen Mut, und wir brauchen 
Kraft. In den ersten zwei Dritteln seiner Rede hat er 
Mut bewiesen, weil er sich in einen offensichtlichen 
Gegensatz zu den meisten sozialdemokratischen 
Rednern in der Debatte dieser Woche gebracht hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Kurt  J. Rossmanith [CDU/CSU]: Da hat 

auch der Diller nicht geklatscht!) 

Nur, Herr Kollege Wieczorek, Sie sind von dieser 
konsequenten Linie, der ja viele von uns durchaus 
folgen können, abgewichen, als Sie von der Solidari-
tät gesprochen haben. Angesichts der Argumenta-
tion nicht zuletzt Ihres Parteivorsitzenden Lafontaine 
in dieser Sitzungswoche, sollten Sie sich sehr davor 
hüten, den CSU-Parteitag als ein Beispiel für man-
gelnde Solidarität heranzuziehen, da wir alle gese-
hen haben, in welchem Maße Sie mangelnde Solida-
rität im Zusammenhang mit den Problemen der Wie-
dervereinigung gerade auch in dieser Woche geübt 
haben. Das ist eine Tatsache. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das ist doch 
Quatsch! Verleumdung!) 

- Nein. 

Wer den Eindruck erweckt, daß die Probleme, die 
wir bei diesem Haushalt haben, ausschließlich darauf 
zurückzuführen sind, daß die Kosten der Wiederver-
einigung, die uns natürlich belasten, uns über den 
Kopf wachsen, und dabei völlig leugnet, daß diese 
Gesellschaft Strukturprobleme hat, die wir lösen 
müssen, der redet an der Sache vorbei. Deshalb tut 
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es mir leid, daß Sie Ihre Rede so geschlossen haben, 
wie Sie es getan haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Herr Wieczorek, Sie haben versöhnlich angefan-
gen. Ich wollte genauso versöhnlich antworten. Nur, 
Sie selber haben ja den Widerspruch offenbar ge-
macht. Sie sprachen am Schluß davon, wir würden 
mit alten Strukturen weiterarbeiten. Was haben wir 
in den vergangenen drei Jahren, in diesen Monaten 
und gerade jetzt in diesen Wochen gemacht? Ich er-
innere an die Reform der Sozialversicherungssy-
steme; ich erinnere an die Gesundheitsstrukturre-
form; ich erinnere an die Rentenreform; ich erinnere 
an die Steuerreform. Das a lles waren Versuche, 
Strukturen aufzubrechen; Sie haben sich dem wider-
setzt. Das ist die Wahrheit! Daran kommen Sie nicht 
vorbei. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Kurt  J. Rossmanith [CDU/CSU]: Leider 
wahr! - Detlev von Larcher [SPD]: Das wird 

durch Wiederholen nicht besser!) 

Die Geräuschkulisse in dieser Woche - wenn ich 
an sozialdemokratische Redner denke - steht in ei-
nem ganz eigenartigen Kontrast zu der Fähigkeit Ih-
rer Redner, Problemlösungen aufzuzeigen. Bei dem 
einen oder anderen habe ich sogar das Gefühl, er ist 
noch nicht einmal in der Lage, eine Problemanalyse 
zu leisten. Auch dies ist eine Erkenntnis der Haus-
haltsdebatte in diese Woche. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das müßt ihr 
gerade sagen!) 

Ich möchte auf einen Punkt eingehen, den der Kol-
lege Di ller problematisiert hat. Das, was er dazu ge-
sagt hat, kann ich so nicht stehenlassen. Ich meine 
Ihre Behauptung, daß der Nachtragshaushalt 1997 
nicht verfassungsgemäß sei. Der Vorwurf, die Bun-
desregierung habe auf die unstreitig vorliegende Stö-
rung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
nicht richtig reagiert und keinen Politikwechsel voll-
zogen, verkennt die besondere gesamtwirtschaftliche 
und haushaltswirtschaftliche Situation des Jahres 
1997. Das wissen Sie so gut wie wir. Wir wissen doch, 
daß uns neben der Steuererosion gerade das Problem 
der Arbeitslosigkeit bei diesem Haushalt so stark be-
lastet hat. 

(Abg. Karl Diller [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

- Ich möchte jetzt erst einmal im Zusammenhang vor-
tragen. 

Wenn ich die Arbeitslosigkeit ansprechen darf: 
Tun Sie doch nicht so, als ob dies eine lang vorher-
sehbare Entwicklung gewesen sei! Die Wirtschafts-
forschungsinstitute in ihrem Herbstgutachten 1996 
genauso wie der Sachverständigenrat haben eine Ar-
beitslosenzahl von rund 4 Millionen prognostiziert. 
Davon ist die Bundesregierung ausgegangen. Wir 
haben unserem Haushalt die Annahme von 3,95 Mil-
lionen Arbeitslosen zugrunde gelegt. Wenn es heute 
rund 300 000 Arbeitslose mehr gibt und sich das als 
zusätzliche Belastung für den Haushalt ausgewirkt 

hat, dann werden Sie doch zugestehen, daß dies un-
vorhersehbar war. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Ihr seid mir 
schöne Analytiker! „Unvorhersehbar" ! Sie 

Chefanalytiker!) 

Deshalb haben wir so gehandelt, wie wir es verant-
worten konnten. Auf eine solche nicht absehbare 
Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
können - das wissen Sie doch - Regierung und Ge-
setzgeber in einem laufenden Haushaltsjahr nur be-
grenzt reagieren. Und dies, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, haben wir getan. Wir haben alle 
Einsparmöglichkeiten abgeklopft. Das Ergebnis un-
serer Abwägungen war eindeutig. 

(Abg. Karl Diller [SPD] meldet sich erneut 
zu einer Zwischenfrage) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Kollege Rep-
nik, bleiben Sie bei Ihrer Aussage? 

Hans-Peter Repnik (CDU/CSU): Sehr verehrte 
Frau Präsidentin, der Kollege Di ller hat dieses Thema 
in seiner Rede zum Haushalt so stark herausgearbei-
tet, daß hier entsprechend argumentativ entgegnet 
werden muß. Dies möchte ich im Zusammenhang 
tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Karl  Diller [SPD]: Feigling! Hier Unwahrhei

-

ten verbreiten und keine Fragen zulassen! 
Wo gibt es denn sowas?) 

Wir haben verfassungsgemäß auf die Durchset-
zung zusätzlicher Einsparmaßnahmen zur Einhal-
tung der Verschuldensgrenze verzichtet und uns statt 
dessen für eine Strategie der Vermeidung einer zu-
sätzlichen Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts in einer, wie ich finde, verantwortba-
ren Größenordnung entschieden. 

(Karl Diller [SPD]: Herr Repnik, ich hätte 
nicht gedacht, daß Sie so schwach sind, daß 

Sie keine Frage zulassen!) 

- Nein, ich möchte den Gesamtzusammenhang dar-
stellen. - Wenn wir Ihrer Argumentation gefolgt wä-
ren, hätten wir zusätzlich rund 12 Milliarden DM für 
das Entlastungskonzept einsparen müssen. 

Jetzt spreche ich Sie ganz konkret an, Herr Di ller. 

(Joachim Poß [SPD]: Wer jemanden an

-

spricht, muß auch Zwischenfragen zulas

-

sen!) 

Wenn ich sehe, in welchem Maße Sie sich auch in 
dieser nunmehr abgelaufenen Haushaltswoche kon-
sequent jeder strukturellen Veränderung verweigert 
haben, ist der Protest gegen weitere nicht vorgenom-
mene Einsparungen doppelzüngig. Deshalb trifft er 
uns und den Finanzminister nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Hermann Otto Solms [F.D.P.]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir müs-
sen doch folgendes zur Kenntnis nehmen: Wir haben 
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bereits im Vorfeld der Aufstellung des Haushalts für 
1997 durch das Programm für Wachstum und Be-
schäftigung umfangreiche wirtschafts- und finanzpo-
litische Reformen umgesetzt, die immerhin allein für 
das Jahr 1997 ein Entlastungsvolumen von rund 
20 Milliarden DM erbringen. Sie wissen, wir haben 
darüber hinaus rund 7 Milliarden DM im Regierungs-
entwurf 1997 eingespart, Kürzungen von 3 Milliarden 
DM im Rahmen der parlamentarischen Beratungen 
des Haushalts vorgenommen sowie von weiteren 
5 Milliarden DM im Rahmen des Nachtragshaus-
halts. 

Ich denke - dabei habe ich gerade Ihre Worte, Herr 
Kollege Wieczorek, im Ohr -, wir haben uns in dieser 
ganzen Zeit ökonomisch vernünftig verhalten, wenn 
wir auf weitere Ausgabenkürzungen verzichtet ha-
ben. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Deswegen die 
steigende Arbeitslosigkeit!) 

Auch massive Steuererhöhungen hätten die Störung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts durch 
eine weitere Schädigung der Wachstumsdynamik 
vertieft; das wissen Sie. Deshalb ist der Haushalt 
1997 einschließlich des Nachtragshaushalts verfas-
sungsgemäß. Das Defizitkriterium des Vertrags von 
Maastricht wird Deutschland 1997 und 1998 erfüllen. 

Aber - jetzt komme ich wieder auf Ihre Ermahnung 
zurück -: Wir haben keinen Grund zur Selbstgefällig-
keit. Damit spreche ich beide Seiten des Hauses an, 
wie Sie, Herr Wieczorek, es bereits gesagt haben. 
Trotz dieser unbestreitbaren Konsolidierungserfolge 
wird der Druck auf die öffentlichen Haushalte ange-
sichts der hohen Arbeitslosenzahl von über 4 Millio-
nen natürlich weiter anhalten. Sie stellt eine schwere 
sozial-, wirtschafts- und, wie wir sehen, finanzpoliti-
sche Hypothek dar. Sie höhlt die Stabilität der Staats-
finanzen aus und überfordert unsere sozialen Siche-
rungssysteme. 

Wir werden aus diesem Teufelskreis nur dann her-
auskommen können, wenn es uns gelingt, die deut-
sche Wirtschaft auf einen steileren Wachstumspfad 
zurückzuführen. Die beste Beschäftigungspolitik - 
dies  muß gerade der linken Seite des Hauses gesagt 
werden - ist eine wachstumsorientierte, eine infla-
tionsfreie Wirtschaftspoli tik, die die Investitionstätig-
keit der Unternehmen anregt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie des Abg. Dr. Hermann Otto Sohns 

[F.D.P.]) 

Deshalb, meine Damen und Herren, führt kein Weg 
daran vorbei, alles zu tun, daß die Weichen so gestellt 
werden, daß wir dieses höhere wi rtschaftliche 
Wachstum generieren. Hier ist nicht nur der Gesetz-
geber gefragt und die jeweilige Regierung. Hier sind 
alle Beteiligten, nicht zuletzt auch die Tarifpartner, 
aufgefordert, das in ihrer Macht Stehende zu tun. Ich 
möchte ganz bewußt auch in der dritten Lesung den 
Gewerkschaften Lob zollen, die in den vergangenen 
zwei Jahren diese gesamtwirtschaftliche Verantwor

-

tung gesehen und durch moderate Tarifabschlüsse 
angenommen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich möchte sie ermutigen, auf diesem Weg weiter 
fortzuschreiten. 

Die Erfolge einer solchen Tarifpolitik werden sich 
- der Sachverständigenrat wurde in dieser Woche 
häufig zitiert; ich möchte ihn in diesem Zusammen-
hang ebenfalls erwähnen - nicht kurzfristig, sondern 
mit einer zeitlichen Verzögerung einstellen. Deshalb 
brauchen wir etwas Geduld, und zu dieser Geduld 
rate ich uns. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Wilhelm  Schmidt [Salzgitter] [SPD]: 15 Jahre 

hatten wir Geduld mit Ihnen!) 

Das Argument von Lafontaine, durch Lohnzurück-
haltung werde die Massenkaufkraft geschmälert und 
dadurch ein geringeres Beschäftigungsvolumen er-
reicht, verkennt nach Ansicht der Sachverständigen 
„ökonomische Grundzusammenhänge" und ist des-
halb die falsche Medizin. 

Was sollen wir also den Gewerkschaftsführern, die 
sich verantwortungsbewußt zeigen und sich in die 
gesellschaftliche Verantwortung einbinden lassen, 
sagen? - Wir sollten ihnen Mut machen. Mut machen 
und nicht scharfmachen ist die Devise dieser Zeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn wir schon beim Thema Mut sind, so sollten 
wir zumindest dort, wo es posi tive Signale gibt, diese 
auch aufnehmen und der Bevölkerung vermitteln. 
Die wichtigen Wirtschaftsindikatoren entwickeln 
sich doch positiv. Wir sind auf dem richtigen Weg: 
Die Inflationsrate und das Zinsniveau bewegen sich 
auf einem anhaltend niedrigen Niveau. Die Expo rte 
wachsen dynamisch, und die Kapazitätsauslastung 
der deutschen Wirtschaft steigt. Es mehren sich die 
Anzeichen dafür, daß auch die inländische Investiti-
onsgüterindustrie anspringt. Dies wird zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze führen. Nehmen wir das doch 
positiv zur Kenntnis! 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Ger
-lingen] [F.D.P.]) 

Konkret: Wir haben keinen Grund zur Resignation 
und dazu, der weiteren Entwicklung - trotz aller Pro-
bleme - pessimistisch entgegenzusehen. Aber wir 
werden nur dann Erfolg haben, wenn wir an unserer 
Politik festhalten. Diese Politik beinhaltet, die Defi-
zite und Schwachstellen für die freie Entfaltung der 
Wirtschaftsdynamik zu beseitigen. Dazu gibt es 
keine Alterna tive. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, hier gilt 
also nach wie vor: Wir müssen an der Rückführung 
der Staatsquote, an der Senkung der Steuer- und Ab-
gabenbelastung festhalten. Der Staat einschließlich 
seiner Sozialversicherungssysteme beansprucht im-
mer noch zu viele Ressourcen und nimmt so privat-
wirtschaftlichen Initiativen den notwendigen Raum. 
Es ist ein Irrglaube - Sie können diese Forderung an 
diesem Pult noch so oft erheben, sie wird dadurch 
nicht richtiger -, anzunehmen, daß der Staat langfri- 
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stig Arbeitsplätze schaffen kann, wenn er nur genü-
gend hohe Ausgaben tätigt. Die keynesianisch orien-
tierte Politik des Deficit Spending bringt bei struktu-
rell bedingter Arbeitslosigkeit gar nichts, sie führt in 
die Irre und belastet die öffentlichen Kassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joachim  Poß [SPD]: Wer vertritt denn eine 

solche Linie?) 

Dies ist nicht nur eine Erkenntnis dieser Koalition, 
Gott sei Dank gibt es zunehmend auch in der Sozial-
demokratie Leute, die ihrem Parteivorsitzenden hier 
nicht folgen. Ich darf zitieren: 

Nach der sozialistischen Diskussion über die Na-
tur des Menschen beginnt meine sozialdemokra-
tische Partei unter Oskar Lafontaines Führung 
nun erneut, sich auf einen Irrweg zu begeben. 
Diesmal ist es die Hoffnung, den Zwängen des 
Wettbewerbs durch eine inte rnationale Wettbe-
werbsordnung zu entgehen. ... Was Oskar Lafon-
taine bei sogenannten Standortpolitikern, ... als 
„neoliberales Gequatsche" oder „Gefasel" be-
zeichnet hat, unterscheidet sich noch immer von 
seinen eigenen, vagen Erwartungen in die inter-
nationalen Regelsysteme wie das Zeiss-Fernrohr 
von der Glaskugel eines Hellsehers. 

Dies hat nicht jemand aus dem Lager der Koalition 
gesagt. Es war kein Geringerer als Klaus von Dohna-
nyi, der das in der vorletzten Woche im „Spiegel" ge-
sagt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nehmen Sie dies ernst! Sie haben Gelegenheit, in 
den nächsten Tagen auf Ihrem Parteitag die entspre-
chenden Weichen zu stellen. Wir sollten weder uns 
noch den Bürgern etwas vormachen. Auf dem Weg 
zu Reformen haben wir erst die Hälfte der Weg-
strecke zurückgelegt. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Sie machen 
doch dauernd etwas vor!)  

Die Rentenreform, die Steuerreform und weitere Re-
formen der sozialen Sicherungssysteme sind notwen-
dig. Wenn es nicht ökonomische Einsicht ist, dann 
sollten es die leeren Kassen der Länder und die zu-
nehmend schwindsüchtigen Kassen der Kommunen 
sein, die Sie zu dieser Einsicht bringen. Dazu möchte 
ich Sie heute noch einmal mit Nachdruck auffordern. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  zu einer 
Kurzintervention hat der Kollege Di ller. 

Karl Diller (SPD): Herr Repnik, wer jemand persön-
lich anspricht, sollte auch den Mut haben, eine Frage 
des Angesprochenen zuzulassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Aber wahrscheinlich hatten Sie den Mut deshalb 
nicht, weil  Ihre Behauptungen falsch sind. Deswegen 
will  ich noch einmal die Tatsachen nennen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Nur weil Sie 
keine Redezeit haben, versuchen Sie, hier 

so zu tricksen!) 

Als wir vor einem Jahr hier zusammensaßen, um 
den Haushalt für dieses Jahr zu beraten und zu be-
schließen, war klar, daß im Jahre 1996 für die beiden 
Titel „Arbeitslosenhilfe" und „Zuschuß an die Bun-
desanstalt für Arbeit" 36, 37, möglicherweise 38 Mil-
harden DM benötigt werden würden. Vor diesem 
Hintergrund war es aberwitzig, daß Sie in den Haus-
haltsentwurf für dieses Jahr nur 22 Milliarden DM für 
diese beiden Titel hineingeschrieben haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie haben das nur gemacht, weil Sie sonst, wenn Sie 
ehrlich veranschlagt hätten, schon vor einem Jahr 
hätten beantragen müssen, daß der Deutsche Bun-
destag für das Jahr 1997 die Störung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts feststellt. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Genau!) 

Das wollten Sie damals vermeiden. Heute müssen 
Sie diesen Canossagang antreten. Sie sind geschei-
tert! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Denn mit Ihrem Nachtragshaushalt machen Sie 
nichts anderes, als auf die 22 Milliarden DM, die ver-
anschlagt sind, 18 Milliarden DM draufzulegen, da-
mit Sie den Finanzierungsbedarf überhaupt darstel-
len können. 

Deswegen sage ich Ihnen eines: Das ist ein Miß-
brauch des Instruments „überplanmäßige Ausga-
ben". Denn „überplanmäßig" heißt „unabweisbar" - 
das ist der Fall  -, aber auch „unvorhersehbar". 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Genau!) 

Unvorhersehbar waren diese Mehrbedarfe nicht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne -

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Sie waren vorhersehbar. Deshalb war Ihr Haushalts-
entwurf schon damals, als die Regierung ihn im Juli 
beschloß, als Sie ihn im Plenum vor einem Jahr mit 
Ihrer Mehrheit beschlossen haben, verfassungswid-
rig. Wir haben Sie darauf hingewiesen; Sie haben ihn 
wider besseres Wissen dennoch beschlossen. 

Damit sind Sie 1996 mit den Luftbuchungen des 
Herrn Waigel einen verfassungswidrigen Haushalt 
eingegangen, und auch 1997 sind Sie einen verfas-
sungswidrigen Haushalt eingegangen. Mit der ver-
steckten Kreditaufnahme über die bundeseigene 
Kreditanstalt für Wiederaufbau machen Sie auch für 
1998 einen verfassungswidrigen Haushalt. 

Deswegen wiederhole ich das, was ich hier schon 
einmal gesagt habe: Wären die Herren Kohl, Waigel 
und Gerhardt die leitenden Angestellten einer P rivat- 
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firma, hätten die drei Herren schon längst den Gang 
zum Konkursrichter antreten müssen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Möchten Sie ant-
worten, Herr Repnik? 

(Helmut Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Was 
wahr ist, bleibt wahr!) 

Hans-Peter Repnik (CDU/CSU): Gerne, Frau Präsi-
dentin. 

Wir wollen jetzt nicht in eine Debatte eintreten, die 
im Haushaltsausschuß geführt worden ist. Deshalb 
möchte ich auf die Inte rvention des Kollegen Di ller 
nur folgendes sagen: Die Bundesregierung ist bei der 
Aufstellung des Haushalts von Arbeitslosendaten 
ausgegangen, die vom Sachverständigenrat und von 
den wirtschaftswissenschaft lichen Forschungsinstitu-
ten mitgetragen wurden. Das ist das erste Datum, 
das sich später nachteilig verändert hat. 

Das zweite Datum, das diesen Haushalt sehr be-
schwert, sind die wegbrechenden Steuereinnahmen, 
was deutlich macht, daß wir die Steuerreform brau-
chen. Wenn wir diese beiden Daten so nicht gehabt 
hätten, hätten wir auch die Probleme nicht gehabt, 
die wir jetzt mit dem Nachtragshaushalt in Ordnung 
gebracht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Karl Diller [SPD]: Die 
99er Steuerreform rettet die 97er Einnah

-

men?) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste Redne-
rin rufe ich jetzt die Kollegin K ristin Heyne auf. 

Kristin Heyne (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir werden 
heute in dritter Lesung den 1998er Haushalt be-
schließen. Das ist der Haushalt, der zum erstenmal 
nach dem neuen Haushaltsrecht vollzogen werden 
wird. Er wird mehr Flexibilität und auch einen gewis-
sen Einstieg in Überjährigkeit zulassen. Das sind 
dringend nötige Entwicklungen. Sie wissen, daß 
Bündnis 90/Die Grünen hier gerne weitere deutliche 
Reformschritte gesehen hätte. Die Bundesländer ma-
chen uns da vieles vor. 

Die Kameralistik kann den Anspruch auf Wirt
-schaftlichkeit tatsächlich nicht mehr erfüllen. Es ist 

nicht sinnvoll, zwei Jahre im voraus zu bestimmen, 
wie viele Bleistifte gekauft werden sollen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Sie haben die 
Probleme voll erkannt!) 

Die Ministerien und die öffentlichen Einrichtungen 
sollen sich der jewei ligen Situation flexibel anpassen 
und kostengünstig handeln können. 

Das Budgetrecht ist eine der wichtigsten Einfluß-
möglichkeiten des Parlaments. Deshalb ist es, wenn 
man mehr Flexibilität zuläßt, nötig, genau zu be-

schreiben, welche Aufgaben mit dem zur Verfügung 
gestellten Geld erfüllt werden sollen, und zu über-
prüfen, ob das Ergebnis auch eingetreten ist. Flexibi-
lisierung des Haushaltsrechts ist nur bei deutlicher 
Produktbeschreibung und bei Anwendung der Ko-
sten- und Leistungsanalyse möglich. 

Letzteres ist im neuen Gesetz allerdings nur als 
Kann-Bestimmung vorgesehen - mit der zusätzlichen 
Einschränkung: in geeigneten Bereichen. Die Forde-
rung nach Produktbeschreibung kommt überhaupt 
nicht vor. Mehr Beweglichkeit im Haushaltsvollzug 
macht aber zusätzlich auch das Einbeziehen des Par-
laments durch ein zeitnahes Berichtswesen notwen-
dig. Auch dieses sucht man im neuen Haushaltsrecht 
vergeblich. 

Die Kollegen von der Koalition, die diesem Haus-
haltsrecht zugestimmt haben, geben wesentliche 
Parlamentsrechte aus der Hand, ohne für einen Aus-
gleich zu sorgen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der Regierung und den Ministerien kann es natürlich 
recht sein, wenn sie schalten und walten können, 
wie sie möchten. Das aber verstehe ich nicht unter 
parlamentarischer Demokratie. 

Meine Damen und Herren von der Koalition, Sie 
lassen es zu, daß der Haushaltsausschuß zunehmend 
zum Papiertiger wird. Dies ist durchaus wörtlich zu 
nehmen. In dieser Legislaturperiode wurde im Haus-
haltsausschuß bisher über 3 636 Drucksachen ver-
handelt. Wenn es aber darauf ankommt, dann gehen 
20 Milliarden DM über den Tisch mit einem Zettel, 
auf dem fünf vage Posi tionen und die erhellende Be-
merkung stehen: Sonstiges: 3 Milliarden DM. 

Ich stelle fest, daß nicht nur diese Regierung mit ih-
rem Finanzminister müde geworden ist. Auch die 
Mitglieder dieser Koalitionsfraktionen haben es im 
16. Jahr der Regierung Kohl aufgegeben, ihren Ein-
fluß als Parlament geltend zu machen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Meine Damen und Herren von der Koalition, wo war 
Ihr Veto, als dieser unsägliche europäische Stabili-
tätspakt verabschiedet wurde, bei dem erst am Ende 
eines Haushaltsjahres bekannt wird, wie hoch im 
laufenden Jahr die Neuverschuldung sein darf? Die-
ser Stabilitätspakt soll langfristig praktizierbar sein 
und langfristig wirken. Wir haben aber Jahr für Jahr 
erlebt, wie mit hektischen Sparaktionen im Haus-
haltsvollzug noch nachgebessert wurde. Das sind 
Aktionen, die in aller Regel Kosten hinausschieben 
und damit oft unnötige zusätzliche Kosten verursa-
chen. 

Es ist sinnvoll und ganz offenkundig notwendig, 
eine Obergrenze der Verschuldung festzulegen. 
Diese Grenze kann und muß aber bei Aufstellung 
des Haushalts bereits bekannt sein. Jede andere 
Regelung macht eine nachhaltig sparsame Haus-
haltspolitik unmöglich. Es wäre sinnvoll, die Ver-
schuldungsobergrenze am Mittel des Wachstums der 
vorangegangenen Jahre zu orientieren und kurzfri- 
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stige konjunkturelle Veränderungen im Sinne auto-
matischer Stabilisatoren hinzunehmen. Damit würde 
eine konjunkturverschärfende prozyklische Ausga-
benpolitik vermieden. 

Dem Finanzminister ist es doch nur recht, wenn er 
mit der 3-Prozent-Knute praktisch jede Sparmaß-
nahme durchsetzen kann. Die Glaubwürdigkeit der 
Haushaltspolitik und vor allen Dingen die Zuverläs-
sigkeit der Zusagen der staatlichen Ebene leiden je-
doch heftig unter dieser deutschen Holzhammersta-
bilität. Ein bißchen finanzpolitische Feinfühligkeit 
und Phantasie - nicht mit Kreativität zu verwechseln 
- hätten dem europäischen Stabilitätspakt gutgetan. 
Feinfühligkeit und Phantasie sind aber vermutlich, 
wenn ich zur Regierungsbank blicke, unangemes-
sene Forderungen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Ein weiteres Veto der Haushälter dieser Koalition 
ist längst überfällig. Die schädliche Sommerdebatte 
über Steuerreform und Nettoentlastung hätte ver-
mieden werden können, wenn die Haushälter der 
Koalition deutlich gesagt hätten, was sie genau wis-
sen: Eine Nettoentlastung ist zur Zeit nicht zu ver-
kraften. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Die kurzfristigen Einsparmöglichkeiten sind ausge-
reizt. Weitere Sparmöglichkeiten erfordern struktu-
relle Veränderungen. Sie sind nicht im Hauruckver-
fahren durchzusetzen. 

Zu Beginn dieser Haushaltswoche hat der Obmann 
der CDU/CSU-Fraktion, der Kollege Roth, eine 
Steuerreform noch vor der Wahl eindringlich einge-
fordert. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Dabei hat er von Verbreiterung der Bemessungs-
grundlage und von Senkung der Ta rife gesprochen. 
Aber bezeichnenderweise hat er nicht von Nettoent-
lastung gesprochen, was übrigens auch alle weiteren 
Redner der Union nicht getan haben. 

Ein Angebot zur Tarifsenkung hat der SPD-Vorsit-
zende Lafontaine auf den Tisch des Hauses gelegt. 
Wenn man den Meldungen von gestern trauen darf, 
hat sich der Fraktionsvorsitzende der F.D.P., der Kol-
lege Sohns, dazu durchgerungen - ich hoffe, es wird 
heute eine klare Aussage dazu geben, Herr Kollege 
Solms -, eine Steuerreform in der ersten Stufe auch 
ohne Nettoentlastung für möglich zu halten. Ich 
hoffe, das wird heute bestätigt werden. 

Sie wissen, daß wir vom Bündnis 90/Die Grünen für 
eine umfassende Steuerreform mit einer erheblichen 
Verbreiterung der Bemessungsgrundlage, mit einer 
Senkung der Tarife, mit einer Erhöhung des Kinder-
geldes und des Existenzminimums sind. Das scheint 
im Moment nicht durchsetzbar zu sein. Aber eine 
kleine Steuerreform, die die Haushalte 1999 im Bund 
und in den Ländern - Kollege Repnik, im Bund und in 
den Ländern; das betone ich und möchte ich unter- 

stützen - retten und darstellbar machen könnte, ist 
zum Greifen nahe. Niemand in diesem Land würde 
mehr verstehen, wenn diese kleine Steuerreform 
nicht realisiert würde. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Nach dem Steuerdebakel dieses Jahres kann sich 
keine Partei mehr mit Verweigerung profilieren. Be-
schließen wir die erste Stufe, die kleine Steuerreform, 
noch in diesem Jahr, und überlassen wir den Wähle-
rinnen und Wählern, wer die Gestaltung der großen 
Steuerreform übernehmen wird! 

Zurück zu den Beratungen des 98er Haushalts. Ne-
ben der Fortentwicklung des Haushaltsrechts, den 
Maastricht-Kriterien und den wegbrechenden Steu-
ereinnahmen gab es eine weitere interessante Aus-
einandersetzung im Haushaltsausschuß: Der Bund 
will  im Jahr 1998 zum erstenmal in Zinsgeschäfte, in 
die sogenannten Swaps, einsteigen. Dazu wurde 
vom Haushaltsausschuß eine Anhörung durchge-
führt. Die Bundesbank hat bei dieser Anhörung 
schriftlich und mündlich erhebliche Bedenken gegen 
die geplanten Swap-Geschäfte geäußert. Diese Be-
denken bezogen sich auf das vorgesehene Volumen 
der Swaps, auf einen möglicherweise davon ausge-
henden Zinsdruck - ich denke, im Sinne der Ange-
botspolitik ist das ein sehr wichtiges Argument -, auf 
ein entstehendes Konfliktpotential zwischen Geld- 
und Finanzpolitik, auf die Gefahr einer Verschiebung 
von Haushaltsbelastungen in die Zukunft und 
schließlich auf die Verletzung des Grundsatzes, 
Zinsänderungsrisiken zu begrenzen. 

Ich denke, dies alles sind durchaus gewichtige Be-
denken. Trotzdem stellte die Koalition lediglich fest, 
daß auch die Bundesbank Swaps als ein Mittel der 
Staatsfinanzierung ansieht, und blieb bei den Swaps 
im vorgesehenen Umfang. Für den möglichen Vor-
teil, kurzfristig eine Haushaltslücke schließen zu 
können, wurden fachliche Bedenken in den Wind ge-
schlagen. 

Dies ist eines von zahlreichen Beispielen der Un-
empfindlichkeit dieser Koalition und dieser Regie-
rung für sachverständige Beratung. Jahrelanges 
Ignorieren von Rechnungshofanregungen, die Ab-
lehnung der Vorschläge der Bareis-Kommission und 
der Umgang mit dem Jahresgutachten des Sachver-
ständigenrates, wie wir ihn in der Debatte dieser Wo-
che mehrfach erlebt haben, dies a lles macht deutlich, 
wie mangelhaft die Erneuerungsfähigkeit dieser Re-
gierung ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

„Augen zu und durch" ist die allgegenwärtige Ma-
xime geworden. Diese Koalition ist ausschließlich da-
mit beschäftigt, die Interessen ihrer kleinen Partner 
auszugleichen: das Überleben als Steuersenkungs-
partei im Falle der F.D.P. und ungestörtes Regieren in 
Bayern auf seiten der CSU. Der Haushalt 1998 ist ein 
Spiegel dieser Regierung. Er verteilt nicht gerecht. Er 
verschwendet trotz Finanznot. Er verschiebt Bela- 
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stungen auf die Zukunft. Er ist unsolide. Bündnis 90/ 
Die Grünen werden diesen Haushalt ablehnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat jetzt 
der Kollege Dr. Wolfgang Weng. 

Dr. Wolfgang Weng (Gerungen) (F.D.P.): Frau Prä-
sidentin! Meine Damen und Herren! Der Wirtschafts-
minister und designierte Ministerpräsident des Lan-
des Nordrhein-Westfalen hat gestern im Deutschen 
Bundestag die Finanzausstattung der Bundesländer 
beklagt und der Koalition im Bundestag die Schuld 
hieran gegeben. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Eine 
Frechheit!) 

Richtig ist, daß bei der Verteilung der eingehenden 
Steuermittel nach der Wiedervereinigung die Länder 
außerordentlich gut abgeschnitten haben. Das ist un-
strittig. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört!) 

Richtig ist, daß die Einnahmen der Länder in die-
sem Jahr zum erstenmal in der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland höher sind als die des 
Bundes. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Un- 
glaublich!) 

Richtig ist auch, daß praktisch alle Länder den Mah-
nungen, die Anfang der 90er Jahre über zukünftige 
Einnahmeentwicklungen hier in diesem Hause aus-
gesprochen worden sind, überhaupt nicht ernst ge-
nommen haben, diesen Mahnungen nicht gefolgt 
sind und in ihren Haushalten viel zu spät umgesteu-
ert haben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Dieser tatsächliche Ablauf zeigt, daß zwar die Klagen 
über den Zustand berechtigt sind, daß aber die Situa-
tion in den Ländern selbstverschuldet ist. 

Die Gesamtsituation öffentlicher Finanzen, sowohl 
der öffentlichen Haushalte wie der sozialen Siche-
rungssysteme, macht ein Umsteuern notwendig. 
Künftig sollte eine klare Zuordnung der Einnahmen 
ebenso wie der Aufgaben bessere Transparenz und 
damit auch stärkeren Wettbewerb unter den Bundes-
ländern ermöglichen. Klare Verantwortungen bei 
klarer Finanzierungsregelung! Die Verflechtungen 
und Verfilzungen des Steuer- und Abgabesystems 
und die Verschiebebahnhöfe zwischen öffentlichen 
Haushalten und den Sozialversicherungen sind 
schädlich. 

Die Bundesrepublik Deutschland braucht eine 
neue Finanzverfassung. Dieser Aufgabe werden sich 
alle politischen Kräfte stellen müssen. Der Herr Bun-
deskanzler hat vor wenigen Wochen an einer Sitzung  

des Haushaltsausschusses teilgenommen. Das war 
eine Besonderheit in dieser Wahlperiode. Da er ja in 
Stilfragen immer besonders gut Bescheid weiß, wis-
sen wir das als Haushaltsausschuß auch entspre-
chend zu würdigen. Hierbei hat er erklärt, daß er 
eine solche Veränderung ebenfalls für notwendig 
hält. Wir stimmen mit ihm inhaltlich darin überein, 
daß für den Fall einer solchen Änderung für die Ge-
meinden eine sichere Beteiligung an den Finanzen 
gewährleistet sein muß. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Notwendige strukturelle Veränderungen bringen 
allerdings nicht mehr Geld. Diesen Eindruck erweckt 
die Opposition immer gerne, wenn sie zum Beispiel 
fordert, versicherungsfremde Leistungen in die 
Haushalte zu verlagern. Auch hier ist ja kein Geld 
übrig, sondern es müssen Schulden gemacht werden. 
Deswegen bleibt für die handelnde Politik die erste 
Forderung: Sparsamkeit und neue wi rtschaftliche 
Dynamik durch Verbesserung der steuerlichen Rah-
menbedingungen. Unsere Bürger wären völlig ver-
ständnislos, wenn die vielfältigen Gesprächsange-
bote, die in dieser Woche von diesem Pult aus ausge-
sprochen worden sind, nicht tatsächlich in Gespräche 
und dann auch in konkrete Ergebnisse einmünden 
würden. 

Noch ist Zeit, aber nicht mehr viel. Wenn alle Be-
teiligten ehrlich an den Tisch und alle Fakten ehrlich 
auf den Tisch kämen, wäre eine Umsteuerung mit 
dem Ziel der Standortverbesserung noch kurzfristig 
möglich. Die Freien Demokraten wünschen solche 
Gespräche; es wäre ein guter Abschluß der Haus-
haltsberatungen, wenn nach der Demonstration ge-
ordneten Haushaltsverfahrens durch die Koalition 
auch noch die notwendigen Entscheidungen durch 
Zusammenwirken aller politischen Gruppierungen 
zustande kämen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der Haushaltsausschuß 
- ein Parlament im kleinen - hat für den gesamten 
Deutschen Bundestag den Etat für 1998 und den 
Nachtragshaushalt 1997 vorberaten. Der Deutsche 
Bundestag hat gestern abend das Beratungsergebnis 
in zweiter Lesung gebilligt. Ich weiß, daß manche 
Entscheidungen des Haushaltsausschusses von Be-
troffenen und von Kollegen hier im Hause als 
schmerzhaft empfunden werden; aber Korrekturen 
sind ja jährlich möglich. 

Unsere intensiven Vorberatungen ebenso wie un-
sere häufig sehr langen Sitzungen lassen über Partei-
grenzen hinweg dem bekannten Korpsgeist der 
Haushälter entstehen. Ich glaube schon, daß wir im 
Sinne angewandten Parlamentarismus und der Re-
gierungskontrolle ein besonderer Ausschuß sind. 
Daß die Arbeit in diesem Jahr mit Blick auf das Wahl-
jahr ein wenig erschwert war, gebe ich zu. Es ist ja 
auch naheliegend. 
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Auch wir würden natürlich lieber geben als neh-
men. Aber gestern kommentierte in anderem Zusam-
menhang der „Tagesspiegel" : 

Zum Gewinn von Popularität werden Abgeord-
nete nicht gewählt. Verantwortung heißt ihr 
Thema, und zwar für die Zukunft. 

Dessen sind wir uns bewußt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Mein Dank für gute Zusammenarbeit gilt allen Kol-
leginnen und Kollegen des Ausschusses, an der 
Spitze natürlich dem Vorsitzenden Helmut Wieczo-
rek, der Gott  sei Dank gesundheitlich wieder voll 
hergestellt ist. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Mein Dank gilt dem Obmann der Union, Adolf 
Roth, für enges und vertrauensvolles Teamwork über 
viele Jahre. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Allen Mitarbeitern im 25. Stockwerk des Langen 
Eugen gebührt Anerkennung. Natürlich müssen 
auch Finanzminister Theo Waigel und sein qualifi-
zierter Mitarbeiterstab Erwähnung finden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Deren wirklich ausgezeichnete Unterstützung, und 
zwar nicht nur der Koalitionsseite - das gilt für den 
Apparat der Regierung insgesamt, aber speziell für 
den des Finanzministeriums -, hat unser Beratungs-
ergebnis und, was in einem Staat auch wich tig ist, 
die Einhaltung des Zeitplans, ein geordnetes Bera-
tungsende, das wir heute hier mit der dritten Lesung 
im Deutschen Bundestag finden, ermöglicht. Dies 
will  ich ausdrücklich würdigen. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, erlauben Sie 
ein persönliches Wo rt . Nach vier Wahlperioden, nach 
über 12 Jahren als haushaltspolitischer Sprecher der 
Koalitionsfraktion F.D.P. ist dies der 15. und letzte 
Haushalt der Bundesrepublik Deutschland, an dem 
ich mitgewirkt habe. 15 Jahre Kampf nach vielen 
Seiten liegen heute hinter mir, 15 Jahre Kampf für 
öffentliche Sparsamkeit und sorgfältigen Umgang 
mit den Steuergeldern der Bürger, 

(Lachen bei der SPD) 

15 Jahre Regierungskontrolle und Kampf für Rechte 
des Parlaments, aber auch - in Erfüllung des Wähler-
auftrags -15 Jahre Kampf für Koalition und Kanzler. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Auch dieses fünfzehnte Mal würde ich Ihnen gern 
eine bessere Haushaltssituation präsentieren. Den-
noch hoffe ich - davon bin ich persönlich überzeugt -, 
meine Pflicht erfüllt zu haben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die F.D.P.-Bundestagsfraktion stimmt dem Nach-
tragshaushalt 1997 und dem Bundeshaushalt 1998 
auch in dritter und abschließender Lesung zu. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  zu einer 
Kurzintervention hat der Kollege Sohns. 

Dr. Hermann O tto Solms (F.D.P.): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Frau Kollegin Heyne hat eben meine Aussage zitiert, 
wir bräuchten in einer ersten Stufe der Steuerreform 
nicht zwingend eine umfangreiche Nettoentlastung. 
Ich will das noch einmal ausdrücklich bestätigen. Ich 
bin der Meinung, wenn wir zueinanderkommen wol-
len und eine durchgreifende und wirksame Steuerre-
form, die dringend notwendig ist, auf den Weg brin-
gen wollen, dann müssen wir uns beweglich zeigen 
und müssen auch deutlich machen, was jetzt gemein-
sam vereinbart werden kann und wo es Grenzen 
gibt. Man muß jedoch auch Zugeständnisse machen. 

Die F.D.P. hat immer besonderen Wert darauf ge-
legt, daß die Steuerreform mit einer erheblichen Net-
toentlastung verbunden ist. Angesichts dessen, daß 
wir in dieser Legislaturperiode bereits erhebliche 
Entlastungen erreicht haben, müssen Sie aber die er-
ste Stufe der Steuerreform, was die Nettoentlastung 
anbetrifft, relativieren. Durch die Anhebung des 
Grundfreibetrages, durch eine Verbesserung beim 
Kindergeld, durch den Wegfall des Kohlepfennigs 
und schließlich durch die Absenkung des So lis um 
2 Punkte haben wir rund 33 Milliarden DM Netto-
entlastung erreicht. Darüber hinaus hat die letzte 
Steuerschätzung gezeigt, daß es indirekt Steuersen-
kungen von zusätzlich weit mehr als 30 Milliarden 
DM gegeben hat, weil sich Steuerpflichtige der Be-
steuerung entzogen haben oder weil sie dadurch, 
daß sie aus dem Arbeitsprozeß ausgeschieden sind, 
nicht mehr steuerpflichtig sind. Das ist volkswirt-
schaftlich eine erhebliche Entlastung von zusammen 
mehr als 60 Milliarden DM. 

Gerade vor diesem Hintergrund sollte die erste 
Stufe der Steuerreform auch ohne eine zusätzliche 
Nettoentlastung auskommen können. Ich sage das 
als Angebot auch an die Sozialdemokraten, damit sie 
während ihres Parteitages in sich gehen und an-
schließend vielleicht mit uns ins Gespräch eintreten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat jetzt 
die Abgeordnete Dr. Christa Luft. 

Dr. Christa Luft (PDS): Frau Präsidentin! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Seit einer Woche toben in 
diesem Hause nun schon rheto rische Redeschlachten 
zum Schicksalsbuch der Nation für das Jahr 1998. 
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Besser geworden ist dadurch an den Haushaltspla-
nungen leider überhaupt nichts. 

(Beifall bei der PDS) 

Weder die Millionen Arbeitslosen noch die protestie-
renden Studenten, weder die auf Wohngeld Ange-
wiesenen noch die einen Ausbildungsplatz Suchen-
den konnten in dieser Woche irgendwelche neuen 
Hoffnungssignale empfangen. Aber nun bekommen 
sie ja den Eurofighter, wenngleich ich ein solches 
Tauschgeschäft makaber finde. Immerhin ist das 
aber das Ergebnis dieser Woche. 

Herr Kollege Repnik, jawohl, die Maast richt-Ope-
ration am Haushalt 1998 ist gelungen. Das 3,0-Pro-
zent-Kriterium wird vermutlich eingehalten. Aber ob 
der Patient Gemeinwesen Bundesrepublik Deutsch-
land dies überstehen wird und wie er es überstehen 
wird, das steht noch in den Sternen. 

Hier im Plenum hat sich - allerdings mit größerer 
Lautstärke - fortgesetzt, was sich zuvor über Monate 
im Haushaltsausschuß vollzogen hat: Ihre arithmeti-
sche Mehrheit setzen die Koalitionsabgeordneten au-
tomatisch gleich mit Vernunft und Recht. Aber die 
Natur hat nun einmal Verstand und Vernunft nicht 
nur nach Parteien verteilt, und schon gar nicht nur an 
die, die gerade einmal an der Regierung sind. 

(Beifall bei der PDS) 

Ihnen, Herr Kollege Helmut Wieczorek, zolle ich 
allergrößten Respekt dafür, daß Sie nach turbulenten 
Wortgefechten, die es im Haushaltsausschuß immer 
wieder gibt, stets für eine normale Arbeitsatmo-
sphäre sorgten und sorgen und do rt  immer wieder 
ein ruhender Pol sind. 

(Beifall bei der PDS, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Haushaltspolitik dieser Bundesregierung hat 
durch die fünf Wirtschaftsweisen und durch große 
Tageszeitungen einen geradezu peinlichen Verriß 
erfahren. Da tut sich jemand von der Opposi tion 
schon schwer, das noch zu übertreffen. Ein Kritik-
punkt ist gegenüber früheren allerdings hinzu-
gekommen: Nach dem Einstieg des Bundesfinanz-
ministers in das Zins-Swap-Spekulationsgeschäft 
spricht eine große Tageszeitung nun davon, daß das 
Bundesfinanzministerium zu einem „Wettbüro Wai-
gel" geworden sei. Recht hat diese Tageszeitung. Ei-
nem Kassenwart, der schon die klassischen Steuer- 
einnahmen nicht mehr im Griff hat, traut man auch 
kaum zu, mit riskanten Finanzderivaten umgehen zu 
können. 

(Helmut Wieczorek [Duisburg] [SPD]: 
Zockermentalität!) 

Immer, wenn Koalitionspolitiker im Laufe dieser 
Woche - ich habe mich eben nicht versprochen; es 
waren zumeist Männer - ans Rednerpult gegangen 
sind und die Erfolge der Bundesregierung gefeiert 
haben, 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Haben Sie 
etwas gegen Männer?) 

habe ich mich gefragt, was für einen Erfolgsbegriff 
Sie eigentlich haben. 

(Beifall bei der PDS) 

Da ist nur noch von Ausgabenkürzungen die Rede, 
und der Chefbuchhalter dieses Kabinetts bilanziert 
Streichungen in Höhe von 120 Milliarden DM in sei-
ner Amtszeit. Da klopfen Sie sich auf die Schulter, 
daß der Export  boomt, daß die Aktienkurse einen 
Aufwärtstrend haben und daß sich die Unterneh-
mensgewinne günstig entwickeln. 

Meine Damen und Herren, ist nicht inzwischen 
jeglicher soziale Bezug aus der Wirtschafts- und Fi-
nanzsprache in diesem Lande entschwunden? 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Sie haben sich die Shareholder-value-Philosophie zu 
eigen gemacht und sind dabei, die grundgesetzliche 
Pflicht zur öffentlichen Daseinsvorsorge mit Bezug 
auf die Globalisierungstendenzen über Bord zu wer-
fen, insbesondere die Sorge dafür, daß Menschen, 
die es wollen, sich mit ihrer eigenen Arbeit ihren Le-
bensunterhalt verdienen können. 

(Beifall bei der PDS) 

Schrumpfende Bundesausgaben für Bildung und 
Forschung, für Wissenschaft und Kultur, für Gesund-
heit und Wohnen, für Jugend- und Seniorenarbeit, 
also für öffentliche Daseinsvorsorge, sind der eigent-
liche wunde Punkt, an dem, wie ich finde, dieser 
Haushalt mit der Verfassung in Konflikt zu geraten 
droht. 

Dieser Etat ist Beleg dafür, daß nur noch die aktu-
ellen Haushaltslöcher und die immer wieder als völ-
lig überraschend deklarierten Steuerausfälle die 
Ausgabenpolitik des Bundes diktieren; es müßte 
aber genau umgekehrt sein. Die notwendigen öffent-
lichen Ausgaben müssen endlich den Maßstab für 
die Steuerpolitik des Bundes bestimmen. Sie können 
nicht einfach ins Blaue hinein Spitzensteuersätze 
senken. 

Herr Kollege Sohns hat eben noch einmal eine Ar-
gumentation dafür gegeben, weshalb er sich nun 
doch vorstellen könne, ohne eine weitere Nettoentla-
stung auskommen zu können. Aber alle Argumente, 
die er eben genannt hat, waren vor sechs Monaten 
auch schon gültig, und man hat nicht verstehen kön-
nen, weshalb zu diesem Zeitpunkt eine solche Blok-
kierung erfolgt ist. 

(Beifall bei der PDS) 

Die Sanierung der Staatsfinanzen, meine Damen 
und Herren von der Koalition, erreichen Sie doch 
nicht durch pausenlose Ausgabenkürzungen. Die Sa-
nierung der Staatsfinanzen erreichen Sie nur, wenn 
Sie die Steuereinnahmen stabil und verläßlich gestal-
ten und wenn Sie die zunehmenden leistungslosen 
Einkommen entsprechend besteuern. Wir haben im 
Haushaltsausschuß, aber auch hier im Plenum wie-
derholt Maßnahmen genannt, die dazu zu ergreifen 
wären. Ich nenne Ihnen nur einige Beispiele: 
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10 bis 15 Milliarden DM könnten Sie schon im 
nächsten Jahr durch unverzügliche Eindämmung 
von Steuerflucht und Steuerhinterziehung mobilisie-
ren. 

Würden Sie den Solidarbeitrag nicht senken, dann 
kämen zusätzlich 7 Milliarden DM in die leeren Kas-
sen. 

Mit der Wiedereinführung der Vermögensteuer bei 
reformierter Grundlage würden 1998 zirka 9 Milliar-
den DM in die Länderkassen fließen können, die das 
wohl auch bitter nötig haben. 

Eine Reform der Steuer auf große Erbschaften - 
Kollege Wieczorek hat dieses Thema auch angespro-
chen - brächte weitere Mehreinnahmen in Höhe von 
15 Milliarden DM. 

12 Milliarden DM könnten Sie zusätzlich aus der 
Auflösung ungerechtfertigter Rückstellungen zum 
Beispiel bei den Energieversorgungsriesen errei-
chen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Wie sieht 
es mit der Erbschaft von Schulden aus?) 

Hinzu kämen Mehreinnahmen aus der überfälli-
gen Besteuerung von Spekulationsgewinnen. 

(Beifall bei der PDS) 

Mit den meisten dieser eben genannten Dinge dür-
fen Sie nicht warten, bis sich in diesem Haus eine 
Mehrheit für irgendeine große Steuerreform findet, 
sondern das sind überfällige Maßnahmen, auf die die 
Menschen in diesem Lande warten. 

Durch Ihre Von-der-Hand-in-den-Mund-Politik en-
gen Sie künftigen Generationen die Spielräume für 
eigenständiges Handeln in unverantwortlicher Weise 
ein. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Vor 15 Jahren hat diese Bundesregierung ein 
reichgefülltes Rese rvoir an öffentlichem Vermögen 
übernommen. Sie hat es nicht gepflegt, sie hat es 
nicht gemehrt. Sie ist dabei, dieses Rese rvoir 1998 
fast leer zu pumpen. Mit 28 Milliarden DM, die Sie 
aus Maßnahmen der Privatisierung erreichen wollen, 
wird dieses Faß sehr, sehr leer gepumpt. Ein Kunst-
stück ist das nicht; das ist eher eine Tragödie. 

(Beifall bei der PDS - Bartholomäus Kalb 
[CDU/CSU]: Eine Erblast, ja!) 

Schulden des Erblastentilgungsfonds - genau, ich 
greife dieses Thema auf - 

(Siegfried  Hornung [CDU/CSU]: Ja, Ihre 
Schulden!) 

und des Bundeseisenbahnvermögens, die bei immer 
noch moderatem Zinsniveau rascher als vorgesehen 
getilgt werden könnten, werden nicht bedient, son-
dern in die Zukunft verschoben. Sie werden auch in 
der Zukunft immer noch dieses Argument bemühen, 
die marode DDR habe Ihnen dieses große Loch in 

Ihre Steuerkassen gerissen und Ihre Staatsschulden 
in die Höhe get rieben. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Der ein

-

zige richtige Satz, den Sie sagen!) 

In Wahrheit verschieben Sie die Lasten in die Zu-
kunft, damit der Bundesfinanzminister die Nettoneu-
verschuldung Maastricht-konform rechnen kann. 

Mit der beschlossenen Anschaffung des Eurofigh-
ters belasten Sie den Bundeshaushalt 17 Jahre im 
voraus. Schöne Aussichten sind das für die kommen-
den Generationen! Selbst die Solisenkung wollen Sie 
auf Pump betreiben. 

Nein, Kolleginnen und Kollegen, dieses Land 
braucht einen Politikwechsel. 

(Beifall bei der PDS) 

Unabdingbar ist es, ein Zukunftsinvestitionspro-
gramm sowie ein mittelfristiges Ausbildungs- und 
Beschäftigungsprogramm für junge Leute aufzule-
gen. Das wären Hoffnungssignale, die von hier aus-
gehen könnten. 

Dringlich ist es, für gesellschaftlich notwendige Ar-
beiten im soziokulturellen Bereich öffentliche Nach-
frage finanzierbar zu machen. Dieses Land hat die 
Möglichkeiten dazu. Das paßt zwar nicht zu Ihrem 
neoliberalen Zeitgeist und Ihrem neoliberalen Zeit-
verständnis, aber das wird die nach Aufbruchsigna-
len suchenden Menschen in diesem Lande nicht 
mehr lange interessieren. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt der 
Bundesminister der Finanzen, Dr. Theodor Waigel. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 
Kollege Wieczorek, wir alle, auch ich persönlich, 
freuen uns, daß Sie an dieser Debatte wieder in alter 
Frische teilnehmen konnten. Ich danke Ihnen auch 
für die Leitung des Haushaltsausschusses, ebenso für 
die Kollegialität, die hier immer wieder zum Aus-
druck kommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie haben bemerkenswerte Ausführungen - mit 
Ausnahme des letzten Satzes - zum Haushaltsrecht, 
zur Finanzverfassung und zur Notwendigkeit von 
Reformen gemacht. Lassen Sie mich dazu im vorhin-
ein nur wenige Bemerkungen machen, weil es sich 
lohnt, sich mit diesen breiter und tiefer angelegten 
Ausführungen auseinanderzusetzen. 

Was die Finanzverfassung anlangt, wäre es in er-
ster Linie erforderlich, daß die Länder - was den na-
tionalen Stabilitätspakt anlangt - endlich zu einem 
Ergebnis kommen und sich auch in die nationale So-
lidarität, was den Maastricht-Prozeß und die Erfül-
lung von Defizitkriterien bet rifft, einklinken. Ich 
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halte es für zwingend erforderlich, daß dies baldmög-
lichst geschieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zum zweiten. Natürlich muß auch kritisch über-
prüft werden, ob der Bund-Länder-Finanzausgleich 
dem Wettbewerb, ob er den Incentives überhaupt 
noch gerecht wird. Wenn hier von Baye rn , Baden-
Württemberg, aber auch von Hessen die Frage ge-
stellt wird, ob eine Übernivellierung von mehr als 
90 Prozent dem Wettbewerb und der Leistungsfähig-
keit Deutschlands noch entspricht, ob es sich für ein 
finanzstarkes Land lohnt, zum Beispiel stärker Be-
triebsprüfungen durchzuführen, wenn das, was da-
bei herauskommt, automatisch in einen Finanzaus-
gleich geht, oder ob es sich für ein finanzschwaches 
Land lohnt, seine Betriebe, die vielleicht nicht so gut 
dastehen, stärker zu überprüfen, wenn das den eige-
nen autonomen Steuereinnahmen gar nicht zugute 
kommt, weil es in diesem Nivellierungssystem keine 
Früchte trägt, dann muß doch über so etwas nachge-
dacht werden. 

Insofern, glaube ich, ist es richtig, wenn wir und 
die Länder darüber nachdenken. Es kann nicht so 
sein, daß es bei den Einnahmen eines Teils der Bun-
desländer - und elf hängen am Tropf - völlig Wurscht 
ist, wie man wirtschaftet, und man nur über die Aus-
gaben, die andere garantieren, verfügt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ist ein Systemfehler, der angegangen werden 
muß und der zu Recht von den Südländern, aber 
auch von anderen moniert wird. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Aber doch nicht 
so!) 

Insofern sollten Sie das sehr differenzie rt  betrachten. 

Herr Kollege Di ller, Sie haben in einer Kurzinter-
vention noch einmal etwas über Annahmen gesagt. 
Der Kollege Repnik hat, wie ich meine, die Frage des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts überzeugend 
und mit Blick auf Art . 115 des Grundgesetzes maß-
geblich definiert. 

Wir sind doch darauf angewiesen - das ist unsere 
Pflicht -, die Annahmen, die uns entweder auf Grund 
der Steuerschätzung oder der gesamtwirtschaftlichen 
Eckwerte vorgegeben sind, in unsere Planung einzu-
führen. Das haben wir nach bestem Wissen und Ge-
wissen getan. Wenn sich die Zahlen ändern, zum Bei-
spiel bei der Steuerschätzung und die Realität sich 
anders entwickelt hat, als Bund, Länder, Kommunen, 
Bundesbank, Sachverständigenrat und Ins titute an-
genommen haben, dann müssen Sie die von Ihnen 
regierten Länder genauso kritisieren wie uns. Inso-
fern ist Ihre Bemerkung nicht fair, und sie ist auch 
nicht in Ordnung, was den Vorwurf A rt . 115 anlangt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Abg. Karl Diller [SPD] meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

- Ich möchte noch einen Satz sagen, aber ich habe 
schon den Mut. Wissen Sie, Herr Di ller, wenn Sie 
glauben, wir würden quasi vor Angst zusammenbre

-

chen, wenn Sie aufstehen: Ich kenne den Kollegen 
Repnik sehr gut. Ich weiß nicht, wovor er Angst hat, 
aber vor Ihnen ganz sicher nicht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Nur noch einen Satz - den können Sie bei Ihrer 
Zwischenfrage vielleicht gleich berücksichtigen -: 
Wer die Konsolidierung, wie Sie seit 1994, blockiert 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerungen] [F.D.P.]: 
Eben!) 

und zum meisten, was wir an Einsparungen vorge-
schlagen haben, nein gesagt hat oder es wenigstens 
im Bundesrat abgelehnt hat, der hat kein moralisches 
und kein juristisches Recht, sich auf A rt . 115 des 
Grundgesetzes zu berufen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Detlev von Larcher [SPD]: Ach du lieber 
Gott! - Weiterer Zuruf von der SPD: Alte 

Leier!) 

Karl Diller (SPD): Herr Bundesfinanzminister, ich 
wiederhole die Zahlen. 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: 
Eigentlich soll er fragen, Frau Präsidentin!) 

- Gut, dann muß ich den Satz in Frageform kleiden. 

Herr Bundesfinanzminister, da Sie sich auf Sach-
verständige berufen, möchte ich Sie fragen: Haben 
Sie vergessen, was das Sachverständigengutachten, 
das Ihnen vor wenigen Tagen übermittelt worden ist, 
feststellt? Ich zitiere: 

Da die Kreditaufnahme die Summe der im Haus-
halt veranschlagten Investitionsausgaben über-
stieg, mußte die Ausnahmeregelung des Arti-
kel 115 Absatz 1 GG „zur Abwehr einer Störung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts" in 
Anspruch genommen werden. Die dafür im 
Nachtragshaushalt gegebene Begründung konn-
te nicht überzeugen. Das gilt auch für die Erklä-
rung, daß die erhöhte Kreditaufnahme zur Ab-
wehr der Störung geeignet sei. 

Herr Finanzminister, meinen Sie nicht, daß dies ein 
vernichtendes Urteil ist und genau unsere Position 
bestätigt? 

(Beifall bei der SPD - Dr. Wolfgang Schäu

-

ble [CDU/CSU]: Das hat damit nichts zu 
tun!) 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Kollege Diller, auf das Sachverständigengutach-
ten komme ich nachher noch zu sprechen. Es hätte 
nur zwei Möglichkeiten gegeben, den A rt . 115 auf 
andere Art  und Weise nicht zu tangieren. Die erste 
Möglichkeit wäre gewesen, weitere Ausgabenkür-
zungen in einer Größenordnung von 15 Milliarden 
DM durchzuführen. Es ist eine Unverfrorenheit von 
Ihnen, 

(Zurufe der SPD: Na, na!) 
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diese Möglichkeit in Aussicht zu stellen. Jeder weiß 
nämlich, Sie wären zu dieser Maßnahme nicht bereit 
gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie tragen doch die Verant

-

wortung!) 

Die zweite Möglichkeit wäre gewesen, Steuererhö-
hungen in dieser Größenordnung durchzuführen. 
Auch das hätten Sie nicht mitgemacht. Im übrigen 
wäre es konjunkturpolitisch falsch gewesen. Insofern 
ist das, was wir gemacht haben, richtig und vertret-
bar und steht mit Art . 115 des Grundgesetzes in Ein-
klang. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Gerne. 

Karl Diller (SPD): Herr Bundesfinanzminister, sind 
Sie in der Lage, dem deutschen Volk zu erklären, wie 
ein Nachtragshaushalt, der nach Lage der Dinge erst 
fünf Tage vor Weihnachten im Bundesgesetzblatt ste-
hen kann, überhaupt noch geeignet sein soll, die Stö-
rung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts des 
Jahres 1997 abzuwehren? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Wir stellen fest, daß das gesamtwirtschaftliche 
Gleichgewicht im Jahre 1997 nicht gegeben ist. Wir 
nehmen deswegen die Ausnahmeregelung des 
Art . 115 in Anspruch. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Bevor Sie fragen, sollten Sie wenigstens einmal den 
Art . 115 des Grundgesetzes in seiner Gänze lesen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: Je unsolider, 
desto frecher! - Abg. Karl Di ller [SPD] mel-
det sich zu einer weiteren Zwischenfrage!) 

- Nein, ich gestatte keine weitere Zwischenfrage 
mehr. Herr Diller, ich habe Ihnen zwei Chancen ge-
geben. Sie haben Sie nicht genutzt. Insofern macht 
es keinen Sinn, Ihnen eine dritte Chance zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Lachen und Zurufe von der SPD) 

Herr Kollege Wieczorek, in Ihrem mißglückten 
Schlußsatz sollen Sie gesagt haben - so wurde mir 
berichtet; ich muß an dieser Stelle draußen gewesen 
sein; ich selbst habe ihn leider nicht gehört -, daß in 
Nordrhein-Westfalen die Einnahmen aus der Bier-
steuer höher seien als die Einnahmen aus der Ein-
kommensteuer. Vielleicht läßt sich mit der Biersteuer 
im Ruhrgebiet und vielleicht auch in Bayern an der 
einen oder anderen Stelle etwas darstellen. - Wegen 
der Erhöhung der Biersteuer sind früher Revolutio

-

nen ausgebrochen. Der Bierpreis und der Brotpreis 
konnten zu erheblichen Auswirkungen führen. 

Aber man sollte es sich in diesem Zusammenhang 
nicht zu leicht machen. Ich habe mir einmal von 
Nordrhein-Westfalen - eine Regionalisierung ist 
nicht möglich - die Zahlen geben lassen: 1996 betru-
gen die Einnahmen aus der Biersteuer do rt  494 Millio-
nen DM, die Einnahmen aus veranlagter Einkom-
mensteuer 5 292 000 000 DM. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie ganz neue Daten haben wollen, Herr Wiec-
zorek, dann sage ich Ihnen: Von Januar bis Oktober 
1997 betrugen die Einnahmen aus der Biersteuer 
409 Millionen DM, die Einnahmen aus veranlagter 
Einkommensteuer 1 844 000 000 DM. 

(Jörg van Essen [F.D.P.]: Hört! Hört!) 

Herr Wieczorek, Ihre Bemerkung ist Ihrem Niveau 
als Vorsitzender des Haushaltsausschusses nicht ge-
mäß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Lieber Kollege Weng, ich danke Ihnen wie natür-
lich auch den Kollegen Roth, Kalb und den anderen 
maßgeblichen Mitwirkenden, aber Ihnen ganz be-
sonders, weil Sie ein verläßlicher Freund und Mitar-
beiter mit großer Sachkunde, mit großer Akribie - 
nicht immer ganz einfach und pflegeleicht, aber ver-
läßlich - und mit großem Verantwortungsbewußtsein 
über Partei und Fraktion hinaus waren. Dafür möchte 
ich Ihnen meinen persönlichen und den Dank der 
Bundesregierung aussprechen. Sie werden uns feh-
len. Ich wünsche Ihnen künftig alles Gute. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Finanzmi-
nister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Wieczorek? 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Nein, zu anderen Themen gern, aber nicht zur Bier-
steuer. Das ist dem Thema dieses Tages wirklich 
nicht mehr gemäß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Frau Professor Luft, es fällt einem immer wieder 
schwer, auf PDS-Redner zu antworten. Ich kann mich 
noch daran erinnern, wie Sie Anfang 1990 mit Ihrem 
damaligen Ministerpräsidenten Modrow hier herge-
kommen sind und für Ihre Katastrophenpolitik noch 
einmal 15 Milliarden DM haben wollten. Gott sei 
Dank haben wir Ihnen keinen Pfennig gegeben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Seitdem haben wir jedes Jahr mehr als zehnmal so 
viel aufgewendet, um das von Ihnen verwüstete 
Land in Ordnung zu bringen und den Menschen 
konkret zu helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Zu den schönsten Dingen meines Lebens gehört 
die Erinnerung an eine große Veranstaltung in Leip-
zig. Dort  sah ich von weither ein großes Transparent, 
auf dem stand: „Tausche Ost-Mark und Luft gegen 
D-Mark und Waigel" . 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
- Dr. Christa Luft [PDS]: Das haben Sie 

schon einmal gesagt!) 

Mir hat das ausgesprochen gut gefallen. Die Men-
schen haben beides bekommen und sind damit auch 
heute noch zufrieden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der SPD und der PDS) 

Leider ist Herr Lafontaine - ich kann da aber nichts 
verlangen - heute nicht mehr da. Aber ich möchte 
mich doch mit einigen Punkten auseinandersetzen, 
die er in die Debatte eingeführt hat. Er hat das Bei-
spiel Japan gebracht. Das Beispiel Japan aber paßt 
ganz sicher nicht, wenn man damit begründen 
möchte, mehr Binnennachfrage sei das Richtige und 
man müsse angebotsorientierte Politik durch Nach-
fragepolitik ersetzen. Die konjunktur- und finanz-
wirtschaftlichen Probleme, in denen Japan steckt, 
hängen damit zusammen, daß die Konjunkturankur-
belung zu stark im Bereich der Binnennachfrage ver-
sucht wurde, aber zuwenig Strukturreformen ge-
macht wurden und zu wenig zur Verringerung der 
Kosten getan wurde. 

Der Schwerpunkt des jüngst von der japanischen 
Regierung beschlossenen Maßnahmenpakets zur 
Konjunkturankurbelung liegt dagegen eindeutig auf 
Maßnahmen zur Deregulierung, zur Marktöffnung 
sowie auf Steuerreformmaßnahmen wie der Senkung 
der Körperschaftsteuer. 

Nun noch einmal zum Sachverständigenrat: Weil 
er so oft mißbraucht worden ist, ist es wichtig, noch 
einmal einige Dinge in diese Debatte einzuführen. In 
Ziffer 305 heißt es: 

... die Komplexität der Wirkungszusammen-
hänge wird ... auf eine extrem vereinfachte For-
mel gebracht: Mehr Nachfrage, mehr Produktion, 
mehr Beschäftigung. 

Dann heißt es weiter: 

Mit der theore tisch fundierten Konzeption einer 
Globalsteuerung der Nachfrage hat das nichts 
mehr zu tun. Vielmehr handelt es sich um ein fun-
damentales Mißverständnis dieser Konzeption; 
eine sich in dieser Weise orientierende Wi rt

-schaftspolitik würde fatale Folgen haben. 

An anderer Stelle heißt es weiter: 

So wird der Konzeption 

- also der angebotsorientierten Konzeption - 

vorgeworfen, daß sie die Bedeutung der Nachfra-
geseite der Volkswirtschaft verkenne. Das ist 
falsch. ... Die Führungsrolle wird im Handeln auf 
der Angebotsseite gesehen ... weil mit der Initia-
tive von Anbietern zugleich Einkommen und 
Kaufkraft entstehen. 

Das ist exakt die Bestätigung unserer wirtschafts-
politischen Konzeption, an der wir festhalten und die 
wir fortführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Was die Steuerreform anbelangt, sagt der Sachver-
ständigenrat: 

Die in weiten Teilen diesen Vorstellungen ent-
sprechenden Vorschläge der Bundesregierung 
hatten im politischen Widerstreit keine Chance. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Der Sachverständigenrat 
sagt aber noch ein paar andere Sachen! Da 

könnte man noch mehr zitieren!) 

Das heißt, vornehm ausgedrückt, nichts anderes als: 
Eine richtige Konzeption ist von der SPD verhindert 
worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, ich zitiere aus den 
jüngsten Veröffentlichungen von Goldman Sachs, 
Wochenreport vom 14. November: 

Die Schlüsselfrage für die Finanzpolitiker ist 
nicht, ob sich Deutschland die Steuerreform lei-
sten kann, sie ist vielmehr, ob sich Deutschland 
das gegenwärtige Steuersystem leisten kann. 

Die große Steuerreform muß kommen. Die Steuer-
sätze sind hoch geblieben. Die Steuerquote ist ge-
sunken. Geschickte Steuerjongleure nutzen jeden 
Ausweg. Der „Normalzahler" hat das Nachsehen. 
Das bedeutet für uns: Tarifsenkung, Anreize zur 
Steuervermeidung zurückschneiden und die Bemes-
sungsgrundlage verbreitern. 

Meine Damen und Herren, ich wiederhole, was in 
dieser Woche seitens der Koalition - eben noch vorn 
Kollegen Solms - zum Ausdruck gekommen ist: Wir 
sind bereit, jetzt das mit der Opposi tion Erreichbare 
auszuloten. Wir sind bereit, einen Einstieg in die 
große Reform und Kompromißlösungen zu suchen. 
Wir müssen, wie ich meine, jetzt handeln, weil wir 
sonst ein ganzes Jahr verlieren; das kann sich 
Deutschland nicht leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Bereits im Januar 1999 muß ein Konzept umgesetzt 
werden, um den Standort Deutschland zu sichern, 
die Körperschaftsteuersätze und den Höchststeuer-
satz für gewerbliche Einkünfte zu senken sowie den 
Höchststeuersatz für nichtgewerbliche Einkünfte 
entsprechend anzupassen, um eine verfassungs-
rechtlich nicht zulässige Ungleichbehandlung zu ver-
meiden. Das bedeutet die Deckung der Steuermin-
dereinnahmen durch Einschränkung der Steuerge-
staltung. Konsenslisten liegen vor. Zusätzlich könnte 
der untere Bereich des Tarifs einbezogen werden. 
Auch hier wäre eine entsprechende Deckung sicher-
zustellen. Unter Hinzunahme einer Umschichtung zu 
den indirekten Steuern - auch das ist ein richtiger 
und vertretbarer Weg - könnte bei den direkten 
Steuern eine gewisse Entlastung stattfinden. 
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Im Jahr 2000 bedarf es wegen der Steuermehrein-
nahmen aus den Deckungsmaßnahmen von 1999 
weiterer Schritte beim Tarif; denn die Steuereinnah-
men steigen auf Grund der Gegenfinanzierung, der 
Rückführung der Vergünstigungen und des Abbaus 
der Ausnahmetatbestände im Rechnungsjahr. Wir 
können natürlich keine Überkompensation der Ge-
genfinanzierung akzeptieren. Insofern müßte eine 
weitere Senkung der Tarifsätze über den gesamten 
Tarifverlauf hinweg stattfinden. Gespräche darüber 
können sofort beginnen. Sätze, Stufen und die zu be-
wegenden Volumina können diskutiert werden. 

Das Entscheidende ist, ob die SPD bereit ist, im Ta-
rifbereich etwas für Investitionen und Wachstum zu 
tun, oder ob sie sich rein auf die Steigerung der Mas-
senkaufkraft beschränken möchte. 

Meine Damen und Herren, Sie haben kritisiert, 
daß in diesem Haushalt Einmalmaßnahmen vorge-
sehen sind. Das ist ordnungspolitisch richtig und 
finanzpolitisch geboten. Auch Sie tun das in den 
Ländern, wo Sie regieren. Daran gibt es nichts zu kri-
tisieren. Natürlich sind wir in einer schwierigen 
finanzpolitischen Situation. Es geht jetzt darum, auch 
durch Einmalmaßnahmen, die ordnungspolitisch 
richtig sind, eine Brücke in die Zukunft zu bauen. 

Privatisierung ist kein „Schlußverkauf", sondern 
ordnungspolitisch geboten: Mehr Markt, weniger 
Staat; der Staat ist der schlechtere Unternehmer. 
Auch SPD-Länder privatisieren. 

Der groß angekündigte Generalangriff auf die Til-
gungsaussetzung beim Erblastentilgungsfonds hat 
nicht stattgefunden. Das hängt wohl damit zusam-
men, daß in den von Ihnen regierten Bundesländern 
ähnliche Erwägungen angestellt werden. Wir haben 
auf Grund der Stabilitätserfolge der letzten Jahre - 
gerade was den Erblastentilgungsfonds anbelangt - 
überproportionale Tilgungen durchgeführt. Deswe-
gen ist vertretbar, diese Bundeszuführung 1997 um 
6 Milliarden DM herabzusetzen. Dennoch bleibt - 
darauf lege ich großen Wert - eine Nettotilgung von 
mehr als 6 Milliarden DM, also fast 2 Prozent der An-
fangsverschuldung. Jeder Häuslebauer weiß, daß 
2 Prozent für einen Baukredit schon eine äußerst 
hohe Tilgungsrate sind. 

Die Konsolidierungspolitik muß ungebremst wei-
tergehen. Das gilt auch für die Haushaltsaufstellung 
1999. Es muß wieder in Erinnerung gebracht werden, 
daß die SPD in der Vergangenheit Entlastungsmaß-
nahmen in der Größenordnung zweistelliger Milliar-
denbeträge verhindert hat. 

Ich erinnere daran, daß wir ein halbes Jahr vor der 
Bundestagswahl 1994 sehr unpopuläre Maßnahmen 
vorgeschlagen und versucht haben, sie durch Bun-
destag und Bundesrat zu bringen. 

(Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: Ja!) 

Es ist uns leider nicht gelungen. Ich erinnere an die 
Begrenzung der Bezugsdauer der Arbeitslosenhilfe 
auf zwei Jahre, an die Abschaffung der originären 
Arbeitslosenhilfe, an die Absenkung der Beamtenbe-
züge, die Reduzierung der Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall auf 80 Prozent. Dies alles haben wir 

vor den Wahlen 1994 vorgeschlagen. A ll  dies wäre 
notwendig gewesen, um das strukturelle Ungleich-
gewicht des Haushaltes reduzieren zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Übrigens, was Solidarität und Subsidiarität anbe-
langt: Das Saarland erhält im laufenden Jahr - ohne 
die Bundesergänzungszuweisungen - fast dreimal so 
hohe Pro-Kopf-Leistungen wie Bayern. Einschließlich 
der Ergänzungszuweisungen erhöht sich dieses Ver-
hältnis auf mehr als 5 :1. 

Es ist wahr: Bayern hat früher, in den 50er und 60er 
Jahren, aus dem Bundesfinanzausgleich Geld be-
kommen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Das war gut. Nur, es ist vernünftig angelegt worden, 
in eine richtige Strukturpolitik, in Arbeitsplätze. Zwi-
schenzeitlich hat Bayern diese Beträge zurückge-
zahlt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Siehe Eurofighter!) 

Wir stehen zur Solidarität; aber Solidarität kann 
nicht darin bestehen, hier Solidarität gegenüber dem 
Bund einzufordern und im anderen Fa ll  - bei der Ge-
setzgebung, bei der Konsolidierung des Haushalts 
und bei der Steuerpolitik - dem Bund die Solidarität 
zu verweigern. Das ist eine Form von Solidarität, die 
wir nicht akzeptieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Detlev von Larcher [SPD]: Was ist das denn 

für ein Verfassungsverständnis?) 

Übrigens: Ich bin neulich nach Primär- und Sekun-
därtugenden gefragt worden. Ich habe auf dem Par-
teitag folgendes gesagt: Es hätte dem Saarland nicht 
geschadet, wenn sich sein Ministerpräsident mit Se-
kundärtugenden wie Pflichtgefühl, Berechenbarkeit, 
Ordnung, Fleiß und Sparsamkeit hervorgetan hätte. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Das ist wahr! - 
Dr.  Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 

Treue!) 

Ich glaube, das ist ein Satz, den fast jeder in diesem 
Haus unterschreiben kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Zu den Sekundärtugenden hat er seine eigene Bezie-
hung; das hat er ja zum Ausdruck gebracht. 

Ich habe mich dann noch um die Primärtugenden 
gekümmert, als da sind: Weisheit, Besonnenheit, Ge-
rechtigkeit und Demut. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Typische Stoiber-Tugenden! 

Findet man bei Edmund Stoiber alles!) 

Jetzt gehe ich die einmal einzeln für Lafontaine 
durch. Weisheit - nein, ganz sicher nicht; Besonnen- 
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heit - nein; Gerechtigkeit - stark unterentwickelt; 
Demut - besitzt er ganz sicher nicht. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Stoiber!) 

Insofern stehe ich zu dem, was ich damals gesagt 
habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Detlev von Larcher 
[SPD]: Demut täte Ihnen gut! - Ing rid Mat

-

thäus-Maier [SPD]: Sie sollten sich schä

-

men!) 

Insofern stehe ich zu dem, was ich damals gesagt 
habe. 

(Detlev von Larcher [SPD]: An die eigene 
Nase fassen! - Ing rid Matthäus-Maier 

[SPD]: Sie sollten sich schämen!) 

Das schadet gar nicht; das Saarland und ganz 
Deutschland bräuchten mehr Sekundärtugenden - 
und natürlich auch Primärtugenden -, damit beide 
vernünftig regiert werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Anhaltende Zurufe 
von der SPD) 

Ich bin eigentlich stolz darauf, daß es mir am Freitag 
doch noch gelingt, so viel Feuer in die Debatte hin-
einzubringen, und daß Sie sich über mich ärgern. Ich 
empfinde das als ausgesprochen anspornend. Das 
scheint Ihnen doch zu schaffen zu machen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Ich schäme 
mich für Sie!) 

Herr Diller, Sie haben zum Bundesbankgewinn 
ebenfalls etwas völlig Falsches gesagt. Sie haben ge-
sagt, wir hätten das besondere Glück, hohe Bundes-
bankgewinne zu haben. Ja, das ist wahr. Nur, Sie 
wissen doch ganz genau, daß sie nur bis zu einer 
Höhe von 7 Milliarden DM in den Haushalt fließen 
dürfen. Alles, was darüber hinausgeht, fließt jetzt in 
den Erblastentilgungsfonds und wurde früher zur Re-
duzierung der Bruttoschuld verwendet. Insofern ist 
das, was Sie behaupten und was Sie andeuten, als ob 
wir das im Haushalt verwirtschafteten, völlig falsch, 
ganz abgesehen davon, daß wir immer klipp und klar 
auch gesagt haben: Ein auf Grund einer Neubewer-
tung der Devisen der Bundesbank im Zusammen-
hang mit einer europäischen Neubewertung erreich-
ter höherer Wert fließt voll in den Erblastentilgungs-
fonds und nicht in den Haushalt. Es wäre ehrlich 
gewesen, auch das offen, klar und zweifelsfrei darzu-
stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich be-
danke mich bei Ihnen für die Mitarbeit und für die 
Unterstützung. Ich bin überzeugt: Wir haben mit 
dem Nachtragshaushalt und dem Haushalt einen gu-
ten Weg gefunden, 

(Detlev von Larcher [SPD]: „Einen guten 
Weg"!) 

auf dem wir eine schwierige Zeit überzeugend be-
wältigen können. Wir werden auch künftig auf dieser 
Basis die Probleme Deutschlands meistern. Ich danke 
Ihnen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P. - Detlev von Larcher [SPD]: 5 Mil

-

lionen Arbeitslose! - Weiterer Zuruf von der 
SPD: Das war eine Büttenrede!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich rufe jetzt den 
Kollegen Cern  Özdemir auf. 

Cern Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Damit Sie 
sich nicht wundern: Ich spreche jetzt nicht zu der so-
eben gehörten Rede unseres Bundesfinanzministers. 
Ich hätte gern später geredet. Leider konnten sich 
die Geschäftsführer untereinander nicht über den 
Ablauf einigen. Deshalb werde ich jetzt zu einem 
Entschließungsantrag sprechen, den wir Ihnen nach-
her bei den Abstimmungen vorstellen werden und 
der nachher zur Abstimmung kommen wird. 

Kolleginnen und Kollegen, wir haben in dieser Wo-
che eine schwere und anstrengende Haushaltsde-
batte fast hinter uns, in der einige Signale der Ver-
ständigung beim Steuerstreit ausgesandt wurden. 
Die Tür ist zumindest einen Spalt weit aufgetan. Ich 
glaube, daß ich im Namen der meisten hier im Hause 
spreche, wenn ich sage, daß wir keine Lust haben, 
ein Jahr lang einen Dauerwahlkampf zu führen und 
ein Jahr lang Steuerstreit zu machen, weil es dem 
Ansehen der Politik und dem Ansehen der Politiker 
insgesamt immens schadet. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 

der F.D.P.) 

Wir müssen ein Interesse daran haben, daß wir in 
den Kernfragen der Auseinandersetzung zu einer 
vernünftigen Lösung kommen, so daß die Bürgerin-
nen und Bürger nicht den Eindruck gewinnen, daß 
wir uns gegenseitig blockieren und daß in der Politik 
Entscheidungen nicht mehr möglich sind. 

Das ist auch der Grund dafür, daß wir diesen Ent-
schließungsantrag eingebracht haben. Er hat einen 
Punkt zum Inhalt, bei dem wir uns trotz allen Streits 
in diesem Haus bisher, soweit ich das beurteilen 
kann, einig waren, nämlich die Europapolitik. Sie 
wissen, daß wir in der Frage der Beschäftigungspoli-
tik auf europäischer Ebene eine unterschiedliche 
Einschätzung haben. Aber in einem waren wir uns 
einig: Wir wollen nicht weniger Europa; wir wollen 
mehr Europa. Wir wollen mehr europäische Verstän-
digung. Wir wollen so viele Fragen wie möglich in 
der Zusammenarbeit mit unseren europäischen 
Freunden und Freundinnen gemeinsam lösen. 

Es gibt einen Politikbereich, bei dem wir zu einer 
anderen Einschätzung gelangen als die Bundesregie-
rung, nämlich den Bereich der Integra tionspolitik, 
der Migrationspolitik und auch der Asylpolitik. In 
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diesem Bereich brauchen wir auf europäischer Ebene 
Mindeststandards und gemeinsame Kriterien. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Cornelia Schmalz-Jacobsen 

[F.D.P.]) 

Gerade deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
bedauern wir es sehr, daß die Bundesregierung der 
Europäischen Konvention zur Frage der Einbürge-
rung, die am 5. November in Straßburg verabschie-
det wurde, nicht zugestimmt hat, obwohl 15 andere 
Staaten Europas, inklusive Österreich, zugestimmt 
haben. Die Begründung für die Ablehnung der Bun-
desregierung - ich darf kurz zitieren - war, es handle 
sich um einen ungünstigen Zeitpunkt. Wir sind ge-
genteiliger Meinung: Genau jetzt ist der richtige 
Zeitpunkt, um ein Signal zu geben, daß wir auf euro-
päischer Ebene mit unseren Pa rtnerinnen und Part

-nern eine Verständigung im Bereich der Zuwande-
rungspolitik, der Integra tionspolitik und der Einwan-
derungspolitik brauchen. 

(Dietrich Austermann [CDU/CSU]: Spre

-

chen Sie jetzt zum Haushalt, oder was? - 
Gegenruf des Abg. Joseph Fischer [Frank

-

furt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Beim 
Haushalt ist a lles zulässig!) 

Deshalb bitten wir Sie, in den anschließenden Ein-
zelabstimmungen unserem Entschließungsantrag zu-
zustimmen. Lassen Sie uns gemeinsam den Anschluß 
an den europäischen Zug nicht verpassen! Ich 
glaube, daß wir trotz allen Streits in Einzelfragen, 
auch was die Frage des Staatsangehörigkeitsrechts 

I angeht - das werden wir hier noch an anderer Stelle 
zu debattieren haben -, in dieser Frage ein Signal ge-
ben müssen. Denn unsere europäischen Freunde ver-
stehen nicht, warum gerade die Bundesrepublik 
Deutschland in diesem Punkt wegtaucht und sagt, 
daß es keinen europäischen Regelungsbedarf gebe. 

Der Antrag besteht aus einem Satz: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem 
Europäischen Abkommen zur Staatsangehörig-
keit unverzüglich beizutreten. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als letzten Redner 
in dieser Debatte rufe ich den Kollegen Bartholomäus 
Kalb auf . 

Bartholomäus Kalb (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit Aus-
gaben von 456,8 Milliarden DM wurde das Volumen 
des Bundeshaushalts weiter zurückgeführt. Die Inve-
stitionen belaufen sich auf 58,1 Milliarden DM, die 
Neuverschuldung liegt bei 56,4 Milliarden DM. Da-
mit sind die Anforderungen von A rt . 115 Grundge-
setz eindeutig erfüllt, und es ist Vorsorge für eine 
dauerhafte Erfüllung der Maastricht-Kriterien ge-
troffen. 

Der Fraktionsvorsitzende der SPD sehnte sich am 
Mittwoch in seiner Rede in die Zeiten von 1982 zu-
rück. Damals aber betrug die Nettokreditaufnahme 
bereits 37,2 Milliarden DM bei einem Haushaltsvolu-
men von 245 Milliarden DM und einem Bruttosozial-
produkt von lediglich 1,6 Billionen DM, während wir 
für nächstes Jahr 3,8 Billionen DM - das sind 3800 
Milliarden DM - Bruttoinlandsprodukt erwarten kön-
nen. Demzufolge belief sich damals die Verschul-
dungsquote auf 2,3 Prozent, während wir sie auf 
1,5 Prozent zurückführen konnten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich denke, diese Relationen müssen hergestellt wer-
den. 

Sie beklagen die heutige Verschuldung. Sie aber 
hatten damals in Ihrer Zeit keinen Fonds Deutsche 
Einheit und keinen Erblastentilgungsfonds zu bedie-
nen und auch keine Transferleistungen in Höhe von 
jährlich 100 bis 150 Milliarden DM von West nach 
Ost aufzubringen. Sie hatten nicht die Bahnschulden 
im Bundeshaushalt, nicht die Herausforderung des 
Wandels von der Indust rie- zur Informationsgesell-
schaft, die Herausforderung durch die Globalisierung 
der Märkte für Waren, Finanzen und Dienstleistun-
gen zu bewältigen und konnten Ökonomie noch 
weitgehend national betreiben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Zuruf von der CDU/CSU: So sieht die Wahr

-

heit aus!) 

Herr Kollege Wieczorek, Sie wissen, wie sehr ich 
Sie schätze. Aber Ihr Vergleich von vorhin hinsicht-
lich der Biersteuer ist absolut nicht hinnehmbar. Er 
eignet sich zur Polemik, dient aber nicht der Sache. 
Er ist geeignet, Neid zu schüren. Und wenn Neid ge-
sät wird, wird häufig Sturm geerntet. 

Ich gebe gerne zu, Herr Kollege Wieczorek, daß 
die Steuerstatistik nicht geeignet ist, ein objektives 
Bild über die Zahlungsströme zu liefern, weil nicht 
erkennbar wird, welche Steuerzahlungen geleistet 
werden und was damit verrechnet wird. Ich denke 
beispielsweise daran, daß die Investitionszulagen, sie 
sind ja gewollt - für Investitionen insbesondere in 
den neuen Ländern, gegengerechnet werden, auch 
daran, daß wir einen Lohnsteuerjahresausgleich alter 
Form nicht mehr haben, daß die Erstattungen auf 
dem Konto „Einkommensteuer" gegengerechnet 
werden, auch familienpolitische Leistungen, Kinder-
geld, erhöhte Kinderfreibeträge. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Burkhard 
Hirsch) 

Ich bestreite nicht - da sind wir uns einig -, daß un-
abhängig davon eine Erosion der Einkommensteuer 
stattfindet. Das ist ja auch der Grund, weswegen wir 
dringend eine Steuerreform brauchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]) 

Angesichts der hohen Einnahmenanteile, die die 
Länder zwischenzeitlich haben - sie sind höher als 
die des Bundes -, wäre es geradezu Selbstverstüm- 
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melung, wenn der Bundesrat weiter gegen die Steu-
erreform opponierte. 

Statt dessen blockieren Sie die Reformen hier und 
im Bundesrat und überziehen unser Land mit politi-
schem Mehltau. Dabei „kostet uns der Mehltau, der 
über den zentralen politischen Reformprojekten in 
Deutschland liegt, täglich Arbeitsplätze". So schreibt 
Dieter Spöri, den Sie gut kennen, im „Focus" vom 
24. November dieses Jahres. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Spöri forde rt  in diesem Aufsatz die Steuerreform 
und die Reform des Sozialsystems und verleiht seiner 
Überzeugung Ausdruck, daß diese Reformen nach 
der nächsten Bundestagswahl kommen werden, un-
abhängig von der parteipolitischen Zusammenset-
zung der Regierung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
brauchen angesichts praktisch grenzenloser Finanz- 
und Kapitalmärkte dringend eine Harmonisierung 
auf europäischer Ebene und einen Abbau von Son-
dertatbeständen und Sondergebieten. Die Ini tiative 
von Bundesfinanzminister Waigel im ECOFIN-Rat 
begrüßen wir deshalb ganz ausdrücklich und unter-
stützen sie mit großem Nachdruck. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
Opposition, Sie haben im Laufe dieser Woche milliar-
denschwere Erhöhungen gefordert, ohne dafür se-
riöse Einsparvorschläge gemacht zu haben. Aber wir 
müssen allen m diesem Land, die mehr Leistungen 
vom Staat fordern und erwarten, eine Grundwahrheit 
sagen: Der Staat, die öffentlichen Hände haben kein 
anderes Geld als jenes, welches sie den Bürgern vor-
her über Steuern, Abgaben, Beiträge und Gebühren 
aus der Tasche gezogen haben. 

Es besteht kein Zweifel: Wir müssen in diesen Jah-
ren große finanz- und haushaltspolitische Herausfor-
derungen bewältigen. Da mag manches nicht jedem 
gefallen. Wer aber um ein red liches Urteil bemüht ist, 
wird sagen müssen: Trotz aller Schwierigkeiten wur-
den und werden die Herausforderungen gut gemei-
stert. Sozialdemokraten, die etwas von der Sache ver-
stehen, wie zum Beispiel Hans Apel, sagen, sie wür-
den es nicht anders machen als Waigel. 

Mancher im Lande beklagt die derzeitige Situa-
tion, die finanzielle Enge, die Steuer- und Abgaben-
last und vieles andere mehr. Später wird man einmal 
über die Situa tion m den 90er Jahren völlig anders 
urteilen. 

Franz Josef Strauß hat an der Jahreswende 1979/ 
80 in seiner Neujahrsansprache gesagt: Die 80er 
Jahre werden das dritte kritische Jahrzehnt MI  letz-
ten Jahrhundert dieses Jahrtausends, weil sich noch 
in diesem Jahrzehnt, in den 80er Jahren, entscheiden 
wird, ob der Kommunismus die Weltherrschaft erlan-
gen oder in sich zusammenbrechen wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

In der Sprache von Franz Josef Strauß wird man 
später einmal sagen: Die 90er Jahre waren das beste 

Jahrzehnt im letzten Jahrhundert dieses Jahrtau-
sends. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Teilung unseres Landes und unseres Konti-
nents durch Mauern, Stacheldraht und Schießbefehl 
ist überwunden. Die alten Blöcke sind aufgelöst, die 
gesamteuropäische Entwicklung ist gut vorangekom-
men, und Frieden, Freiheit und Wohlstand für die 
Völker haben sich Bahn gebrochen. Das ist es, was 
die 90er Jahre ausmacht. Das ist nicht zuletzt die Lei-
stung dieses Bundeskanzlers, dieses Finanzministers, 
des Außenministers, dieser Regierung insgesamt 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

und in wichtigen Teilen auch - ich wi ll  das gern zu-
gestehen - der großen Mehrheit dieses Hauses. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in mei-
ner Eigenschaft als stellvertretender Vorsitzender des 
Haushaltsausschusses möchte ich gern den Dank, 
den Kollege Wieczorek vorhin gesagt hatte, erwi-
dern. Ich möchte mich im Namen a ller Mitglieder des 
Ausschusses sehr herzlich bei ihm für die souveräne 
und faire Führung der Verhandlungen bedanken 
und all  jenen besonders danken, die uns hilfreich auf 
allen Ebenen, im Sekretariat, im Finanzministerium 
und überall sonst, zur Seite gestanden haben. Herzli-
chen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir werden diesem Haushalt mit gutem Gewissen 
zustimmen. Wir legen damit eine gute Grundlage für 
das Jahr 1998. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Mir liegen die 
Meldungen zu zwei Kurzinterventionen zu der Rede 
des Bundesministers der Finanzen vor. Ich gebe zur 
ersten Kurzintervention dem Kollegen Karl Di ller das 
Wort . 

Karl Diller (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zu den Ausführungen des Bundesfi-
nanzministers möchte ich folgendes in Erinnerung 
rufen. Im Haushalt 1996 versuchte die Koalition, ein 
Haushaltsloch von 20 Milliarden DM durch Luftbu-
chungen mit dem berüchtigten Waigel-Wisch zu 
decken. Diese Luftbuchungen sind dann im Jahre 
1996 aufgebrochen. Der Haushalt war von Anfang an 
verfassungswidrig. 

(Beifall bei der SPD) 

Für den Haushalt 1997 haben Sie vor einem Jahr 
bei den beiden Haushaltstiteln Arbeitslosenhilfe und 
Bundeszuschuß für die Bundesanstalt für Arbeit be-
wußt eine Unterveranschlagung, eine zu geringe 
Veranschlagung von 16 Milliarden DM gemacht. 

In diesem Nachtragshaushalt legen Sie jetzt 18 Mil-
liarden DM wieder drauf. Hätten Sie dieses Geld, 
wie wir es mit unserer Forderung nach einem Nach

-

tragshaushalt bereits im Februar dieses Jahres ver- 
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Karl Diller 

langt haben, damals bereitgestellt, dann hätte es ak-
tiver Arbeitsmarktpolitik gedient. Dann hätte es im 
Sinne des Gerichtsurteils des Verfassungsgerichts 
eingesetzt werden können, nämlich zur Abwehr der 
Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts. 
Das haben Sie nicht gemacht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Jetzt nehmen Sie dieselbe Menge Schulden we-
nige Tage vor Weihnachten auf. Wenige Tage vor 
Weihnachten kann man nichts mehr an Hoffnungen 
verbreiten. Sie bezahlen damit nichts anderes als die 
passive Arbeitslosigkeit, statt daß Sie dasselbe Geld 
genommen hätten, um Hunderttausende von Men-
schen in Fortbildung und Umschulung zu stecken, 
damit sie wieder in der Lage wären, mit ihrer eigenen 
Hände Arbeit ihren Lebensunterhalt zu verdienen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Dies haben Sie nicht gemacht. Deswegen sind der 
Haushalt 1997 und der Nachtragshaushalt wiederum 
ein Verstoß gegen die Bestimmungen der Verfas-
sung. 

Für das Jahr 1998 machen Sie eine versteckte Kre-
ditaufnahme über eine bundeseigene Bank. Deswe-
gen ist auch dieser Haushalt verfassungswidrig. 

Dreimal hintereinander verfassungswidrige Haus-
halte. Ich wiederhole meine Aussage: Die Herren 
Kohl, Waigel und Gerhardt müßten, wären sie die 
Leiter einer Privatfirma, noch heute zum Konkurs-
richter gehen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Aber, Herr Bundesfinanzminister und Herr Bun-
deskanzler, ich möchte zum Schluß auch eine ver-
söhnliche Bemerkung machen. Es macht keinen 
Sinn, die Debatte über die Steuerreform weiter öf-
fentlich fortzusetzen. Das Angebot unseres Parteivor-
sitzenden liegt Ihnen vor. Ich möchte Sie ganz herz-
lich bitten, Herr Bundeskanzler, Herr Bundesfinanz-
minister: Wenn Sie gesprächsfähig und gesprächsbe-
reit sind, lassen Sie das bitte Herrn Lafontaine und 
Herrn Scharping wissen. Sie warten darauf. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Lachen 
bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Bundes-
minister Waigel, es gibt noch eine zweite Kurzinter-
vention. Ich weiß nicht, ob Sie sofort antworten 
möchten. - Dann gebe ich zu der zweiten Kurzinter-
vention der Abgeordneten Frau Dr. Luft das Wo rt . 

Dr. Christa Luft (PDS): Herr Bundesfinanzminister, 
Sie waren sich soeben nicht zu schade, hier vor dem 
Plenum und vor laufenden Kameras zu wiederholen, 
was Sie vor zwei Wochen schon einmal glaubten im 
Haushaltsausschuß sagen zu müssen. Do rt  war Ihnen 
die Öffentlichkeit offenbar nicht groß genug. Der 
Beifall hielt sich schon damals in Grenzen; ich erin-
nere mich gut. 

Ich will Ihnen zunächst sagen: Ich habe es durch-
aus als Lob empfunden, daß Sie wiederholt haben, 
daß wir gemeint hätten, mit 10 Milliarden DM hätten 
wir etwas bewegen können. Sie haben mit, wie Sie 
hochrechnen, inzwischen einigen Hunderten von 
Milliarden DM im Osten nicht so viel anschieben 
können, 

(Beifall bei der PDS - Lachen bei der CDU/ 
CSU) 

daß es zum Wurzelnschlagen auf dem Arbeitsmarkt 
kommt. Das ist doch der Punkt. 

Am Fernseher aber - das scheint mir das Wichtig-
ste zu sein - konnten sich die Menschen, die uns zu-
geschaut haben, davon überzeugen, welches Ver-
ständnis Sie vom deutsch-deutschen Zusammen-
wachsen haben. Noch im achten Jahr der deutschen 
Einheit möchten Sie bestimmten Menschen das 
demokratische Recht zur Meinungsäußerung und zur 
Teilnahme an der Politik dieses Landes nehmen. Ich 
kann mich aber gut daran erinnern, daß Sie keine 
Probleme damit hatten, mit denjenigen, die das 
Scheitern der DDR zu verantworten haben und zu 
denen ich keine Beziehungen hatte, 

(Beifall bei der PDS - Lachen und Wider

-

spruch bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Kontakte herzustellen. Herr Bundesfinanzminister, 
Sie sollten sich heute einmal in Leipzig umsehen, 
welche Plakate dort  jetzt hängen. 

Im übrigen, in meinem Wahlkreis können Sie gern 
gegen mich antreten. Dann werden wir sehen, was 
passiert. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Bundes-
finanzminister, Sie können antworten, wenn Sie wol-
len. 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Es 
lohnt sich nicht!) 

Dann schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung über den von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwurf des 
Haushaltsgesetzes 1998. Das sind die Drucksachen 
13/8200, 13/8883, 13/9001 bis 13/9025, 13/9026 und 
13/9027. Die Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
verlangen namentliche Abstimmung. Ich bitte die 
Schriftführerinnen und Schriftführer, die vorgesehe-
nen Plätze einzunehmen. 

Ich mache im übrigen die Mitglieder des Hauses 
darauf aufmerksam, daß nach dieser namentlichen 
Abstimmung noch eine ganze Reihe weiterer we-
sentlicher Abstimmungen folgen werden. 

Darf ich fragen, ob die Urnen besetzt sind? - Dann 
eröffne ich die Abstimmung. - 

Ist ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine 
Stimme noch nicht abgegeben hat? - Das ist nicht 
der Fall. Dann schließe ich die Abstimmung. 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch 

Ich bitte die Schriftführer, mit der Auszählung zu 
beginnen. Das Ergebnis der Abstimmung wird Ihnen 
später bekanntgegeben. ) 

Darf ich Sie bi tten, die Plätze wieder einzunehmen, 
damit wir mit den Abstimmungen fortfahren können. 
Wir können von hier aus die Mehrheitsverhältnisse 
nicht übersehen, wenn Sie nicht Platz nehmen. - 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
der F.D.P. auf Drucksache 13/9210. Wer diesem Ent-
schließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
der F.D.P. zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Ich stelle fest, daß der Entschließungsantrag mit den 
Stimmen der Koalition bei Stimmenthaltung der 
Gruppe der PDS gegen die Stimmen des Hauses im 
übrigen angenommen worden ist. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksa-
che 13/9251. Wer diesem Entschließungsantrag zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Die Ge-
genprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, 
daß dieser Entschließungsantrag mit den Stimmen 
der Koalition bei Stimmenthaltung der Gruppe der 
PDS gegen die Stimmen des Hauses im übrigen ab-
gelehnt worden ist. 

Wir stimmen nun über den Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 13/9298 ab. 
Wer diesem Entschließungsantrag zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, daß der 
Entschließungsantrag mit den Stimmen der Koalition 
gegen die Stimmen des Hauses im übrigen abge-
lehnt worden ist. 

Nun folgt die Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 13/9250. Wer diesem Entschlie-
ßungsantrag zustimmt, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Dann  stelle ich fest, daß der Entschließungsantrag 
mit den Stimmen der Koalition gegen die Stimmen 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bei Stimment-
haltungen im übrigen abgelehnt worden ist. 

Ich rufe den Entschließungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 13/9299 auf. 
Dazu liegt ein Geschäftsordnungsantrag der Koali-
tion vor. Ich gebe dazu das Wo rt  dem Abgeordneten 
Jörg van Essen. 

Jörg van Essen (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Namens der Koalitionsfraktionen 
beantrage ich, diese Abstimmung auf den nächsten 
Sitzungstag zu verschieben. Dieser Antrag beruht 
auf § 88 unserer Geschäftsordnung. Das Interesse der 
Koalitionsfraktionen ist es gewesen, daß es hierüber 
zu einer geordneten Beratung im Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages kommt. Ich glaube, daß die-
ses Thema es verdient hat, daß sich das Parlament 
damit sorgfältig und gründlich befaßt. Es ist im übri- 

*) Seite 18963 A 

gen falsch, daß - wie im Antrag suggeriert wird - die 
Bundesregierung schon eine Entscheidung getroffen 
habe. Sie hat sie nicht getroffen, weil sie genau diese 
parlamentarische Beratung ermöglichen wollte. 

(Widerspruch bei der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich bedaure es ganz außerordentlich - ich will aus 
meiner persönlichen Sympathie für dieses Abkom-
men gar keinen Hehl machen -, 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

daß die Opposition verhindern will, daß es zu einer 
parlamentarischen Beratung hierüber kommt. Dies 
wäre eine sachgerechte Entscheidung gewesen. Uns 
bleibt deshalb nur die Möglichkeit, damit es über-
haupt Gespräche im Parlament geben kann, die Ver-
schiebung auf den nächsten Sitzungstag zu beantra-
gen. Das geschieht hiermit. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich mache das 
Haus auf folgende Geschäftsordnungslage aufmerk-
sam. Nach j 88 der Geschäftsordnung gibt es bei ei-
nem Entschließungsantrag ein Minderheitenrecht je-
der Fraktion oder von anwesenden 5 Prozent der Mit-
glieder des Hauses, zu verlangen, daß die Abstim-
mung auf den nächsten Sitzungstag verschoben 
wird. Das ist durch den Antrag der Fraktionen der 
F.D.P. und der CDU/CSU geschehen. 

Dieses ist ein zwingendes Minderheitenrecht, so 
daß nicht abgestimmt wird, wenn ein solcher Antrag 
gestellt wird. Ich frage also, ob unter diesen Umstän-
den die Fortsetzung der Geschäftsordnungsdebatte 
gewünscht wird, da ja keine Abstimmung erforder-
lich ist. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Selbstverständlich! 
- Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Nein! 
- Gegenruf des Abg. Joseph Fischer [Frank

-

furt ] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
haben Sie doch nicht zu entscheiden!) 

Ich gebe das Wort  dem Abgeordneten Cem Özde-
mir. 

Cern  Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will gleich 
vorweg sagen: Wir werden dem Antrag, der von der 
F.D.P. und der CDU/CSU gestellt wird, zustimmen, 
weil uns gar nichts anderes übrigbleibt. 

Ich möchte trotzdem folgendes sagen: Es mutet 
schon seltsam an, daß hier gesagt wird - das klang in 
den einzelnen Runden an -, wir hätten nach wie vor 
Diskussionsbedarf, es sei nicht klar, was Gegenstand 
der Abstimmung sei, und die Frage Staatsbürger-
schaft und Geburtsrecht usw. sei unklar. 

Ich glaube nicht, daß es bei uns im Land in den 
letzten drei Jahren ein Mangel an Diskussionen über 
die Staatsangehörigkeit gegeben hat. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 
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Cern Özdemir 
Wir haben genug über dieses Thema geredet. Wir 
wissen, worum es geht. Jeder, der sich seriös mit dem 
Thema beschäftigen wollte, konnte in den letzten 
drei Jahren verfolgen, worum es in diesem Land 
geht. 

Ich will es noch einmal zusammenfassen. Es geht 
im Kern darum - genau das steht in dem Abkommen 
des Europarats -, daß Menschen, die auf Dauer - wie 
es in Juristendeutsch heißt - ihren Lebensmittel-
punkt in einem Land haben, das Mitglied des Euro-
parats ist, nach einer angemessenen Zeit verbindli-
che Rechtsansprüche erhalten sollen. Der Europarat 
sagt, nach zehn Jahren. Ich weiß nicht, wo da das 
Problem liegen soll. Ich denke, das ist eine Selbstver-
ständlichkeit. 

Zweiter Punkt. Wer in dem Land geboren ist, der 
soll auch in dem Land - - 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Cem Özdemir, wir führen hier eine Geschäftsord-
nungsdebatte. Es geht nur um die Frage, ob der An-
trag nach § 88 der Geschäftsordnung behandelt wird 
oder nicht. Ich kann keine Sachdebatte zulassen. Ich 
gebe Ihnen das Wort  ausdrücklich nur zur Geschäfts-
ordnung. Bitte erschweren Sie die Situation nicht 
und reden Sie nur zur Geschäftsordnung! Bi tte sehr! 

Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Merci. - Um es noch einmal zu sagen: Es geht hier 
nicht um ein Präjudiz in der Frage Gruppenantrag 
oder was auch immer da vorhin anklang. Vielmehr 
geht es darum, daß wir im Sinne unserer Geschäfts-
ordnung ein Verfahren dafür finden, wie wir mit die-
ser Frage zu Potte kommen. Ich bin sehr gespannt, 
ob Sie die Zeit über das Wochenende nutzen werden, 
sich mit dieser Frage noch einmal intensiv zu be-
schäftigen; denn offensichtlich gibt es Bedarf, diese 
Frage zu klären. 

Ich fordere Sie auf: Lassen Sie uns die verblei-
bende Zeit wirklich nutzen, um diese Frage bis zum 
Mittwoch der nächsten Sitzungswoche abschließend 
zu klären. 

Ich möchte abschließend aus einer Antwort des 
Bundesinnenministeriums auf den Beschluß des Eu-
roparates zitieren. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Cem Özdemir, ich bitte Sie, darauf zu achten, daß wir 
uns hier gegenseitig keine Schwierigkeiten machen. 

Cern  Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Kolle-
ginnen und Kollegen, ich fordere Sie auf: Stimmen 
Sie mit uns am Mittwoch der nächsten Sitzungswo-
che diesem Antrag zu. Ich glaube, das ist im Sinne 
des gesamten Landes. Es ist im Sinne aller, die bei 
uns in der Gesellschaft leben. 

In diesem Sinne vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun gebe ich 
das Wort  zur Geschäftsordnung der Kollegin Cornelie 
Sonntag-Wolgast und bi tte sie, sich so vorbildlich wie 
alle anderen an die Geschäftsordnung zu halten. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Selbstver-
ständlich sehen wir, daß bestimmte Regularien da 
sind, die wir lebhaft in dem Sinne unterstützen, daß 
wir dringend darum bitten, nach den Regularien 
über diesen kurzen und knappen Antrag zügig zu 
entscheiden. Das will  ich schon noch mit zwei, drei 
Sätzen begründen. 

Herr Kollege van Essen, auf Grund einer Ini tiative 
der SPD ist das gesamte Thema bereits vor Monaten 
im Innenausschuß lang und breit beraten worden, 
mit dem Ziel, die Bundesregierung aus einem über-
haupt nicht mehr nachvollziehbaren Stillstand her-
auszubringen und gerade den Kanzler, der sich ja im-
mer als großer Europäer darstellt, darauf hinzuwei-
sen, daß es eine interessante Vorlage aus Europa 
gibt, mit der wir vorankommen. 

(Beifall des Abg. Hans-Peter Kemper (SPD]) 

Deswegen plädieren wir eindeutig dafür, über die-
sen Antrag möglichst rasch positiv zu entscheiden; 
denn wir machen uns auch im internationalen Ver-
gleich in dieser Frage allmählich lächerlich. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun gebe ich 
das Wort  dem Abgeordneten Dr. Gregor Gysi. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Zunächst einmal ist festzustellen, 
daß die Rechtslage nach § 88 der Geschäftsordnung 
eindeutig ist. Wenn Sie eine Verschiebung wollen, 
dann steht Ihnen das zu. Dagegen kann hier nie-
mand etwas einwenden. Das ist die Ordnung, die wir 
uns selbst gegeben haben. 

Allerdings hat mich besonders gefreut, daß der 
Herr Präsident darauf hingewiesen hat, daß Sie hier 
von einem Minderheitenrecht Gebrauch machen. 
Das sagt etwas über Ihre Zukunft aus. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ha, ha!) 

Lassen Sie mich noch eine zweite Bemerkung ma-
chen: Es ist nicht verständlich, Herr van Essen, wozu 
diese Frist benötigt wird. Das Abkommen ist lange 
genug bekannt, und es gab genügend Diskussionen 
darüber. Daher habe ich hier ein Blockadegefühl. Da 
an dem Abkommen selbst auch nichts zu ändern ist - 
man  kann ihm nur beitreten oder nicht beitreten -, 
weiß ich eigentlich nicht, worin der Beratungsbedarf 
noch bestehen soll, wenn es nicht ausschließlich 
darum geht, daß Sie noch Zeit benötigen, um ein 
Nein zu begründen. Das aber wäre wirklich eine Ka-
tastrophe. Ich hoffe daher, daß in der nächsten Sit-
zungswoche zugestimmt wird. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Gysi, es steht mir nicht an, Ihre Rede zu kommentie-
ren. Aber wir wissen alle, daß jede Fraktion oder 
Gruppe in diesem Hause eine Minderheit ist. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS]: Er hat für beide ge

-

sprochen!) 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen zur Ge-
schäftsordnung vor. 

Bevor wir zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Gruppe der PDS auf Drucksache 
13/9282 kommen, gebe ich das von den Schriftfüh-
rern und Schriftführerinnen ermittelte Ergebnis der 
namentlichen Schlußabstimmung über den Entwurf 
eines Gesetzes über die Feststellung des Bundes-
haushaltsplans für das Haushaltsjahr 1998, Druck-
sachen 13/8200, 13/8883, 13/9001 bis 13/9025, 13/ 
9026 und 13/9027, bekannt. Abgegebene Stimmen: 
646. Mit Ja haben gestimmt: 336, mit Nein: 310. 
Keine Enthaltungen. Der Gesetzentwurf ist damit an-
genommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Wilhelm  Schmidt [Salzgitter] [SPD]: A lles 

Pyrrhussiege!) 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 646 ;  
davon 

ja: 	336 

nein: 	310 

Ja 

CDU/CSU 

Ulrich Adam 
Peter Altmaier 
Anneliese Augustin 
Jürgen Augustinowitz 
Dietrich Austermann 
Heinz-Günter Bargfrede 
Franz Peter Basten 
Dr. Wolf Bauer 
Brigitte Baumeister 
Meinrad Be lle 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
Hans-Dirk Bierling 
Dr. Joseph-Theodor Blank 
Renate Blank 
Dr. Heribert Blens 
Peter Bleser 
Dr. Norbert  Blüm 
Friedrich Bohl 
Dr. Maria Böhmer 
Jochen Borchert 
Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 
Wolfgang Bosbach 
Dr. Wolfgang Bötsch 
Klaus Brähmig 
Rudolf Braun (Auerbach) 
Paul Breuer 
Monika Brudlewsky 
Georg Brunnhuber 
Klaus Bühler (Bruchsal) 
Hartmut Büttner 

(Schönebeck) 

Dankward Buwitt 
Manfred Carstens (Emstek) 
Peter Harry Carstensen 
(Nordstrand) 

Wolfgang Dehnel 
Hubert  Deittert 
Gertrud Dempwolf 
Albert  Deß 
Renate Diemers 
Wilhelm Dietzel 
Werner Dörflinger 
Hansjörgen Doss 
Dr. Alfred Dregger 
Maria Eichhorn 
Wolfgang Engelmann 
Rainer Eppelmann 
Heinz Dieter Eßmann 
Horst Eylmann 
Anke Eymer 
Ilse Falk 
Jochen Feilcke 
Ulf Fink 
Dirk Fischer (Hamburg) 
Leni Fischer (Unna) 
Klaus Francke (Hamburg) 
Herbert  Frankenhauser 
Dr. Gerhard Friedrich 
Erich G. Fritz 
Hans-Joachim Fuchtel 
Michaela Geiger 
Norbert  Geis 
Dr. Heiner Geißler 
Michael Glos 
Wilma Glücklich 
Dr. Reinhard Göhner 
Peter Götz 
Dr. Wolfgang Götzer 
Joachim Gres 
Kurt-Dieter Grill 

 Wolfgang Gröbl 
Hermann Gröhe 
Claus-Peter Grotz 
Manfred Grund 
Horst Günther (Duisburg) 

Carl-Detlev Freiherr von 
Hammerstein 

Gottfried Haschke 
(Großhennersdorf) 

Gerda Hasselfeldt 
Otto Hauser (Esslingen) 
Hansgeorg Hauser 
(Rednitzhembach) 

Klaus-Jürgen Hedrich 
Helmut Heiderich 
Manfred Heise 
Detlef Helling 
Dr. Renate Hellwig 
Ernst Hinsken 
Peter Hintze 
Elke Holzapfel 
Dr. Karl-Heinz Hornhues 
Siegfried Hornung 
Joachim Hörster 
Hubert  Hüppe 
Peter Jacoby 
Susanne Jaffke 
Georg Janovsky 
Helmut Jawurek 
Dr. Dionys Jobst 
Dr.-Ing. Rainer Jork 
Michael Jung (Limburg) 
Ulrich Junghanns 
Dr. Egon Jüttner 
Dr. Harald Kahl 
Bartholomäus Kalb 
Steffen Kampeter 
Dr.-Ing. Dietmar Kansy 
Manfred Kanther 
Irmgard Karwatzki 
Volker Kauder 
Peter Keller 
Eckart von Klaeden 
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Fraktionslos 

Kurt  Neumann (Berlin) 

Entschuldigt wegen Übernahme einer Verpflichtung im Rah-
men ihrer Mitgliedschaft in den Parlamentarischen Versamm-
lungen des Europarates und der WEU, der NAV, der OSZE 
oder der IPU 

Abgeordnete(r) 

Antretter, Robe rt , SPD 
Schulte (Hameln), Brigitte, SPD 
Zierer, Benno, CDU/CSU 

Dann kommen wir also zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Gruppe der PDS auf 
Drucksache 13/9282. Wer diesem Entschließungs-
antrag zustimmt, den bi tte ich um das Handzeichen. 
- Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich stelle 
fest, daß der Entschließungsantrag mit den Stimmen 
des Hauses gegen die Stimmen der Gruppe der PDS 
abgelehnt worden ist. 

Nun kommen wir zur Schlußabstimmung über den 
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf des 
Nachtragshaushaltsgesetzes 1997 auf Drucksachen 
13/8199, 13/8803 und 13/9029. Ich bi tte diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu er-
heben. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich 
stelle fest, daß der Gesetzentwurf mit den Stimmen 
der Koalition gegen die Stimmen des Hauses im übri-
gen angenommen worden ist. 

Dann rufe ich die Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses zu dem Antrag des Bundesmi-
nisters der Finanzen zur Entlastung der Bundesregie-
rung für das Haushaltsjahr 1993 .  und zu den Bemer-
kungen des Bundesrechnungshofes 1995, Druck-
sache 13/7215, auf. Wer der Beschlußempfehlung 
des Haushaltsausschusses zustimmt, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Ich stelle fest, daß die Beschlußempfehlung 
einmütig angenommen worden ist. 

Dann kommen wir zu den Bemerkungen des Bun-
desrechnungshofes 1997 auf Drucksache 13/8550. 
Diese Vorlage soll an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse überwiesen werden. Sind Sie da-
mit einverstanden? - Ich sehe und höre keinen Wi-
derspruch. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Dann stimmen wir über die Beschlußempfehlung 
des Haushaltsausschusses zur Rechnung des Bun-
desrechnungshofes für das Haushaltsjahr 1996, 
Drucksache 13/8758, ab. Wer der Beschlußempfeh-
lung des Haushaltsausschusses zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimment-
haltungen? - Ich stelle fest, daß auch diese Beschluß-
empfehlung mit allen Stimmen des Hauses ange-
nommen worden ist. 

Damit ist dieser Tagesordnungspunkt abgeschlos-
sen. 
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Ich rufe die Tagesordnungspunkte VII. a und b so-
wie VIII. auf: 

VII. a) - Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Neuregelung 
des Energiewirtschaftsrechts 

- Drucksache 13/7274 - 

(Erste Beratung 169. Sitzung) 

- Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über die Elektrizitätswirt-
schaft 

- Drucksache 13/7425 - 

(Erste Beratung 169. Sitzung) 

- Zweite und dritte Beratung des von den 
Abgeordneten Michaele Hustedt, Gila 
Altmann (Aurich), Franziska Eichstädt-
Bohlig, weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Neuordnung der Energiewirtschaft 
(EnergieG) 

- Drucksache 13/5352 - 

(Erste Beratung 169. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 

- Drucksache 13/9211- 

Berichterstattung: 

Abgeordneter Gunnar Uldall 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wi rtschaft 
(9. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Rolf Köhne, Eva Bulling-Schröter, 
Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 

Neuordnung und Demokratisierung der 
Elektrizitätswirtschaft 

- Drucksachen 13/8553, 13/9211-

Berichterstattung: 

Abgeordneter Gunnar Uldall 

VIII. - Zweite und dritte Beratung des vom Bun-
desrat eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Änderung des Gesetzes über die 
Einspeisung von Strom aus erneuerbaren 
Energien in das öffentliche Netz (Stromein-
speisungsgesetz) 

- Drucksache 13/5357 (neu) - 

(Erste Beratung 154. Sitzung) 

- Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Michaele Hustedt, Dr. Jürgen 
Rochlitz, Albe rt  Schmidt (Hitzhofen), weite-
ren Abgeordneten und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Änderung des Ge

-

setzes über die Einspeisung von Strom aus 
erneuerbaren Energien in das öffentliche 
Netz (Stromeinspeisungsgesetz) 
- Drucksache 13/2684 -
(Erste Beratung 154. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 

- Drucksache 13/9205 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Volker Jung (Düsseldorf) 

Zum Gesetzentwurf zur Neuregelung des Energie-
wirtschaftsrechts liegen ein Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD, ein Entschließungsantrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und ein Entschlie-
ßungsantrag der Gruppe der PDS vor. Außerdem hat 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 14 Änderungs-
anträge eingebracht. 

Ich weise darauf hin, daß wir im Anschluß an die 
Debatte über einen Änderungsantrag nament lich ab-
stimmen werden. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache zwei Stunden vorgesehen. - Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist dies so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und gebe das Wo rt  dem 
Abgeordneten Gunnar Uldall. 

Gunnar Uldall (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Die heute anstehende Re-
form des Energiewirtschaftsrechts ist ein weiterer 
wichtiger Schritt zur Umsetzung des Programms für 
mehr Beschäftigung und mehr Wachstum, damit wir 
die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wi rtschaft 
stärken können. 

In den nächsten Monaten wird auch in der Öffent-
lichkeit klarer und klarer werden, welche tiefgreifen-
den Veränderungen die Bundesregierung und der 
Bundestag in dieser Legislaturperiode auf den Weg 
gebracht haben. Ich habe gestern in der Haushalts-
debatte einige Punkte genannt, wie zum Beispiel die 
Liberalisierung der Post, die Liberalisierung der Tele-
kom, die Privatisierung der Bahn. In diese Reihe von 
großen Reformmaßnahmen gehört auch die Liberali-
sierung der Strom- und Gasmärkte. Die Koalition 
zeigt damit Handlungsfähigkeit auch auf dem Ener-
giesektor. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung bedarf 
jetzt nicht mehr der Zustimmung des Bundesrates. 
Damit können wir dieses Gesetz aus eigener Kraft 
durchsetzen. 

Es ist interessant, einmal einen Blick zurückzuwer-
fen, wie häufig in den letzten 45 Jahren versucht 
worden ist, das Energiewirtschaftsrecht in Deutsch-
land zu modernisieren. 

Bereits in der Weimarer Republik wurde das jetzt 
vorliegende Gesetz konzipiert. Es wurde 1935 in der 
Nazizeit verabschiedet, und insofern zeigte sich sehr 
bald die Notwendigkeit, dieses Gesetz zu ändern. 
Die ersten Versuche einer Änderung gingen auf den 
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Anfang der 50er Jahre zurück, aber es ist nie gelun-
gen, gegen den geballten Widerstand der unter-
schiedlichsten Interessengruppen in Deutschland 
dieses Gesetz durchzusetzen. 

(Dr. Renate Hellwig [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Heute ist der Tag da, an dem wir die Mehrheit hier 
im Hause für dieses Gesetz schaffen werden. Dies ist 
ein wirkliches Ereignis, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Bereits 1950 legten die Versorgungswirtschaft und 
der Deutsche Städtetag einen sogenannten „Blauen 
Entwurf " vor, um dieses Gesetz zu ändern. Ein Jahr 
später folgte auf Ini tiative des deutschen Kohleberg-
baus der sogenannte „Rote Entwurf". Kurze Zeit spä-
ter folgte durch die Industrieverbände ein „Grauer 
Entwurf ". 

Alle Entwürfe ließen sich nicht durchsetzen; sie 
sind an der festgefahrenen Situa tion gescheitert. 

Wer sich jetzt hinstellt und behauptet, unsere Re-
gierung sei nicht durchsetzungsfähig, nicht reformfä-
hig, der sollte einmal zum Maßstab solcher Äußerun-
gen nehmen, daß sich das, was seit 40 Jahren ver-
geblich versucht worden ist, heute realisieren läßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Volker  Jung [Düsseldorf] [SPD]: Noch ist es 
nicht durch! - Dietmar Schütz [Oldenburg] 
[SPD]: Am Bundesrat noch nicht vorbei!) 

Meine Damen und Herren, anläßlich der Verab-
schiedung der Kartellgesetze faßte der Deutsche 
Bundestag eine eindeutige Entschließung. In dieser 
Entschließung heißt es: 

Der Bundestag ersucht die Bundesregierung, den 
Entwurf eines neuen Energiewirtschaftsgesetzes 
mit größtmöglicher Beschleunigung vorzulegen. 

Wissen Sie, wann das gewesen ist? - Im Jahr 1957, 
vor über 40 Jahren hat sich der Bundestag bereits in 
dieser Frage geäußert, 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Wer re- 
gierte denn da?) 

und es ist seitdem nie gelungen, diesbezüglich zu ei-
nem Ergebnis zu kommen. 

Im März 1969 hatte die CDU/CSU-Fraktion eine 
Große Anfrage zur Stromversorgung gestellt. Im 
Jahre 1973 führte das zu einem Referentenentwurf 
des BMWi. Die damalige SPD/FDP-Koalition hatte 
aber nicht den Mut, dieses Vorhaben umzusetzen. 

Nach 40 Jahren und zahlreichen gescheiterten Ver-
suchen liegt dieser Gesetzentwurf heute dem Bun-
destag zur Abstimmung vor. Ich meine, dies ist schon 
ein kleiner historischer Tag. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Nach unzähligen Gesprächen und Verhandlungen 
- denn die Widerstände sind ja in diesen Monaten 
nicht geringer gewesen als in den vergangenen Jahr-
zehnten, es gab bis heute genügend Initiativen, die-
ses Gesetz zu verhindern - haben wir nun ein Gesetz  

vorlegen können, das von den Wirtschafts-, Kommu-
nal- und Umweltpolitikern gemeinsam getragen 
wird, meine Damen und Herren. Es handelt sich um 
einen Kompromiß, bei dem alle Beteiligten das ei-
gentliche Ziel, nämlich die Schaffung von Wettbe-
werb auf allen Ebenen der Energieversorgung, nicht 
aus den Augen verloren haben. 

Ich möchte noch einmal die wich tigsten Punkte 
des Gesetzes vortragen. 

Mit der Neuregelung fallen die bisherigen Ge-
bietsmonopole der Energieversorgungsunterneh-
men. Die letzten großen Monopole in Deutschland, 
nämlich die Monopole auf den Energiemärkten, wer-
den jetzt endlich geknackt. Bisher mußte jeder 
Stromverbraucher, egal, ob es sich um ein großes In-
dustrieunternehmen handelte oder um einen priva-
ten Haushalt, den Strom einkaufen, der von seinem 
örtlichen Elektrizitätswerk angeboten wurde. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: War auch 
sinnvoll!) 

In Zukunft wird es möglich sein, den Strom do rt  zu 
kaufen, wo er am günstigsten angeboten wird. Das 
ist der We ttbewerb, den wir brauchen. Das ist der 
Wettbewerb, der bisher durch Gesetz ausgeschlossen 
war. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Wen wundert es, daß bei einer solchen Regelung 
die Strompreise in Deutschland 10 bis 20 Prozent hö-
her sind als in unseren Nachbarländern? Diesen 
Nachteil wollen wir den deutschen Industrieunter-
nehmen auf Dauer nicht zumuten, meine Damen und 
Herren, und diesen Nachteil wollen wir auch den 
deutschen privaten Haushaltungen nicht länger zu-
muten. Deswegen müssen diese Monopole weg. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Aber 
das tun Sie gar nicht!) 

In Zukunft gilt: Jeder Netzbetreiber muß Strom zu 
einem Verbraucher in seinem Gebiet durchleiten, 
wenn der bei einem anderen Elektrizitätswerk S trom 
eingekauft hat. 

Bereits jetzt sinken die Strompreise, obwohl das 
Gesetz noch gar nicht verabschiedet ist. Aber bereits 
jetzt sinken die Strompreise in Deutschland im Vor-
griff auf diese Regelung, weil  eben der künftige 
Wettbewerb durch die Energieversorgungsunterneh-
men schon vorweggenommen wird. 

Genau das ist es, was wir wollen, auch wenn Sie 
dagegen sind. Wir wollen, daß die deutschen Ver-
braucher niedrigere Strompreise zahlen müssen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Besonderes Gewicht kommt in diesem Zusammen-
hang einer Vereinbarung zwischen den beteiligten 
Verbänden über die Durchleitungsentgelte zu. Wir 
wollen, daß es hier zu einer freiwilligen Übereinkunft 
zwischen den Verbänden kommt. 

(Zuruf von der SPD: Na prima!) 
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Wir leben in einem Staat, in dem die Verbände so et-
was allein regeln müssen. Diese Materie ist so un-
endlich kompliziert, daß ich nur sagen kann: Um 
Gottes willen, beschäftigen wir uns als Parlamenta-
rier nicht mit einem Thema, das selbst für Fachleute 
kaum zu verstehen ist, sondern übertragen wir es auf 
die Verbände. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Warum 
machen es denn die anderen anders, die 

USA, England, Dänemark?) 

Wenn es aber keine Regelung über die Durchlei-
tungsentgelte gibt, ist hiermit klargestellt, daß dann 
die Bundesregierung von einer im Gesetz vorgesehe-
nen Rechtsverordnung Gebrauch machen muß. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Die 
wird ja gar nicht in Anspruch genommen!) 

Dies sei auch den Wirtschaftsunternehmen als Signal 
ganz klar mitgeteilt. 

Meine Damen und Herren, die Abschaffung der 
geschlossenen Versorgungsgebiete und die Einfüh-
rung des brancheninternen Wettbewerbs betrifft 
nicht nur den Strom, sondern auch das Gas. Die Ver-
abschiedung der europäischen Gasrichtlinie steht 
kurz bevor. Anschließend wird die Umsetzung in 
deutsches Recht unter Beachtung der Besonderhei-
ten des Gases gegenüber dem Strom erfolgen. 

Wir haben sehr ausführliche und konstruktive Ge-
spräche mit den verschiedensten Gruppen geführt. 
Besonders hervorheben möchte ich die Vertreter der 
Kommunalverbände. Ich bedanke mich ausdrücklich 
bei meinen Kollegen Blank, Götz und Willner, daß sie 
vermittelnd und sehr kooperativ die Wege mitgeeb-
net haben, um die Interessen der Kommunen in die-
ses Gesetz hineinzubringen. Ich glaube, es ist uns 
insgesamt eine gute Lösung gelungen. Herzlichen 
Dank dafür. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Das sehen 
die Kommunen aber anders!) 

Um die Option auf das Alleinkäufermodell haben 
wir lange gerungen. Wir haben uns dann am Ende 
auf eine Lösung geeinigt, bei der die Interessen der 
Kommunen voll gewahrt werden, aber gleichzeitig 
sichergestellt ist, daß es zu einem Wettbewerb in den 
Kommunen kommt und auch dort  niedrigere Strom-
preise eintreten werden. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Aber das 
sehen die Kommunen anders!) 

Meine Damen und Herren, ein zweiter wichtiger 
Punkt war die Frage der Umweltpolitik im Rahmen 
dieses Gesetzes. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Die Ener

-

giezukunft habt ihr dabei verschlafen!) 

Hier ist ein großer Fortschritt erzielt worden, 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Still

-

stand! Rückschritt!) 

der von den Umweltpolitikern auch nicht kleingere

-

det werden sollte. In diesem Gesetzentwurf ist die 
Umweltverträglichkeit der Energieversorgung in 

Zukunft mit dem gleichen Rang versehen wie die Si-
cherheit und Preisgünstigkeit der Versorgung. Wer 
gegen dieses Gesetz stimmt, stimmt auch gegen 
diese Formulierung im Gesetz. Es ist eine gute Rege-
lung; Sie sollten sie nicht kaputtmachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich danke den Kollegen Gri ll , Ramsauer und Lip-
pold, die in konstruktiver Weise mit dafür gesorgt ha-
ben, daß hier eine gute Lösung zwischen den Interes-
sen der Umweltpolitik und den Interessen des Ener-
gieversorgungsmarktes gefunden wurde. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Eigent

-

lich wissen Sie es besser!) 

Lassen Sie mich noch einen weiteren Punkt nen-
nen, bei dem es darauf ankam, Brücken zu schlagen, 
und bei dem es auf die Bereitschaft aller zu einem 
Kompromiß ankam. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Zu Lasten 
unserer Kinder und Enkel!) 

Das ist die Behandlung der Verstromung der ost-
deutschen Braunkohle. Hier wird es die Option ge-
ben, die Sonderregelung bis zum Jahre 2005 unter 
der Voraussetzung zu verlängern, daß es bis dahin zu 
einer Absenkung der Strompreise in Ostdeutschland 
gekommen ist, so wie es uns von den EVUs mitgeteilt 
wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dieses ist eine gute Lösung - ich will nicht sagen: 
Quadratur des Kreises -, die sowohl den berechtigten 
Interessen der Braunkohle wie auch den berechtig-
ten Interessen der Stromkunden Rechnung trägt. 

Das Stromeinspeisungsgesetz wird an den neuen 
Ordnungsrahmen des Energiewirtschaftsgesetzes 
angepaßt. Die Vergütung bei der Windkraft wird 
nicht geändert. Es bleibt bei der bestehenden Rege-
lung. 

Eine wesentliche Änderung betrifft die Härtefall-
regelung für die einseitige Belastung bestimmter Ge-
biete in Deutschland in dem Fall, daß do rt  zuviel al-
terna tive Energie nach dem Stromeinspeisungsge-
setz eingespeist wird. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Dann 
machen wir den Laden zu!) 

Auf Anregung des Landes Schleswig-Holstein - da-
mals allein von der SPD regiert, inzwischen regiert 
von SPD und Grünen mit einem grünen Umweltmi-
nister - haben wir diese Härteklausel in das Strom-
einspeisungsgesetz aufgenommen. Diese Härteklau-
sel, die in den vergangenen Tagen bei unseren rot-
grünen Kollegen für soviel Aufregung gesorgt hat, 
entspricht genau der Formulierung des Beschlusses 
des Bundesrates, dort  von allen roten und grünen 
Umweltministern massiv vertreten. Ich muß schon sa-
gen: Es ist unverständ lich, wie jetzt plötzlich von Ih-
rer Seite das verteufelt wird, was Sie vorher als große 
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Forderung in den Raum gestellt haben. Das ist keine 
sachgerechte Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Weil es 
vor dem Energiewirtschaftsgesetz war!) 

In Schleswig-Holstein ist diese einseitige Bela-
stung inzwischen eingetreten. Es ist richtig, die Bela-
stung aus dem Stromeinspeisungsgesetz für einzelne 
Regionen auf fünf Prozent zu begrenzen 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Nein! 
Wir machen Kostenausgleich!) 

und die darüber hinausgehenden Kosten auf die 
nächste Spannungsstufe zu verlagern. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Die 
gibt es doch gar nicht! Sie haben liberali

-

siert!) 

Relevant ist dieses Thema nur an der Küste, aber 
nicht im Binnenland. 

Ich habe Ihnen einmal einige sehr interessante For-
mulierungen mitgebracht. Die rotgrüne Mehrheit im 
Bundesrat schreibt in der Begründung ihres Gesetz-
entwurfs: 

Die vorgesehene Erstattungsregelung durch das 
vorgelagerte EVU ist sachgerechter als der bisher 
generell geltende Übergang der Abnahme- und 
Vergütungspflicht auf das vorgelagerte EVU, da 
auf diese Weise zusätzliche Leitungsbau- oder 
Durchleitungserfordernisse vermieden werden. 

Meine Damen und Herren, diesem Antrag der rot-
grünen Minister im Bundesrat folgen wir hiermit. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Das 
war vor dem Gesetz!) 

Wem das noch nicht reicht, dem nenne ich die Be-
gründung, die der schleswig-holsteinische Minister 
Walter im Bundesrat gegeben hat, weswegen nur 
diese und keine andere Regelung in Frage kommt. 
Walter hat mehrere Regelungen untersucht und alle 
verworfen. Was Sie jetzt als große Lösung empfehlen, 
hat Walter ausdrücklich abgelehnt. Er hat gesagt, 
dieses gehe nicht, es sei zu teuer und unpraktikabel. 
Er hat sich nur für die Lösung, die wir jetzt vorschla-
gen, ausgesprochen. Er führte aus: 

In diesen Anträgen wird nämlich deutlich, daß 
die Obergrenze nicht zu einer Begrenzung des 
Ausbaus regenera tiver Energien führen darf, son-
dern nur dazu führen darf, daß der Bundesgesetz-
geber im Eintrittsfall der Härte rechtzeitig Vor-
sorge durch geeignete Maßnahmen trifft. 

Genau das machen wir jetzt mit diesem Gesetz. In 
diesem Gesetz wird genau diese Regelung für den 
Fall  des Überlaufens des sogenannten zweiten Dek-
kels vorgesehen. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Trotz- 
dem bedeutet das das Aus!) 

Ihre Polemik gegen das Gesetz ist entlarvend. Sie 
wollen nicht zu einem Ergebnis kommen; Sie wollen 
nicht den Erfolg der Bundesregierung in dieser 
Frage. Ihnen geht es nicht um die Sache. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Uldall, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Carstensen? 

Gunnar Uldall (CDU/CSU): Bi tte. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte schön. 

Peter Harry  Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): 
Herr Kollege Uldall, könnten Sie vielleicht zur 
Klarstellung - für mich und vielleicht auch für andere 
- noch einmal sagen, daß der Überprüfungsauftrag 
für eine weitere Verteilung von Kosten sorgen soll, 
die in einem bestimmten Bereich aufgetreten sind, 
und daß damit an sich der zweite Deckel obsolet 
wäre? 

(Beifall der Abg. Michaele Hustedt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Gunnar Uldall (CDU/CSU): Herr Kollege Carsten-
sen, wir haben ausführlich über dieses Thema ge-
sprochen. Sie haben sich sehr dafür eingesetzt. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Und 
plötzlich macht er sich dumm!)  

Die Regelung, die jetzt im Gesetz steht, ist eindeutig, 
und die kann jeder nachlesen. In dem Gesetz steht, 
daß die Bundesregierung vor dem Vollaufen des so-
genannten zweiten Deckels einen Vorschlag für eine 
Neuregelung vorlegen soll. 

Diese Neuregelung ist nicht aus dem Hut zu zau-
bern. Dies ist sehr schwierig. 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ
-NEN] : Für Sie vielleicht!) 

Dies hat auch die sehr ausführliche Untersuchung 
des schleswig-holsteinischen Ministers Walter erge-
ben. Deswegen, Herr Carstensen, sage ich: Wir ma-
chen jetzt keine Schnellschüsse, sondern wir werden 
das in Ruhe machen, bevor der zweite Deckel vollge-
laufen sein wird. 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann brauchen wir ihn ja nicht 
dort  hineinzuschreiben! - Dietmar Schütz 
[Oldenburg] [SPD]: Warum machen Sie es 
jetzt nicht? Machen Sie Nägel mit Köpfen!) 

Das ist natürlich eine berechtigte Frage: „Warum ma-
chen Sie es jetzt nicht?" Dazu kann ich nur sagen: 
Dann wird es eine ungleichmäßige Belastung, näm-
lich zum Beispiel nur der Menschen in Schleswig-
Holstein geben. Dies möchte ich nicht zulassen. Sie 
kommen aus dem Binnenland. Sie haben nicht das 
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Recht, den Menschen an der Küste eine zusätzliche 
Belastung aufs Auge zu drücken. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Soll der Deckel nun wirken oder 
nicht?) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ab-
schließend festhalten: 40 Jahre Diskussion über die 
Aufhebung der Strommonopole sind genug. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: 15 Jahre 
Koalition sind genug!) 

Wir müssen zum Wohle und zum Nutzen der Um-
welt, zum Wohle und zum Nutzen der Bet riebe und 
der Arbeitsplätze und zum Wohle und zum Nutzen 
der privaten Stromverbraucher eine moderne Volks-
wirtschaft sein und überholte Verkrustungen aufbre-
chen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe dem 
Abgeordneten Volker Jung das Wort . 

Volker Jung (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Kollege Uldall hat 
nach einem länglichen Streifzug durch die Ge-
schichte des Energierechts von einem historischen 
Tag gesprochen. Dabei hat er offensichtlich überse-
hen, daß das Verfahren heute noch nicht zu Ende ist. 
Noch ist der Bundesrat mit im Verfahren, noch hat er 
Einspruchsmöglichkeiten, und dabei werden Sie 
wahrscheinlich noch einige Überraschungen erle-
ben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

In wenigen Tagen beginnt in Kioto die nächste Kli-
makonferenz mit dem Ziel, die CO 2-Emissionen welt-
weit abzusenken. Gleichzeitig bescheinigt die letzte 
Energieprognose der Prognos AG der Bundesregie-
rung, daß sie bei einer Fortführung der derzeitigen 
Energiepolitik ihr Klimaschutzziel nicht einmal zur 
Hälfte erreichen wird. 

Angesichts dieser Situa tion ist die Energierechtsre-
form trotz einer Nachbesserung durch die Koalition 
eines der widersprüchlichsten Gesetzesvorhaben, 
das die Koalition jemals zur Abstimmung gestellt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist ein gravierender Widerspruch, eine Energie-
rechtsreform mit dem erklärten Ziel zu betreiben, das 
Energiepreisniveau zu senken und gleichzeitig eine 
Anhebung der Energiesteuern in Europa zu unter-
stützen. In Brüssel gibt es Anstrengungen, die euro-
päischen Energiesteuern zu harmonisieren und die 
zusätzlichen Einnahmen aus diesen Steuern aufkom-
mensneutral zur Absenkung der Arbeitskosten zu 
verwenden. 

Die europäische Kommission hat vorgestern das 
Ziel formuliert, den Anteil der regenera tiven Ener

-

gien bis zum Jahre 2010 zu verdoppeln; ein außerge-
wöhnlich ehrgeiziges Ziel. Richtlinienentwürfe zu ei-
ner Erhöhung des Anteils der Kraft-Wärme-Koppe-
lung und eine europäische Stromeinspeisungsrege-
lung sind in Arbeit. In Luxemburg ist letzte Woche 
ein - noch zögerlicher - europäischer Kurs gegen die 
Arbeitslosigkeit vereinbart worden. 

Gleichzeitig legt die Koalition ein Konzept vor, das 
auf einen Preiswettbewerb in der Energiewi rtschaft 
abzielt, das den Ressourcenverbrauch verbilligt und 
das Kostensenkungspotentiale vor allem im Beschäf-
tigungsbereich sucht. 

Meine Damen und Herren, Bundeswirtschaftsmini-
ster Rexrodt hat keine Gelegenheit ausgelassen, auf 
die hohen Strom- und Gaspreise in Deutschland hin-
zuweisen und den Wettbewerb als Allheilmittel an-
zupreisen. Dabei hat er auch das Strompreisgefälle 
zwischen Deutschland und Frankreich bemüht, ob-
wohl die relativ niedrigen Industriestrompreise in 
Frankreich von der „Electricité de France" angebo-
ten werden, dem ausgeprägtesten Staatsmonopol, 
das es in Europa gibt. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Albe rt 
 Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

Das hat etwas mit der französischen Subven tions-
praxis zu tun, die nie so richtig untersucht worden ist. 
Das hat auch etwas mit der Spreizung zwischen In-
dustrie- und Haushaltsstrompreisen zu tun, die in 
Frankreich viel größer ist als in Deutschland. Das hat 
schließlich auch etwas mit schärferen Umweltaufla-
gen und längeren Genehmigungsverfahren in unse-
rem Land zu tun, die sich natürlich in der Preisgestal-
tung niederschlagen. Hier den Wettbewerbsdruck zu 
verstärken heißt, diese Standards zu nivellieren. 
Darum ist das häufig verwendete Wo rt  „Umweltdum-
ping" nach wie vor richtig am Platze. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Albe rt 
 Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

Meine Damen und Herren, es ist doch ein Wider-
spruch, einerseits Wettbewerb bei den leitungsge-
bundenen Energien einzuführen und andererseits 
sehenden Auges hinzunehmen, daß ein gewaltiger 
Konzentrationsprozeß einsetzt - was in der Branche 
überhaupt nicht umstritten ist -, der zu einer Ver-
machtung der Energiemärkte führen wird. Dieser 
Konzentrationsprozeß ist inzwischen in vollem 
Gange. Man muß nur nach Südwestdeutschland se-
hen. 

Wenn diese Strukturbereinigung dazu führt, daß 
sich vor allem die großen Verbundunternehmen an 
den regionalen und kommunalen Verteilerunterneh-
men beteiligen - was übrigens durch die konzipierte 
Verbändevereinbarung begünstigt wird -, dann wird 
mit dieser vertikalen Konzentration das genaue Ge-
genteil von dem erreicht, was angeblich gewollt ist. 

Man kann nur hoffen, daß die Bemühungen vieler 
Stadtwerke, eine Zusammenarbeit mit ihren Nach-
barn zu organisieren oder horizontale Verbindungen 
einzugehen, erfolgreich sein werden, um einen Rest 
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von kommunalen Versorgungsstrukturen zu erhal-
ten. 

Es ist ein eklatanter Widerspruch, meine Damen 
und Herren, zwar tief in die Kompetenzen der Länder 
und Kommunen einzugreifen, sie aber von einer 
gleichberechtigten Mitwirkung am Gesetzgebungs-
verfahren ausschließen zu wollen, indem die Zustim-
mungsbedürftigkeit des Gesetzentwurfs im nachhin-
ein - das heißt, nachdem der Bundesrat eine vernich-
tende Stellungnahme zum ursprünglichen Regie-
rungsentwurf abgegeben hat - wegmanipuliert wird. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Sie können davon ausgehen, daß wir uns das nicht 
gefallen lassen werden. 

Sowohl die Opposition im Bundestag wie auch die 
Mehrheit im Bundesrat halten den Gesetzentwurf für 
zustimmungsbedürftig. Wir lassen dies derzeit durch 
ein verfassungsrechtliches Gutachten prüfen. Wir 
werden - ich wiederhole das an dieser Stelle - ein 
Normenkontrollverfahren beantragen, wenn Sie da-
bei bleiben, den Gesetzentwurf am Bundesrat vorbei 
durchzuziehen. 

(Beifall der Abg. Michaele Hustedt [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN] - Monika Ganseforth 
[SPD]: Trickserei!) 

Es ist auch eine einstweilige Anordnung des Bun-
desverfassungsgerichts denkbar. Das heißt, im 
Grunde riskieren Sie, daß das Gesetz an dem Tag 
kassiert wird, an dem es eigentlich in Kraft treten 
soll. 

Mit Ihren Änderungsvorschlägen zur Streichung 
des Planfeststellungsverfahrens für Höchstspan-
nungsfreileitungen und zu den Enteignungsregelun-
gen wollen Sie den Gesetzentwurf im eigentlichen 
Sinn zustimmungsfrei machen. Damit verzichten Sie 
übrigens auf die Konzentrationswirkung bei den 
komplizierten Genehmigungsverfahren. Ganz abge-
sehen davon, daß die Länder diese Form der Deregu-
lierung begrüßen würden und der Bundesrat solchen 
Regelungen sicherlich zustimmen würde, feiert das 
bürokratische Regelungswirrwarr mit Ihren Ände-
rungsvorschlägen fröhliche Urständ. 

Aber um Verwaltungsvereinfachungen geht es Ih-
nen offenbar gar nicht. Das taktische Geplänkel hat 
doch nur den Zweck, die Zustimmungsbedürftigkeit 
des Gesetzentwurfs wegzumanipulieren. Das ist Ih-
nen nach unserer Auffassung aber nicht gelungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ihre Rechtsexperten haben einige Punkte offenbar 
übersehen. Das liegt offensichtlich daran, daß der 
Gesetzentwurf, insbesondere in seiner letzten Fas-
sung, mit der heißen Nadel gestrickt worden ist. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in ständiger 
Rechtsprechung zu Art . 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
entschieden, daß Bundesgesetze der Zustimmung 
des Bundesrates bedürfen, wenn die Finanzen - das 
ist in diesem Falle relevant - in Verwaltungsverfah-
ren der Landesbehörden geregelt werden. 

Das ist der Fall  bei der Neugestaltung der Geneh-
migungspflicht zur Aufnahme der Energieversor-
gung, die den zuständigen Landesbehörden obliegt. 
Das ist auch der Fall bei der Ermessensentscheidung 
über die Zulassung des Alleinabnehmersystems, bei 
der die Landesbehörden eine Prognose abgeben 
müssen, ob die Anwendung dieses Systems zu einer 
gleichwertigen Marktöffnung führt. Und es ist der 
Fall bei der drastischen Einschränkung der Entschei-
dungsfreiheit der Kommunen beim Wegerecht, das 
eindeutig in die Kompetenz der Länder gehört. 
Schließlich ist es auch noch der Fall  bei der Vorrats-
haltung bei Energieträgern. 

Bei all diesen Fragen geht es allerdings nur um die 
Verfassungskonformität des Gesetzgebungsverfah-
rens. Damit sind die materiellen verfassungsrechtli-
chen Probleme, mit denen der Gesetzentwurf ohne-
hin behaftet ist, immer noch nicht ausgeräumt. Ich 
kann hier nur feststellen: Wenn die Zustimmungsbe-
dürftigkeit des Gesetzentwurfes wegfällt, dann stel-
len sich diese materiellen verfassungsrechtlichen 
Probleme in aller Schärfe. Auch das werden wir un-
tersuchen lassen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Mit der Übergangsregelung, der entsprechenden 
Begrenzung des Alleinabnehmersystems, auf die Sie 
sich jetzt viel zugute halten, und der Beschränkung 
des Wegerechts schränken Sie die Möglichkeit der 
Kommunen erheblich ein, die Energieversorgung 
selbst zu regeln. Diese gehört nach der ständigen 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zum 
Kernbestand des kommunalen Selbstverwaltungs-
rechts, das durch Art . 28 Abs. 2 des Grundgesetzes 
geschützt ist. 

(Geit Willner [CDU/CSU]: Deswegen 
bekräftigen wir das auch in unserer  Ent

-

schließung!) 

Das wiegt um so schwerer, meine Damen und Her-
ren von der Koalition, als die Energieversorgung bis-
lang ein wichtiger Teil der wirtschaftlichen Betäti-
gung der Kommunen insgesamt war. Mit dem Kon-
zessionsabgabenaufkommen und den an die kom-
munalen Eigner abzuführenden Gewinnen sowie 
nicht zuletzt mit der Steuerersparnis durch den Quer-
verbund konnten andere Teile der kommunalen 
Wirtschaft gestützt werden, zum Beispiel der öffentli-
che Personennahverkehr. Fallen diese Möglichkeiten 
weg oder werden sie erheblich eingeschränkt, dann 
wird die wirtschaftliche Betätigung der Kommunen 
in ihrem Kern getroffen. Das ist nicht nur kommunal-
feindlich; das ist nach unserer Auffassung auch ver-
fassungswidrig. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Rolf Köhne 

[PDS]) 

Meine Damen und Herren, wir erkennen durchaus 
an, daß die Änderungsvorschläge der Koalitionsfrak-
tionen unseren Vorstellungen, die wir mit unserem 
Gesetzentwurf entwickelt haben, ein Stück entge-
genkommen. Ich stehe nicht an, das hier zu sagen. 
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Aber Sie sind auf dem halben Wege stehengeblie-
ben. 

(Geit Willner [CDU/CSU]: Kommen Sie uns 
doch auf der anderen Hälfte entgegen!) 

Von den extrem liberalistischen Deregulierungsab-
sichten in dem ursprünglichen Gesetzentwurf von 
Bundeswirtschaftsminister Rexrodt ist nicht mehr viel 
übriggeblieben. Ich finde, das ist gut so. Aber Sie 
bleiben eben auf halbem Wege stehen. Viele unserer 
Bedenken können Sie nicht ausräumen: 

Erstens. Sie haben in den Gesetzentwurf einen 
Durchleitungstatbestand eingefügt und damit eine 
fakultative Verordnungsermächtigung zur Regelung 
der Durchleitungsentgelte verbunden, die Sie übri-
gens - das ganz nebenbei - zustimmungsbedürftig 
ausgestalten. Das kommt unseren Vorstellungen ent-
gegen. Aber Sie machen die Durchleitungsbedin-
gungen von der Gestaltung der unternehmensinter-
nen Geschäfte abhängig. Das lädt doch zur Preisma-
nipulation geradezu ein. 

Sie wollen sich bei den Durchleitungsentgelten er-
klärtermaßen auf eine Verbändevereinbarung stüt-
zen - Herr Uldall hat das hier bekräftigt -, die zwar in 
paraphierter Form vorliegt, aber lange noch nicht be-
schlossen ist. Wie der Verband der industriellen 
Kraftwirtschaft, einer der Unterzeichner dieser Ver-
einbarung, inzwischen deutlich gemacht hat, wird 
sie das Regime der Durchleitungstarife dann nicht 
akzeptieren, wenn die netzdienstleistungs- und vor 
allem die entfernungsabhängigen Komponenten zu 
einem Tarif führen, der das Niveau in europäischen 
Nachbarstaaten, zum Beispiel in den skandinavi-
schen Ländern, um ein Vielfaches übersteigt. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Das ist 
im Augenblick so!) 

Eine solche Verbändevereinbarung wäre in Wirk-
lichkeit ein Instrument zur Behinderung des Wettbe-
werbs. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Das wird in der Branche unterderhand auch als Ar-
gument für die vertikale Konzentration verwendet 
oder - deutlicher ausgedrückt - zur Bildung von Kar-
tellen zwischen Vorlieferanten und Verteilerunter-
nehmen zur Abwehr von ausländischer Konkurrenz 
und der Konkurrenz unabhängiger Energieerzeuger. 

Diese Tarifgestaltung verbietet es den Stadtwer-
ken geradezu, im Interesse ihrer Bürgerinnen und 
Bürger preiswerte Stromangebote von weiterher ein-
zuholen. Dazu können wir unsere Zustimmung nicht 
geben. Wir brauchen hier verbindliche gesetzliche 
Netzzugangsregeln wie bei der Telekommunikation 
und der Eisenbahn. 

Zweitens. Sie haben sich dazu durchgerungen, das 
Alleinabnehmersystem als Netzzugangsalternative 
für alle Gebietsversorger in den Gesetzentwurf ein-
zufügen. Auch das kommt unseren Vorstellungen 
entgegen. Sie wollen aber das Alleinabnehmersy-
stem als eine Pflichtveranstaltung ausgestalten; das 

heißt, Sie wollen den Alleinabnehmer verpflichten, in 
alle Verträge zwischen Lieferanten und Kunden im 
Versorgungsgebiet einzutreten - und dies, obwohl 
die europäische Stromrichtlinie den Unternehmen 
eine Wahlmöglichkeit beläßt, in solche Verträge ein-
zutreten oder aber auch nicht. Aber diese Alte rna-
tive, die wir in unseren Gesetzentwurf aufgenommen 
haben, wollen Sie nicht nutzen. 

Hier haben Ihnen offenbar die Beamten ein Ei ins 
Nest gelegt, das Sie noch gar nicht so richtig ent-
deckt haben. Die Verpflichtung, in Drittverträge ein-
zutreten, wird jedes Unternehmen, das eigenerzeug-
ten Strom kostendeckend absetzen wi ll, davon ab-
halten, für dieses System zu optieren, um sich nicht 
am Ende zu ruinieren. 

Sie befristen dieses Alleinabnehmersystem bis zum 
Jahre 2005. Ob dieses System bei der Überprüfung 
verlängert wird und zu einer dauerhaften Netzzu-
gangsalternative ausgestaltet wird, bleibt völlig unsi-
cher. Dies wird viele Versorgungsunternehmen da-
von abhalten, sich für eine Übergangszeit auf ein Sy-
stem einzulassen, das in Zukunft möglicherweise 
wegfällt. 

Die Gegner des Alleinabnehmersystems in den 
Reihen der Koalition, die diesen Kompromiß einge-
gangen sind, haben offensichtlich richtig spekuliert. 
Da bei diesen Unsicherheiten nur wenige Unterneh-
men für dieses System votieren werden, steigt die 
Wahrscheinlichkeit, daß es bei der Überprüfung im 
Jahre 2003 ersatzlos wegfallen wird. 

Drittens. Sie schaffen in dem weiterentwickelten 
Gesetzentwurf Anknüpfungspunkte für den Schutz 
der Kraft-Wärme-Koppelung und von Strom aus er-
neuerbaren Energien. Sie beziehen, wie wir das ver-
langt haben, das Stromeinspeisungsgesetz in die 
Energierechtsreform mit ein. Auch das kommt unse-
ren Vorstellungen entgegen. 

Aber Sie drücken sich um eine klare Vorrangrege-
lung herum, wie sie die europäische Stromrichtlinie 
erlaubt. Wenn Sie bei der Stromeinspeisungsvergü-
tung wie bisher Prozentsätze vorsehen und außer-
dem davon ausgehen, daß das Strompreisniveau in 
der Zukunft sinken wird - wovon ja auch wir ausge-
hen -, dann werden die Vergütungssätze bald so 
weit abgesunken sein, daß niemand mehr in Anlagen 
für erneuerbare Energien investieren wird. Dann 
könnten Sie sich übrigens auch den doppelten Fünf-
Prozent-Deckel sparen; denn das wird nicht mehr 
zum Zuge kommen. 

Notwendig sind eine Vorrangregelung, feste Ver-
gütungssätze und eine nationale Umlage der Ein-
speisungsvergütungen, wie wir sie in unserem Ge-
setzentwurf vorgeschlagen haben. Dann gibt es auch 
Investitionssicherheit und Umweltentlastung. 

(Beifall bei der SPD) 

Das muß auch für die Kraft-Wärme-Koppelung gel-
ten; sonst werden nicht nur „stranded investments" 
verursacht, sondern es werden in Zukunft auch keine 
neuen Anlagen dieser besonders umweltfreundli-
chen Technologie mehr gebaut werden. 
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Viertens. Sie haben eine Übergangsregelung für 
die Verstromung der ostdeutschen Braunkohle kon-
zipiert, die gleich mehrere Konstruktionsfehler auf-
weist. Zum einen ist die Übergangsfrist bis zum Jahr 
2003 viel zu kurz; sie wird die beträchtlichen Investi-
tionen in den Braunkohletagebau und in die Kraft-
werkssanierung, deren Abschreibungsberg erst nach 
der Übergangsfrist erreicht ist, nicht schützen kön-
nen. Dafür werden die Anteilseigner, die großen Ver-
bundunternehmen im Westen, die ja eigene Pro-
bleme haben, sich auf den Wettbewerb einzustellen, 
kaum eintreten. 

Zum anderen wird die Übergangsregelung den 
Wettbewerb in den ostdeutschen Ländern wenn 
nicht gänzlich, so aber doch weitgehend behindern. 
Die Übergangsfrist, in der die Durchleitung unter-
bunden werden kann, reicht aber andererseits dazu 
aus, die kommunalen Versorgungsunternehmen, die 
allesamt auf schwachen Füßen stehen, in die Knie zu 
zwingen - dies um so mehr, als die großen Anstren-
gungen, in die Sanierung und den Ausbau der Kraft-
Wärme-Kopplung zu investieren, keinen ausreichen-
den Schutz erfahren. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Jung, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Türk? 

Volker Jung (Düsseldorf) (SPD): Aber ja, gerne. 

Jürgen Türk (F.D.P.): Herr Kollege Jung, Sie haben 
davon gesprochen, daß die Übergangszeit für die ost-
deutsche Braunkohle bis zum Jahr 2003 bzw. 2005 zu 
kurz ist. Im Ausschuß haben Sie noch von einer Lex 
VEAG gesprochen. Wie können Sie diesen Wider-
spruch auflösen? 

Volker Jung (Düsseldorf) (SPD): Diese Frage ge-
hört nicht zu den intelligentesten Fragen, die bisher 
gestellt wurden. 

(Jürgen Türk [F.D.P.]: Sie können sie ja auf 
dem Niveau beantworten! - Heiterkeit und 
Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

So wie Sie das konstruiert haben, ist das eine Lex 
VEAG. Wir haben eine alternative Formulierung vor-
gelegt, in der wir sehr deutlich gemacht haben, wie 
man mehrere Zielsetzungen sachgerecht erreichen 
kann. Wir haben sie ausführlich diskutiert, sie ist Ih-
nen bestens bekannt. Ich denke, das ist der wesent-
liche Inhalt der Aussage, die ich im Wirtschaftsaus-
schuß gemacht habe. 

(Jürgen Türk [F.D.P.]: Das war keine Ant

-

wort!) 

Viele kommunale und regionale Versorgungsun-
ternehmen werden sich in dieser Lage nicht behaup-
ten können. Ihnen wird nur die Wahl bleiben, ganz 
aufzugeben oder in ihrem Vorlieferanten aufzuge-
hen. Darum können wir in dieser Übergangsrege-
lung nur den Versuch sehen, den Streit um die 
Stromverträge nachträglich doch noch zugunsten der 

Verbundunternehmen zu entscheiden. Dazu werden 
wir unsere Hand nicht reichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Übergangsregelung ist schließlich in keiner 
Weise dazu geeignet, die überhöhten Strompreise in 
den neuen Bundesländern zu senken. Damit zemen-
tieren Sie einen nicht unwesentlichen Standortnach-
teil. Die ostdeutsche Wi rtschaft soll sich sozusagen 
am eigenen Schopf aus dem Sumpf ziehen. Das hal-
ten wir nicht für richtig. 

Wir plädieren dafür, wie mit unserem Gesetzent-
wurf vorgeschlagen wird, den Schutz der Braunkoh-
lenverstromung für eine Übergangszeit zu einer na-
tionalen Aufgabe zu machen, indem die Lasten durch 
eine Umlage auf alle Stromverbraucher in Deutsch-
land verteilt werden. Eine solche nationale Lasten-
verteilung wäre mit einer relativ geringen Kostenbe-
lastung verbunden und würde darüber hinaus Spiel-
raum schaffen, das ostdeutsche Strompreisniveau ab-
zusenken. Ich denke, das ist der eigentliche Kern des 
Vorschlages. 

Um es zusammenzufassen, meine Damen und Her-
ren: Die Koalitionsfraktionen sind uns mit ihren Än-
derungsvorschlägen zwar ein Stück entgegenge-
kommen, sind aber auf halbem Weg stehengeblie-
ben. Deswegen sind energiewirtschaftliche, indu-
striepolitische und arbeitsmarktpolitische Fehlent-
wicklungen vorprogrammiert. Das werden wir nicht 
absegnen. 

Wir haben Ihnen mehr als einmal Gespräche ange-
boten, Herr Uldall. Sie haben sie zwar nicht abge-
lehnt, aber Schlichtweg ignoriert. Sie haben sich ent-
schlossen, die Energierechtsreform, die tief in die 
Kompetenzen der Länder und Gemeinden eingreift, 
ohne eine gleichberechtigte Mitwirkung des Bun-
desrates mit Ihrer Bundestagsmehrheit durchzuset-
zen. Das werden wir uns als Opposi tion im Bundes-
tag nicht gefallen lassen. Ich bin sicher, das wird sich 
auch die Bundesratsmehrheit nicht gefallen lassen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe der 
Abgeordneten Michaele Hustedt das Wo rt . 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir ha-
ben in dieser Legislaturperiode sehr intensiv über 
dieses Gesetzesvorhaben gesprochen. Nun ist es Zeit 
für eine Zwischenbilanz; denn wir sind noch lange 
nicht am Ende dieser Debatte angelangt. 

Wir glauben, daß die Reform des Energiewirt-
schaftsgesetzes absolut überfällig ist. Aus unserer 
Sicht behindern die Stromkonzerne und auch die 
Monopolwirtschaft nicht nur jeglichen Wandel in 
Richtung umweltverträgliche Energieerzeugung; sie 
setzen zudem auf eine umweltfeindliche zentralisti-
sche Energieerzeugungsstruktur. Sie sind damit au- 
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ßerordentlich innovationsfeindlich, auch weil sie 
nicht auf neue Technologien setzen. 

Sie haben jahrzehntelang überhöhte Preise von 
Verbrauchern und Industrie genommen und kaufen 
sich mit ihren Kampfkassen, die sie sich gesetzeswid-
rig angelegt haben, Schritt für Schritt in die Infra-
struktur in diesem Lande ein. Das bedeutet auch, daß 
sie undemokratisch sind und zunehmend zum Staat 
im Staate werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Rolf Köhne [PDS]) 

Deswegen sagen wir ganz eindeutig und ganz klar 
ja zum Wettbewerb, ja zur Einführung des Wettbe-
werbs im Energiebereich. Von seiten der Bundesre-
gierung wird manchmal unterstellt, nur sie sei für 
den Wettbewerb. Es waren aber die Bündnisgrünen, 
die als erste in dieser Legislaturperiode einen Ge-
setzentwurf vorgelegt haben, in dem die Einführung 
des Wettbewerbs gefordert wird. Wir fordern den 
weitestgehenden Wettbewerb, einen viel weiterge-
henden, als im Gesetzentwurf der Bundesregierung 
formuliert war. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das hat die Bundesregierung in ihrem Gesetzentwurf 
eindeutig anerkannt. Wir sagen eindeutig ja zum 
Wettbewerb. Wenn man von Wettbewerb spricht, 
muß man einen fairen und echten Wettbewerb mei-
nen, denn es geht nicht um Sprechblasen. Man muß 
darüber sprechen, was die Ausgangsbedingungen 
sind. Schließlich starten wir nicht bei Null, sondern 
wir starten aus einer Monopolwirtschaft heraus. 

Deswegen ist die Konsequenz, daß man die Neuen 
und Schwächeren beim Einstieg in den Wettbewerb 
bewußt stärken muß, damit es nicht infolge des Wett-
bewerbs zu starken Konzentrationsprozessen 
kommt, die zumindest wir nicht wollen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sonst wäre die Situation mit einem 100-Meter-Lauf 
vergleichbar, bei dem der eine 50 Meter vor dem Ziel 
und der andere an der Startlinie startet. Die Strom-
konzerne haben Kampfkassen, und sie wollen den 
Wettbewerb zur Herbeiführung eines Konzentrati-
onsprozesses nutzen. Wenn wir das nicht wollen, 
dann müssen wir im Gesetzgebungsverfahren dage-
gen Vorsorge treffen. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Haben wir 
doch getan!)  

- Ich komme dazu. 

Die entscheidende Rolle - Herr Hinsken, das wis-
sen auch Sie - spielt die Frage der Netze; denn diese 
sind ein natürliches Monopol. Jeder, der Energie er-
zeugt, muß den Strom durch diese Netze leiten und 
hat keine Chance, Strom an ihnen vorbei zu liefern. 

Die Netze sind jedoch im Besitz der großen Strom-
konzerne, die gleichzeitig Strom produzieren. Damit 
können sie den Besitz der Netze nutzen, um Mitkon-
kurrenten, die keine Stromnetze besitzen, vom Markt 
fernzuhalten. 

Wir haben deswegen in unserem alternativen Ge-
setzentwurf die eigentumsrechtliche Trennung der 
Netze vorgeschlagen, wie es in Norwegen, Großbri-
tannien und Kalifornien gehandhabt wird. Nicht die 
Verstaatlichung, sondern die eigentumsrechtliche 
Trennung der Netze würde die größte Wettbewerbs-
intensität schaffen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das Mindeste, das wir gefordert haben, sind ein 
funktionierender Durchleitungstatbestand und eine 
buchhalterische Trennung. Beides hat Minister Rex-
rodt am Anfang abgelehnt. Ich finde es außerordent-
lich gut, daß die CSU, gerade Sie, Herr Hinsken, in 
diesem Bereich nachgefordert hat. 

(Beifall des Abg. Albe rt  Schmidt [Hitzhofen] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Ein Punkt fehlt uns noch: Das ist die entscheidende 
Frage, wie der Preis für die Durchleitung gestaltet 
werden könnte. Im Telekommunikationsbereich 
wurde auf Wunsch der Stromkonzerne ein Festpreis 
in die Verordnung aufgenommen. 

Im Bereich der Energieversorgung behaupten Sie, 
Herr Rexrodt - ebenso hat das Herr Uldall heute mor-
gen getan -, Sie könnten die Preisregelung so nicht 
vornehmen. Andere Staaten können es und haben es 
gemacht. Wir haben mit dem schleswig-holsteini-
schen Vorschlag gezeigt, wie es gehen kann. Wenn 
Sie sich dazu nicht in der Lage fühlen, muß es wohl 
an Ihren Fähigkeiten liegen, dann müssen Sie Ihre 
Konsequenzen daraus ziehen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abgeordneten Christoph Mat

-

schie [SPD] und Rolf Köhne [PDS]) 

Der Deutsche Industrie- und Handelstag hat aus-
drücklich den Vorschlag aus Schleswig-Holstein zu 
diesem Bereich unterstützt. Die VIK, also die Indu-
strie, sagt, die Verbändevereinbarung funktioniere 
nicht. Die Stromkonzerne fordern in der Verbände-
vereinbarung drei- bis fünfmal höhere Durchlei-
tungspreise, als in vergleichbaren anderen Ländern 
verlangt werden. 

Herr Hinsken, wenn Sie ernst meinen, was Sie in 
der letzten Debatte gesagt haben, müssen Sie unse-
rem Antrag zustimmen, damit es auch hier zu einer 
festen Regelung der Preise kommen wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Inwieweit Sie tatsächlich eine Koalition oder eine 
Partei - das gilt vor allem für die F.D.P. - des Wettbe-
werbs sind, zeigt die Regelung zur Lex VEAG. Daran 
wird das ganz besonders deutlich. Die VEAG macht 
riesige Gewinne, und sie wird außerdem von Strom-
konzernen getragen, die ebenso riesige Gewinne ge-
macht haben. Es ist aus unserer Sicht absolut nicht 
nötig, hier eine Ausnahme vom Wettbewerb für ein 
Drittel des deutschen Marktes zu beschließen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 
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Wir lehnen das eindeutig ab. Wir wollen den ganzen 
deutschen Markt für den Wettbewerb öffnen. 

Sie, die F.D.P., sagen, Sie seien die Partei der Steu-
ersenkung. Sie schaffen damit einen neuen indirek-
ten Subventionstatbestand für die Braunkohle, den 
klimaschädlichsten Energieträger überhaupt. Selbst 
die SPD, die Sie immer als die Partei der Kohlelobby-
isten beschimpfen, geht nicht so weit wie Sie mit Ih-
rer Lex VEAG. Das sollte Ihnen doch eindeutig zu 
denken geben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Auch die Chemieunternehmen im Osten haben 
große Investitionen getätigt. Bekommen sie deswe-
gen eine Abnahmegarantie? - Sie bekommen sie 
nicht. Das zeigt aus meiner Sicht, wie groß der Ein-
fluß der Stromkonzerne auf diese Bundesregierung 
noch ist. Ich sage: viel zu groß. 

Der zweite Punkt: Bereich Umweltschutz. Wir sind 
für den Wettbewerb. Der Wettbewerb kann Verkru-
stung aufbrechen, Dynamik erzeugen und Innova-
tion anstoßen. Aber wir sagen auch: Der Wettbewerb 
hat keine Richtung. Eine Richtung, ein volkswirt-
schaftliches Ziel, zum Beispiel die Umweltverträg-
lichkeit, muß man durch die Regulierung des Wettbe-
werbs schaffen. Dies ist völlig identisch mit der EU-
Richtlinie, die genau das formuliert. 

Wir stehen - Herr Jung hat das schon gesagt - kurz 
vor der Klimakonferenz in Kioto. Wenn man das Kli-
maschutzziel tatsächlich erreichen wi ll , muß man 
eine Energiewirtschaftsstruktur schaffen, die in der 
Zukunft eine umweltverträgliche Energieerzeugung 
bewirkt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Hinzu kommt: Der Energiemarkt ist ein großer In-
novationsmarkt. Man kann nicht immer nur auf alte 
Techniken setzen. Der Photovoltaik-Markt wächst 
pro Jahr um 18 Prozent. Wenn man an diesem Zu-
kunftsmarkt teilhaben wi ll , dann muß man auch auf 
umweltverträgliche Energieversorgung setzen. 

Während Sie bei der Lex VEAG eine Vorrangrege-
lung weitestgehender A rt  für Braunkohle beschlos-
sen haben, haben Sie sich im Bereich der erneuerba-
ren Energien lange gesperrt, eine Vorrangregelung 
durchzusetzen. Gut ist, daß jetzt zumindest eine 
schwache Regelung enthalten ist. Wir fänden es - wir 
fordern das auch - natürlich wesentlich besser, wenn 
hier nachgebessert würde. 

Aber der Hauptpunkt ist die Frage des Stromein-
speisungsgesetzes. Ich fand es absolut unmöglich, 
daß Sie in einer Debatte, in der wir darüber diskutiert 
haben, eine Neuordnung des Energiemarktes durch-
zusetzen, gleichzeitig eine Diskussion über die Ab-
senkung der Vergütung losgetreten haben. Diese 
Absenkung hätte bedeutet, daß sich Investitionen in 
Windkraftanlagen nicht mehr gelohnt hätten. 

(Kurt-Dieter Grill [CDU/CSU]: Das stimmt 
überhaupt nicht! Das ist so falsch, wie es 

nur falsch sein kann!) 

Das hat auch schon Schaden angerichtet, weil es 
große Verunsicherung darüber verursacht hat, ob die 

umweltfreundliche Energieerzeugung von dieser 
Bundesregierung, zumindest ihrer Mehrheit, über-
haupt gewünscht ist. 

Es hat dann einen sehr breiten gesellschaftlichen 
Widerstand gegeben. An diesem Widerstand haben 
sich die Arbeitgeber, die Arbeitnehmer, die IG Meta ll , 
der Bauernverband und die Umweltverbände betei-
ligt. Der VDMA, der größte Unternehmensverband 
Deutschlands, sah sich gezwungen, zu diesem 
Thema zusammen mit den Bündnisgrünen gegen 
diese Bundesregierung eine Pressekonferenz zu ma-
chen. Das zeigt, wo Sie in dieser Frage stehen: Sie 
stehen auf der Seite der Minderheiten, auf der Seite 
der Stromkonzerne. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

Durch diesen breiten gesellschaftlichen Wider-
stand ist es uns gelungen, die Senkung der Einspei-
sungsvergütung zu verhindern. 

(Volker Jung [Düsseldorf] [SPD]: Das stimmt 
nicht!) 

Das war ein Ergebnis der großen außerparlamentari-
schen Bewegung, der guten Oppositionsarbeit, der 
guten Zusammenarbeit mit dem Bundesrat und mit 
einer Minderheit auf der Seite der Regierungskoali-
tion: Herr Carstens, Herr Ramsauer, Herr Dörflinger 
und einige andere. 

Wenn Sie jetzt aus der Not eine Tugend machen, 
Herr Uldall, und so tun, als ob Sie das immer wollten, 
kann ich nur daran erinnern, daß Sie noch vor kur-
zem hier im Plenum gesagt haben: Ich werde die Ab-
senkung der Vergütung durchsetzen; das werden Sie 
schon sehen! - Sie sind damit gescheitert. Das wollen 
wir hier eindeutig festhalten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir wollen mehr. Wir wollen eine Ausweitung des 
Stromeinspeisungsgesetzes auf eine kostendeckende 
Vergütung für Photovoltaik und auch für Kraft-
Wärme-Kopplung. Wir wollen auch einen Mindest-
preis für die Windenergie festschreiben, damit die 
Investitionssicherheit auf jeden Fall gegeben ist. 

Gut ist aus unserer Sicht, daß Sie den Vorschlag 
der Grünen aufgenommen haben, daß in Zukunft der 
Netzbetreiber für die Aufnahme und für die Vergü-
tung verantwortlich ist. Gut ist auch, daß Sie den Vor-
schlag des Bundesrates aufgenommen haben, näm-
lich das für Biogas wesentlich bessere Bedingungen 
geschaffen werden, indem man auch Mate rial aus 
Lebensmittelfabriken verwerten darf. 

Schlecht ist aus unserer Sicht natürlich die Fünf-
Prozent-Deckelung. Herr Uldall, Sie haben hier wie-
der behauptet, dies sei eine rotgrüne Forderung. Es 
war erstens nie eine rotgrüne Forderung; denn da-
mals waren wir Grüne noch nicht in der Regierung. 
Sie haben zweitens anläßlich der letzten Plenarde-
batte zu diesem Thema zu mir gesagt: Bringen Sie es 
mir schriftlich, daß Finanzminister Möller von diesem 
Vorschlag zurücktritt. - Ich habe dann zu Ihnen ge-
sagt: Ich bringe es Ihnen schriftlich. Ich habe Ihnen 



18976 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 208. Sitzung. Bonn, Freitag, den 28. November 1997 

Michaele Hustedt 

diesen Brief vorgelegt. Jetzt halten Sie auch Ihr Ver-
sprechen, das Sie mir damals an jenem Tag der Ple-
nardebatte gegeben haben, daß Sie, wenn dies 
schriftlich vorliegt, Ihren Vorschlag hinsichtlich der 
Fünf-Prozent-Deckelung zurückziehen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Sie brauchen gar nicht den Kopf zu schütteln. Sie 
wissen genau, wovon ich spreche. 

Wir haben den Alternativvorschlag vorgelegt 

(Abg. Gunnar Uldall [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

- ich führe meinen Gedanken noch zu Ende; dann 
können Sie fragen -, daß die Kosten, die das Strom-
einspeisungsgesetz verursacht, bundesweit über die 
Netzgebühren ausgeglichen werden. Dieser Vor-
schlag ist in der Anhörung zum Stromeinspeisungs-
gesetz nicht nur vom Bauernverband, den Umwelt-
verbänden, den Windkraftverbänden, sondern auch 
vom VDMA und - man höre und staune - von Preus-
senelektra begrüßt worden. Eine breitere Zustim-
mung kann es nicht geben. Wenn Sie diesem Vor-
schlag nicht zustimmen, dann zeigt dies, daß Sie - je-
denfalls die Mehrheit Ihrer Fraktion - an einer sub-
stantiellen Verbesserung des Stromeinspeisungsge-
setzes nicht interessiert sind. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege  
Uldall, Sie können offenbar Ihre Frage stellen. Bitte 
schön. 

Gunnar Uldall (CDU/CSU): Frau Kollegin, sind Sie 
nicht mit mir der Auffassung, daß ein Beschluß des 
Verfassungsorgans Bundesrat - bei einer Gegen-
stimme, also fast einstimmig, gefaßt - nicht durch ein 
an Sie gerichtetes und mir in Fotokopie herübergege-
benes Fax einer einzelnen Person, eines Mitglieds ei-
ner Landesregierung, aufgehoben werden kann, die 
an diesem Beschluß auch gar nicht beteiligt war? 
Sind Sie nicht der Auffassung, daß ein Beschluß des 
Verfassungsorgans Bundesrat nur dadurch zurückge-
nommen werden kann, daß der Bundesrat in seiner 
Gesamtheit diesen Beschluß ausdrücklich wieder 
aufhebt? 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Erstens. Wir sind keine Bürokraten, sondern Politi-
ker. 

(Beifall des Abg. Albe rt  Schmidt [Hitzhofen] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Zweitens. Ich muß Ihnen folgendes sagen: Die-
ser Beschluß wurde gefaßt, bevor der Entwurf ei-
nes Energiewirtschaftsgesetzes vorgelegen hat. Das 
heißt, der Beschluß bezog sich noch auf den alten 
Rahmen. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Aber der Bundesrat 
hat etwas mit Verfassung zu tun!) 

Ich gehe davon aus - deswegen habe ich Ihnen 
den Brief von Herrn Möller auch gegeben -, daß wir 
im Bundesrat einen entsprechenden Änderungsan-
trag - er ist schon in Vorbereitung - einbringen wer-
den. Das heißt, Sie als Bürokraten werden den end-
gültigen Beschluß des Bundesrates erhalten. 

(Beifall des Abg. Albert Schmidt [Hitzhofen] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Dieses Versprechen kann ich Ihnen geben. Ich hoffe, 
daß Sie dann Ihr Versprechen einhalten, auch Ihrer-
seits von dieser Fünf-Prozent-Deckelung zurückzu-
treten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Eckart Kuhlwein [SPD]: Aber Herr Uldall 
hat den Bundesrat gelobt und ihm nicht 

Blockade vorgeworfen!) 

Ich möchte kurz einen Ausblick geben: Die Einfüh-
rung von Wettbewerb wird zu einem großen Um-
bruch in der gesamten Branche führen. Angesichts 
stagnierender Stromnachfrage und Überkapazitäten 
in der Erzeugung entsteht durch die Möglichkeit der 
Durchleitung ein scharfer Preiswettbewerb. Das 
wird zur Konsequenz haben, daß insbesondere Gas-
kraftwerke gefördert werden. Ich zitiere aus einer 
diesbezüglichen VDEW-Studie, Seite 20: 

Kostengünstige Stromerzeugung in Gas-GuD-
Kraftwerken schafft heute schon Preiswettbe-
werb, der sich durch die Änderungen des Ord-
nungsrahmens noch verstärken wird. 

Es geht dann weiter: 

Die Vollkosten der Stromerzeugung in diesen An-
lagen können sogar manchmal unter den varia-
blen Kosten bereits abgeschriebener älterer 
Kraftwerke liegen. 

Das heißt, hier wird also eine breite energiewirt-
schaftliche Entwicklung eintreten. 

Die Konsequenzen für die Energiepolitik möchte 
ich hier auch ansprechen. Erste Konsequenz: Die 
Atomkraft ist out. Auch wenn Sie tausendmal Atom-
gesetze beschließen, wird es dazu kommen, daß die 
Atomkraft in diesem Wettbewerb keine Chance ha-
ben wird. Das tut uns nicht besonders leid. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Wolf-Michael Catenhusen 

[SPD]) 

Zweite Konsequenz: Garzweiler II ist nicht nur 
ökologisch, sondern auch ökonomisch nicht verant-
wortbar. Wenn man weiter darauf setzt, wird dies 
eine der gigantischsten Fehlinvestitonen des Landes 
Nordrhein-Westfalen werden. Die Gefahr besteht, 
daß das Energieland Nordrhein-Westfalen in Zukunft 
von außen mit Energie beliefe rt  wird und daß Ar-
beitsplätze außerhalb von Nordrhein-Westfalen ge-
schaffen werden. 

Wer die Zukunft der Energiepolitik noch jetzt auf 
Atomkraft und Braunkohle aufbaut, wie es vor allem 
die CDU/CSU und teilweise auch die SPD tun, der 
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gefährdet nicht nur die Lebensgrundlagen, sondern 
betreibt auch eine absolut schlechte Wirtschafts-
politik. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
Sie müssen zum Schluß kommen. 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich komme zum Schluß. - Der Bundesregierung ist 
mit diesem Gesetzentwurf der große Wurf nicht ge-
lungen. Wir von seiten der Opposition haben einiges 
durchgesetzt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Wir fordern Sie jetzt auf, nicht weiter über Trickse-
reien den Bundesrat auszugrenzen und eine breite 
Einigung zu blockieren. Ich glaube, es gäbe eine 
Möglichkeit zur Einigung. Wenn Sie Ihre Flexibilität, 
Ihre Politikfähigkeit und Ihre Fähigkeit, auf Sachar-
gumente zu hören, im internen Einigungsprozeß auf-
gebraucht haben, dann tut es uns leid. Aber dann 
sind Sie diejenigen, die zu verantworten haben, daß 
wir nicht in größter Einigkeit einen energiewirt-
schaftlichen Rahmen gemeinsam beschließen kön-
nen, der Rechtssicherheit und Investitionssicherheit 
für die Zukunft gibt. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe dem 
Abgeordneten Paul Friedhoff das Wo rt . 

Paul K. Friedhoff (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die vorliegende 
Novelle zur Neuregelung des Energiewirtschafts-
rechts gehört zu den großen Reformprojekten dieser 
Legislaturperiode. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das ist wahr!) 

Herr Uldall hat hier eben die Geschichte dieses Ge-
setzes vor uns ausgebreitet. Heute sind wir in der Tat 
in der Situation, daß wir in zweiter und dritter Lesung 
dieses Reformwerk verabschieden. 

Daß dies überhaupt möglich ist, haben wir ganz 
besonders dem Einsatz des Bundeswirtschaftsmi-
nisters zu verdanken, 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

der es in unzähligen Diskussionen mit den Beteilig-
ten, mit den parlamentarischen Gremien, immer in 
Rückkopplung mit den Betroffenen, geschafft hat, 
daß am Ende hier ein Kompromiß vorgelegt wird, 
dem die Koalitionsparteien zustimmen. Dafür ge-
bührt ihm unser Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Unser Ziel ist eine langfristig sichere, kostengünsti-
gere, umweltverträglichere sowie ressourcenscho-
nende Energieversorgung. Das ist nur auf einem 

Weg möglich: Dieser Weg heißt Wettbewerb. Das 
alte Recht war ausschließlich auf Monopolstrukuren 
ausgerichtet. Wettbewerbsfähige Strom- und Gas-
preise konnten mit ihm nicht entstehen. Aber diese 
sind erforderlich, um den Wirtschaftsstando rt 

 Deutschland zu sichern und zu stärken. Energie-
preise bestimmen die Qualität eines Standortes und 
spielen im europäischen und weltweiten Wettlauf um 
Investitionen eine entscheidende Rolle. Ein wettbe-
werbsorientierter Ordnungsrahmen schafft Standort-
vorteile. Er eröffnet die Chance, zu nachhaltigen Ko-
stensenkungen zu kommen, die der Standort 
Deutschland so dringend braucht. 

Deshalb hat die F.D.P. die Liberalisierung und Mo-
dernisierung der Energiewirtschaft sehr intensiv be-
trieben. Noch sind die Energiepreise im internationa-
len Vergleich - auch wenn es hier schon etwas Bewe-
gung gibt - insbesondere für Industriestrom in 
Deutschland zu hoch. Wir haben dafür in doppelter 
Hinsicht bezahlen müssen: nicht nur über unsere 
persönliche Strom- oder Gasrechnung, sondern auch 
durch den Verlust von Arbeitsplätzen in den ener-
gieintensiven Industrien. 

(Ernst Hinsken (CDU/CSU): Da hat er 
recht!) 

Denn viele Unternehmen haben den ausländischen 
Standorten den Vorzug vor dem deutschen Standort 
gegeben. Diese Entscheidungen haben unseren Ar-
beitsmarkt auch negativ beeinflußt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zurufe von der CDU/CSU: Leider wahr!) 

Generell geht es bei unserem Reformkonzept 
darum, staatliche Aufsicht soweit wie möglich durch 
Wettbewerb zu ersetzen. Deshalb wird die energie-
wirtschaftliche Investitionsaufsicht abgeschafft. Die 
kartellrechtliche Zulässigkeit von Demarkationen 
und Wegerechten wird ebenfalls abgeschafft. Instru-
mente des Wettbewerbs sind der Zugang zu den vor-
handenen Netzen Dritter und der Parallelleitungs-
bau, soweit ökologisch vertretbar. Uns hier vorzuwer-
fen, daß wir ein Gesetz machen, das dadurch stumpf 
wird, daß wir die Durchleitung gar nicht ermögli-
chen, ist geradezu absurd. Die Durchleitung ist näm-
lich das wesentliche Wettbewerbselement in dem 
neuen Ordnungsrahmen. Auf einen speziellen 
Durchleitungstatbestand haben wir aus guten Grün-
den verzichtet; denn die Anwendung allgemeiner 
Kartellvorschriften eröffnet mehr Flexibilität für den 
Einzelfall. Kunden und Lieferanten von Strom und 
Gas können künftig gegen den Willen des Netzbe-
treibers die Durchleitung erzwingen, wenn die Ver-
weigerung der Durchleitung einen Verstoß gegen 
das Mißbrauchs- und Diskriminierungsverbot nach 
§§ 22 und 26 GWB bedeutet. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Detailregelungen der Durchleitung haben wir be-
wußt den Beteiligten überlassen. Mit der Verbände-
vereinbarung, die in paraphierter Form vorliegt, wird 
der Handlungsrahmen für die Durchleitung konkreti-
siert. Die F.D.P. erwartet, daß die Beratungen zügig 
fortgesetzt werden und daß eine Einigung in den 
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noch strittigen Fragen, insbesondere der Vergütung, 
gefunden wird. 

Für die Kommunen haben wir eine Interimslösung 
gefunden, die ihnen ein befristetes Wahlrecht zwi-
schen zwei Wettbewerbssystemen eröffnet. Sie ha-
ben die Möglichkeit, bis zum Jahre 2005 zwischen 
zwei Netzzugangsalternativen zu entscheiden. 

Die Reformen bringen den Kommunen neue Chan-
cen. Die Konzessionsabgaben werden beibehalten; 
auch das sollte man hier einmal betonen, denn hier 
gab es ja zu Beginn viele Befürchtungen. Die Kom

-

munen als Bezieher von Strom und Gas werden 
durch die Möglichkeit der Wahl zwischen verschie-
denen Lieferanten nachhaltig in ihrer Position ge-
stärkt. Sie können also den Vorteil des Gesetzes für 
sich in Anspruch nehmen. Sie erhalten die Möglich-
keit, neue Kunden zu werben, und können durch Ko-
operationen, wie sie übrigens schon jetzt zu beobach-
ten sind, noch schlagkräftiger am Markt agieren als 
bislang. Der Standortwettbewerb macht nicht vor 
den Toren unserer Gemeinden halt. Jetzt sind die 
Stadtwerke gefordert; sie sind es, die ihre Unterneh-
men zukunftsorientiert gestalten müssen. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
David gegen Goliath!) 

Zu einem zentralen Förderinstrument der regene-
rativen Energien ist das Stromeinspeisungsgesetz 
geworden, das wir hier gleichzeitig mit eingebunden 
haben. Durch kein anderes Gesetz konnte der Aus-
bau erneuerbarer Energien so kräftig gesteigert wer-
den wie durch dieses Instrument. Aber auch kaum 
ein anderes Gesetz hat in der Vergangenheit so pro-
voziert wie dieses. Gegner wie Befürworter haben in 
den parlamentarischen Beratungen hef tig um seine 
Novellierung gerungen. Insbesondere die Einspei-
sungsvergütung war sehr umstritten. Uns wird ja vor-
geworfen, daß wir hier zuwenig täten. Dabei haben 
wir an vielen Stellen darum gerungen, eine Regelung 
zu finden, die folgendes verhindert: In der vergange-
nen Woche habe ich in der „Frankfu rter Allgemeinen 
Zeitung" unter der Rubrik „Beteiligungen und Geld-
verkehr" zwischen zwei Annoncen, bei denen es um 
Investitionen in Containerschiffe ging, unter der 
Überschrift „Stürmische Zeiten" eine Annonce der 
Gesellschaft zur Förderung regenerativer Energie 
gefunden. Ich darf das einmal vorlesen: 

Der Küstenstandort Wehren läßt nicht nur die Ro-
toren rasen, sondern auch Ihre Kasse klingen. Be-
teiligen Sie sich jetzt ... 

(Jürgen Türk [F.D.P.]: Unglaublich!) 

Weiter wird eine Ausschüttung von durchschnittlich 
fast 20 Prozent versprochen. Besonders komisch 
finde ich, daß hier nicht - wie do rt  steht - Geld auf 
natürliche Art  und Weise verdient werden soll, son-
dern mit Hilfe eines Gesetzes, das letzten Endes den 
Stromkunden zwingt, solche Abschreibungen zu be-
zahlen. Alleine darum gingen die Bemühungen von 
Herrn Uldall, von mir und auch von anderen, nach 
Möglichkeit zu versuchen, 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Aber 
das ist doch bei jeder Abschreibung so!) 

diesen unerwünschten - wenn ich die Grünen richtig 
verstanden habe, auch in ihrem Sinne - unerwünsch-
ten Nebeneffekt zu verhindern. Uns ist bislang keine 
entsprechende Formel eingefallen. Es ging aber 
überhaupt nicht darum, die Windenergie einzugren-
zen oder neue Entwicklungen nicht zu fördern, son-
dern lediglich darum, an bestimmten Stellen über-
höhte Subventionen zu verringern. Darum ging es 
und um nichts anderes. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Friedhoff, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-
legen Carstensen? 

Paul K. Friedhoff (F.D.P.): Selbstverständlich. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Bitte schön. 

Peter Harry  Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): 
Herr Kollege Friedhoff, wären Sie bereit, einmal zu 
mir nach Nordfriesland an unsere Küstenstandorte 
zu kommen, um einmal bei bäuerlichen Windparks 
in die Bücher zu schauen, 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Über 
70 Prozent bäuerliche Betreiber!) 

damit wir davon abkommen, auf der Basis von Zei-
tungsanzeigen Entscheidungen in der Politik zu fäl-
len? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Paul K. Friedhoff (F.D.P.): Ich bin bereit, auch Sie 
zu besuchen. Ich selber betreibe aber auch einige 
Windkraftanlagen und bin durchaus in der Lage - - 

(Eckart Kuhlwein [SPD]: Aber Sie sind kein 
Bauer! Sie sind es, den Sie meinen! - Wei

-

tere Zurufe von der SPD und vom BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Ich kann Ihnen dazu sagen, daß ich sie bereits vor 
1989 gebaut habe, zu einem Zeitpunkt also, als die-
ses Gesetz noch nicht anvisiert war. Ich habe mich 
damals dafür interessiert, we il  ich der Meinung war, 
daß man durchaus etwas für die regenerativen Ener-
gien tun sollte. Ich bin nur dagegen, Herr Carsten-
sen, daß überhaupt mit so etwas geworben werden 
kann. 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das kann man gesetzlich nicht 
verbieten! - Dietmar Schütz [Oldenburg] 

[SPD]: Wer ist von uns dafür?) 

- Das kann man gesetzlich nicht verbieten, aber man 
kann dafür sorgen, daß entsprechende Regelungen 
da sind, damit so etwas nicht möglich wird. 

Für die einen ist nämlich dieses Gesetz ein ord-
nungspolitischer Sündenfall, für die anderen bedeu-
tet der Ausbau erneuerbarer Energien - ich bin sehr 
froh, daß wir dabei künftig auch die Biomasse be- 
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rücksichtigen - die willkommene Abkehr von nicht 
erwünschten Energieträgern. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Durch Anschubfinanzierungen können zukünftig 
nicht nur im Bereich der Windenergie, sondern auch 
im Bereich der Biomasse entsprechende Verbesse-
rungen erzielt werden. Diese dürfen aber niemals zu 
einer Dauersubvention werden, wie es leider an vie-
len Stellen bei der Windenergie der Fall geworden 
ist. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Ich glaube, sowohl die Befürworter als auch die Kriti-
ker können mit dem gefundenen Kompromiß leben. 

Wesentliche Änderungen haben die Koalitions-
fraktionen auch bei den Regelungen zur Verstro-
mung ostdeutscher Braunkohle erwirkt. Hier ging es 
darum, einerseits die Investitionen zu sichern, die in 
erheblichem Umfang nicht zuletzt durch staatliche 
Unterstützung in der ostdeutschen Stromwirtschaft 
durchgesetzt worden sind, andererseits auch die 
Rückführung der Strompreise zu beschleunigen und 
die Strompreisschere zwischen West- und Ost-
deutschland, die unzweifelhaft da ist, so schnell wie 
möglich zu schließen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zuruf der Abg. Michaele Hustedt 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Mit dieser Übergangsregelung bis 2003, einem vor-
geschalteten Bericht im Jahre 2002 und einer mögli-
chen Verlängerung des Übergangszeitraums um 
zwei Jahre, also bis 2005, ist ein Kompromiß gelun-
gen, der, glaube ich, allen Beteiligten gerecht wird. 
Die VEAG wird nicht aus ihrer Verpflichtung entlas-
sen, den ostdeutschen Strommarkt nicht nur sozusa-
gen als Braunkohleabsatzfeld zu begreifen, sondern 
als Dienstleistungsfeld, das den Interessen der 
Stromkunden entsprechen und damit den ostdeut-
schen Wirtschaftsstandort  stärken soll. 

Mit der nationalen Energierechtsnovelle setzen 
Bundesregierung und Koalitionsfraktionen auch Eu-
roparecht um. Die Stromrichtlinie hat europapoli-
tisch den Durchbruch für eine Liberalisierung der 
europäischen Strommärkte eingeleitet. Sie war der 
Ausgangspunkt und die Schubkraft für die Umset-
zung in unser na tionales Recht. Die Gasrichtlinie, mit 
deren Verabschiedung die F.D.P. noch in diesem Jahr 
rechnet, wird der Rahmen für erforderliche nationale 
Regelungen für Gas werden. 

Dabei wird die F.D.P. ihr besonderes Augenmerk 
auf die Unterschiedlichkeit der Energie träger Strom 
und Gas lenken und die besonderen Marktgegeben-
heiten bei Gas sicherlich mit berücksichtigen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Donner

-

wetter!) 

Die Liberalisierung unserer Energiemärkte ist eine 
große Chance. Sie trägt zur Sicherung der Arbeits-
plätze in Deutschland bei. Sie ist Eckstein für mehr 
wirtschaftliche Entwicklung in unserem Land und 
zugleich Ausgangspunkt für eine europa-, vielleicht 

sogar weltweite Bekämpfung unserer Umwelt- und 
Klimaprobleme. Jetzt gilt es, diese Chance zu nutzen. 
Die F.D.P. freut sich, ihren Beitrag dazu geleistet zu 
haben. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Rolf Köhne. 

Rolf Köhne (PDS): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ein Jahrhundertwerk - so haben 
wir gehört - soll mehr Markt und mehr Wettbewerb 
in der Energiewirtschaft einführen. Die Frage ist al-
lerdings: Für wen? 

Wenige Konzerne, untereinander und mit den gro-
ßen Banken und Versicherungen verflochten, stehen 
ungefähr 900 Stadtwerken gegenüber. Auf der einen 
Seite haben wir also die Finanzkraft von 55 Milliarden 
DM steuerfreien Rücklagen und natürlich noch viel 
mehr, auf der anderen Seite die Kommunen, deren 
Finanzkraft durch die bisherige Politik dieser Regie-
rung immer weiter eingeschränkt wurde. Das wird 
ein ziemlich ungleicher We ttbewerb. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Sie haben viel

-

leicht eine Ahnung!) 

- Ja, habe ich. - Auf Grund des massiven Protests 
von Städten und Gemeinden haben Sie nachgebes-
sert und das sogenannte Single-Buyer-Prinzip, also 
das Alleinabnehmermodell, ermöglicht. Aber auch 
das bietet den Stadtwerken, die selbst Strom erzeu-
gen, nur unzureichend Schutz. Es soll auch nur befri-
stet gelten. 

Verbal wollen Sie in einem Entschließungsantrag 
das Recht der Kommunen, ihre Energieversorgung 
selbst zu regeln, anerkennen. Real aber stellen Sie es 
in Frage. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Sie kennen das 
Gesetz nicht!) 

- Real stellen Sie es in Frage; das habe ich Ihnen 
eben erläutert. 

(Zuruf des Abg. Ernst Hinsken [CDU/CSU] 
- Gegenruf der Abg. Dr. Dagmar Enkel

-

mann [PDS]) 

Gehen Ihre Pläne auf, bleiben letztendlich diese lo-
kalen Strukturen, umweltfreundliche Energiedienst-
leistungsunternehmen, die die Stadtwerke mittler-
weile darstellen, und die Kraft-Wärme-Kopplung auf 
der Strecke. 

(Beifall bei der PDS) 

Im Interesse weniger Konzerne verzichten Sie auch 
auf eine klare Vorrangregelung für regenerative 
Energien. Im Interesse dieser Konzerne wollen Sie 
auch den Zubau durch den sogenannten doppelten 
Deckel auf zweimal 5 Prozent begrenzen. Das ist drei 
Tage vor Kioto umweltpolitisch das falsche Signal. 
Nur durch massive Proteste ist verhindert worden, 
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daß Sie an der Stromeinspeisungsvergütung auch 
noch herumgedreht haben. 

Während Sie also so die Arbeitsplätze in der Wind-
industrie gefährden, werden die großen Stromkon-
zerne gehätschelt und getätschelt. 

Der „verhandelte Netzzugang" wird zusätzliche 
organisatorische und betriebswirtschaftliche Abspra-
chen und Verflechtungen erfordern, gegen die die 
Kartellbehörden machtlos sein werden. Die Verbän-
devereinbarung verhindert letztendlich die Durchlei-
tung und zementiert Monopolprofite. Das hat sich ja 
ganz klar in dem gezeigt, was do rt  ausgehandelt 
wird. Es wird also darauf hinauslaufen, daß sich eine 
Elefantenhochzeit zwischen den Energiekonzernen 
anbahnt. Die Konzentration wird zunehmen, der 
Wettbewerb weiter abnehmen. 

Ihr erklärtes Ziel, die Strompreise zu senken, wird 
allenfalls für einige wenige Großverbraucher erreicht 
werden, die sich eigene Kraftwerke leisten könnten 
oder auf den europäischen Markt zurückgreifen 
könnten. Aber das Gros der Verbraucher, vor allen 
Dingen Otto Normalverbraucher, wird dabei drauf-
zahlen. Einen Wettbewerb, wie Sie ihn hier vorschla-
gen, brauchen wir nicht. 

(Beifall bei der PDS) 

Wir wollen Wettbewerb dort , wohin er gehört: Wett-
bewerb zwischen den Erzeugungsanlagen bei einem 
klaren Vorrang für regenerative Energien. 

(Beifall bei der PDS) 

Im Vordergrund unseres Antrages steht daher die 
Entflechtung der Monopolstrukturen durch eine 
strikte Trennung von Erzeugung, Transpo rt  und Ver-
teilung. Angesichts der Eigentumsverhältnisse -
80 Prozent der Erzeugungskapazitäten sind in der 
Hand der großen Verbundunternehmen - kann Wett-
bewerb nur funktionieren, wenn es eine st rikte ei-
gentumsrechtliche Trennung gibt. Getrennte Buch-
haltung findet ohnehin überall statt. 

Wir fordern daher eine Überführung des Verbund-
netzes gemäß Art . 15 Grundgesetz in Gemeineigen-
tum. Nur so ist sichergestellt, daß We ttbewerb auch 
dann stattfindet, wenn Erzeugungsanlagen und Ver-
teilunternehmen gleiche Eigentümer haben, da dann 
das Transportnetz als neutraler Pa rtner dazwischen-
geschaltet ist. 

Auf dieser Basis soll über einen öffentlich-rechtli-
chen Stromgroßhandel der Strom nach wirtschaftli-
chen und ökologischen Kriterien eingekauft werden. 
Der Vorteil liegt auf der Hand: Alle Letztverbraucher 
werden so Strom zu allgemeinen und gleichen Prei-
sen erhalten, nur unterschieden durch die Span-
nungsebene, auf der sie den Strom abnehmen. Damit 
wäre vor allen Dingen Chancen- und Wettbewerbs-
gleichheit in der Wi rtschaft erreicht. Jedes Unterneh-
men, ob groß oder klein, bezöge den Strom zu glei-
chen Preisen, und es käme eben nicht auf die Ver-
handlungsmacht der großen Unternehmen an, billi-
gen Strom zu bekommen. 

Ein weiterer Vorteil: Das Stromeinspeisungsgesetz 
hätte einen ganz klaren Adressaten, nämlich den 

Stromgroßhandel. Die Mehrkosten für regenerative 
Energien könnten so bundesweit allgemein umge-
legt werden, und es gäbe nicht das Problem mit dem 
„doppelten Deckel" und den heutigen Schwierigkei-
ten, die Mehrkosten umzulegen. 

Insgesamt also handelt es sich um einen sachge-
rechten Vorschlag für eine umweltfreundliche Ener-
gieversorgung ohne Monopolprofite. 

(Beifall bei der PDS - Clemens Schwalbe 
[CDU/CSU]: Hoch lebe die Planwirtschaft!) 

- Wenn Ihnen, lieber Herr Kollege, etwas unklar ist, 
dann stellen Sie dazu eine Zwischenfrage. Dann 
kann ich Ihnen unseren Antrag umfassend erläutern. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe dem 
Bundesminister für Wi rtschaft, Dr. Günter Rexrodt, 
das Wort . 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wi rtschaft: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Jahr-
zehntelang haben festgefügte Strukturen dafür ge-
sorgt, daß auf einem der wichtigsten Märkte dieses 
Landes, dem Energiemarkt, kein Wettbewerb be-
standen hat. Das wird mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf geändert. 

Die bisherigen Strukturen sind nicht der einzige 
Grund, aber einer der wichtigsten Gründe dafür, daß 
die Industriestrompreise in Deutschland im Einzelfall 
um bis zu 30 Prozent über dem europäischen Durch-
schnitt liegen. Heute haben wir die große Chance, 
das alte Recht grundlegend zu reformieren und mo-
derne Strukturen im Energiesektor zu schaffen. 

Meine Damen und Herren, das steht in einer Reihe 
mit anderen liberalisierten Märkten in Deutschland. 
In diesem Zusammenhang verweise ich auf den Mo-
bilfunk und die Preisstürze, die do rt  erfolgt sind, so-
wie auf die neuen Angebote bei Kurierdiensten. 
Ohne Wettbewerb wäre es nie dazu gekommen. 

Diese Energierechtsreform, die wir heute beschlie-
ßen wollen, wird diese Entwicklung, wird diese Libe-
ralisierungserfolge fortschreiben. Alle werden von 
den niedrigeren Preisen und den besseren Bedingun-
gen bei der Versorgung profitieren. 

So erwartet der Verband der Energieabnehmer 
Preissenkungen für die Stromtarifkunden von min-
destens 20 Prozent. Auch die kleinen Kunden wer-
den profitieren - im Unterschied zu dem, was immer 
behauptet wird. Es war immer ein Argument der 
Bremser und der Besitzstandswahrer, daß die Kleinen 
für die Großen zahlen müßten. Das ist schlichtweg 
unwahr, meine Damen und Herren. 

Stadtwerke können in Zukunft ihren Strom billiger 
einkaufen und dann auch entsprechend billiger an 
ihre Kunden, an alle Kunden weitergeben. Zum 
Schutz der kleinen Kunden wird sicherheitshalber 
außerdem noch die Genehmigungspflicht für Strom-
tarife beibehalten. Die Mißbrauchsaufsicht durch die 
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Kartellbehörden bleibt erhalten. Sie wird sogar effizi-
enter ausgestaltet, denn die Kartellbehörden können 
in Zukunft Marktpreise zum Vergleich heranziehen. 
Das hat es bisher nie gegeben. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und 
der CDU/CSU) 

Darüber hinaus ist Vorsorge ge troffen, daß die 
Kunden in ländlichen Gebieten mit hohen Versor-
gungskosten angemessen an den Preisvorteilen und 
Verbilligungen teilhaben können. 

Meine Damen und Herren, Kernstück der Reform 
ist die Abschaffung der geschlossenen Versorgungs-
gebiete, also der jetzt bestehenden Gebietsmono-
pole. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Dann 
gibt es auch keine Härtefallklausel mehr!) 

- Auf die Härtefallklauseln komme ich noch zu spre-
chen; das betrifft ja das Stromeinspeisungsgesetz. 

Der Kölner Industriebetrieb kann in Zukunft sei-
nen Strom in Bayern kaufen, und die Berliner Woh-
nungsbaugesellschaft mit 15 000 Wohnungen kann 
ihren Strom aus Hessen oder anderen Regionen be-
ziehen. Das haben wir gewollt. 

Das geschieht entweder im Wege der Durchleitung 
über das vorhandene Netz des Flächenversorgers 
bzw. das Netz des Stadtwerkes oder - soweit ökolo-
gisch vertretbar - über eine Direktleitung zu einem 
anderen Versorgungsunternehmen. 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Aber nur in Westdeutschland, nicht 
in Ostdeutschland! - Gegenruf von der 

F.D.P.: Was ist daran zu kritisieren?) 

Wirksamer Wettbewerb hängt vor allem davon ab, 
daß die Durchleitung ein ganz normaler, ein ökono-
mischer Vorgang wird, so wie das in der Telekommu-
nikation in ähnlicher Form auch der Fall  ist und in 
Zukunft noch mehr sein wird. Für S trom wird daher 
ein prinzipieller Anspruch auf Netzzugang ins Ge-
setz geschrieben. Ich bitte das einmal zur Kenntnis 
zu nehmen. Der Netzinhaber darf die Leistungen 
Dritter nicht schlechter behandeln als die eigenen 
Lieferungen. Das steht im Gesetz, und daraus wird 
sich eine Rechtsprechung entwickeln. 

Wenn es zum Streit um die Bedingungen kommt, 
ist der Netzinhaber in der Beweispflicht und nicht 
umgekehrt. Das macht den Kunden stark, und das 
wollen wir auch. 

Eine ausgewogene Verbändevereinbarung kann 
ein nützlicher Rahmen für die Durchleitung sein. 
Aber natürlich will ich die Katze nicht im Sack kau-
fen. Nach Abschluß der Verhandlungen und wenn 
sich die Dinge entwickelt haben und ein Urteil mög-
lich ist, werden wir das überprüfen, und ich sage 
ganz klar: Sofern die Verbändevereinbarung nicht 
funktioniert, werde ich nicht zögern, von der Er-
mächtigung Gebrauch zu machen, die auch im Ge-

setz steht, nämlich die Durchleitung durch Rechtsver-
ordnung zu regeln. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Darin ist doch a lles enthalten: Erst einmal setzen wir 
darauf, daß das durch den Markt und die Fachleute 
geregelt wird, und für den Fall, daß das nicht möglich 
ist, haben wir uns in das Gesetz den Vorbehalt, das 
anders zu regeln, hineingeschrieben. Was wollen Sie 
überhaupt? 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Die 
Worte hör' ich wohl, allein mir fehlt der 

Glaube!)  

Bei Gas richtet sich der Netzzugang nach den Gene-
ralklauseln des Kartellrechts. 

Meine Damen und Herren, es ist von Anfang an ar-
gumentiert worden, wir wollten die Kommunen mit 
diesem Gesetz an die Kandare nehmen. Das waren 
immer vorgeschobene Argumente der Besitzstands

-

wahrer; das war immer falsch. 

(Zuruf von der SPD: Keine Ahnung!) 

Das Aufkommen der Kommunen aus der Konzessi-
onsabgabe wird durch zahlreiche Sonderbestimmun-
gen im Gesetz geregelt. Der kommunale Querver-
bund, also die Verrechnung der Gewinne des Stadt-
werks mit Verlusten aus anderen Bet rieben, kann 
beibehalten werden. Die Stromerzeugung auf der 
Basis der Kraft-Wärme-Kopplung, vor allem bei den 
Stadtwerken, ist besonders geschützt. Für eine Über-
gangszeit bis Ende 2005 wird auf der Ortsstufe ein al-
ternatives Zugangsmodell zugelassen. 

Das letztere, diese Op tion, ist eine Konzession, mit 
der ich leben kann, weil am Ende Wettbewerb 
herrscht und gleiche Wettbewerbsbedingungen für 
alle da sind. Da kann man, wenn notwendig, wenn 
gewollt, eine Übergangszeit hinnehmen. Aber nie-
mand kann vom We ttbewerb ausgenommen werden. 
Das kann auch niemand wollen, meine Damen und 
Herren. Wer meint, die Stadtwerke hätten im Wett-
bewerb keine Chance, der verkennt nämlich die Si-
tuation. Mit der Reform verschaffen wir den Stadt-
werken die Möglichkeit, sich von teuren Strom- und 
Gaslieferanten zu trennen und billigere, günstigere 
zu nehmen. Außerdem können sie den Trumpf der 
Kundennähe, den sie ja haben, voll ausschöpfen. 

Viele Stadtwerke sehen im übrigen diesem neuen 
Wettbewerb mit sehr viel Selbstvertrauen entgegen. 
Meine Damen und Herren, das waren in den letzten 
Monaten die leisen Stimmen, die nicht mit dem über-
einstimmten, was die Funktionäre gesagt haben, die 
das nur mit Kopfschütteln begleitet haben. 

(Zuruf von der F.D.P.: So ist es!) 

Den besonderen Interessen der ostdeutschen Wirt-
schaft, der ostdeutschen Braunkohleverstromung, 
haben wir durch eine Übergangsregelung Rechnung 
getragen, die der besonderen Situa tion der Länder 
gerecht wird. Auch da muß irgendwann Wettbewerb 
sein. Wir wollen am Schluß niemanden vom Wettbe-
werb ausnehmen. 
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Meine Damen und Herren, die Reform beweist, 
daß mehr Wettbewerb und mehr Umweltschutz 
Hand in Hand gehen können. In Zukunft hat Um-
weltschutz den gleichen Stellenwert wie die Sicher-
heit und die Preiswürdigkeit der Versorgung. Strom 
aus Kraft-Wärme-Kopplung und aus erneuerbaren 
Energien wird besonders berücksichtigt. Das Strom-
einspeisungsgesetz bleibt erhalten. Dabei wird künf-
tig die Stromerzeugung aus Biomasse voll einbezo-
gen. Die schwierigen Abgrenzungsprobleme des gel-
tenden Rechts werden dadurch, daß wir auch Bio-
masse begünstigen wollen, mit einem Schlag besei-
tigt. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Aber, meine Damen und Herren, wir müssen auch 
den Tatsachen ins Gesicht sehen. Das Stromeinspei-
sungsgesetz hat einen Zuwachs an Windkraftanla-
gen gebracht, vor allem in den Küstenregionen, der 
so nicht vorhersehbar war. Das wiederum hat zu ei-
ner Verzerrung der Strompreise zu Lasten der Kü-
stenregionen geführt. Das kann auch niemand be-
streiten. 

Jetzt sollen die Lasten durch Härteklauseln, die 
wir aufgenommen haben, besser verteilt werden. Das 
ist der Sinn der Sache. Ganz einfach, wir machen 
Härteklauseln. 

Mittelfristig kann aber auch die Höhe der Förde-
rung kein Tabu sein. Wenn ich das sage, dann wi ll 

 ich das Ergebnis eines Nachdenkens und des Prü-
fens, des Ob und Wie nicht antizipieren. Aber keiner 
kann uns abverlangen - ich glaube, auch diejenigen 
nicht, die unmittelbar damit befaßt sind, auch unter-
nehmerisch -, daß das auf Dauer ein Tabu ist. Jetzt 
arbeiten wir erst einmal mit den Härteklauseln. 

Meine Damen und Herren, der erneut gestellte An-
trag der Grünen für einen bundesweiten Ausgleich 
wäre ein Rohrkrepierer zu Lasten der erneuerbaren 
Energien geworden. Mir ist schlicht unverständ lich, 
warum die Prozeßaussichten der Stromwirtschaft 
beim Verfassungsgericht in Karlsruhe durch einen 
solchen Antrag, wenn er durchkäme, drastisch ver-
bessert werden sollen. Ich habe das Stromeinspei-
sungsgesetz vor dem Verfassungsgericht immer ver-
teidigt. Ihr Antrag könnte - ich sage es bewußt vor-
sichtig und im Konjunktiv - darauf hinauslaufen, daß 
man es als verfassungsfeindliche, verfassungsfremde 
Abgabenregelung deutet, und dann wäre die Rege-
lung erledigt. Das kann auch nicht in Ihrem Interesse 
sein. 

Im übrigen hat sich auch das Justizministerium 
nach eingehender, objektiver Prüfung dieser Auffas-
sung angeschlossen. Dieser Entschließungsantrag 
wäre eine Gefährdung dessen, was wir heute erreicht 
haben. 

Meine Damen und Herren, das Stromeinspeisungs-
gesetz erfaßt im Moment nur die Stromerzeugung 
außerhalb der öffentlichen Elektrizitätswirtschaft. 
Wir fordern aber auch die Versorgungsunternehmen 
selbst auf, zusätzliche Anstrengungen zu unterneh-
men. Sie sollten den Anteil der Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Energien und vor allem aus der Kraft-
Wärme-Kopplung auf dem Wege einer freiwilligen 

Selbstverpflichtung erhöhen. Ich lehne es seitens der 
Bundesregierung ab, die Art  und Umstände der 
Energieerzeugung, beispielsweise bei der Kraft-
Wärme-Kopplung, quasi von oben herab durch De-
kret festzusetzen. Das wollen wir nicht. Wir brauchen 
auch im Bereich der Technologien den Wettbewerb. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Diesen Wettbewerb gibt es nur, wenn wir ein Stück 
Markt in diesem Geschäft erhalten. 

Was jetzt vorliegt, ist ein fairer Kompromiß. Ich 
danke insbesondere den Kollegen Friedhoff und Ul-
dall, die als wirtschafts- und energiepolitische Spre-
cher ihrer Fraktionen die Hauptlast der Arbeit in der 
Koalition getragen haben. 

Lassen Sie mich noch einen Punkt anfügen: Wir 
haben Klarheit darüber, daß dieser Gesetzentwurf in 
der jetzigen Form im Bundesrat nicht zustimmungs-
pflichtig ist, Herr Jung. Das ist die Meinung inner-
halb der Koalition nach Prüfung durch die Kollegen. 
Auch Innen- und Justizministerium haben das nach 
eingehender Prüfung eindeutig bestätigt. 

Die Länder haben meine verbindliche Zusage, daß 
die praktische Umsetzung des Reformgesetzes in en-
ger Kooperation erfolgen soll. Für mich ist wichtig, 
daß dieses Gesetz zum Wettbewerb führt. Auf dem 
Weg dorthin sind Kompromisse richtig. Aber ich 
stelle ausdrücklich fest: Mit den Kompromissen 
wurde die Substanz nicht berührt. Die Kompromisse 
wurden in den Bereichen geschlossen, in denen sie 
sinnvoll sind, nämlich beim Umweltschutz, bei der 
Kraft-Wärme-Kopplung, bei der ostdeutschen Braun-
kohle, bei Op tionen und Fristen, also wenn es darum 
geht, daß man eine gewisse Zeit braucht, um auf ein 
anderes Modell umzustellen. In diesen Bereichen 
waren Kompromisse möglich. Das ist in Ordnung; da-
mit kann ich leben. Am Ende aber steht der Wettbe-
werb; das ist das Entscheidende. Deshalb ist dies ein 
gutes Gesetz und gleichzeitig ein Gesetz mit  Augen-
maß. 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Nun wollte ich eigentlich an die Opposition und 
speziell an Sie, Herr Jung, appellieren - Sie hatten ja 
im Wirtschaftsausschuß anerkannt, daß dieser Regie-
rungsentwurf in wichtigen Punkten auch Ihren Vor-
stellungen entspricht und Ihnen entgegengekommen 
ist -, 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das tut ihm jetzt 
schon wieder  leid!)  

dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

Herr Jung, ich wi ll  einmal Revue passieren lassen, 
was Sie vorhin vorgetragen haben: Auf der einen 
Seite beklagen Sie, daß das Gesetz im Zuge der Dis-
kussion verwässert worden sei und daß - wie Sie es 
ausgedrückt haben - von seiner ursprünglichen Fas-
sung nichts mehr übriggeblieben sei. Auf der ande-
ren Seite sagen Sie, wir seien nicht weit genug ge-
gangen. Diese Aussagen sind in sich nicht schlüssig. 
Sie sind schlicht falsch. So geht es doch nicht! 

(Zuruf von der F.D.P.: Ein absoluter Wider

-

spruch!) 
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Daran wird wieder einmal deutlich, daß Sie hier 
Blockade und Opposition um der Opposition willen 
betreiben. 

(Volker Jung [Düsseldorf] [SPD]: Das ist 
doch lächerlich!) 

Daß Sie jetzt noch ein Normenkontrollverfahren 
anstrengen wollen, bleibt Ihnen unbenommen. Wir 
sind ein Rechtsstaat. Aber das zeigt - das wird hier 
im Parlament immer wieder deutlich -, daß Sie blok-
kieren und Reformen aufhalten wollen. Das ist Ihre 
Absicht. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Wilhelm  Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das 
würden Sie an unserer Stelle auch machen! 
- Zuruf der Abg. Michaele Hustedt [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- Frau Hustedt, es ist doch so: Es paßt Ihnen nicht, 
daß die Koalition mit diesem Gesetzentwurf für die 
Neuordnung von einem der wichtigsten Bereiche un-
serer Wirtschaft einen Erfolg erzielt und etwas in Be-
wegung bringt. Ich habe gestern schon darüber ge-
sprochen: Diese Reform ist Ausdruck dessen, daß 
sich in diesem Land etwas bewegt. Das geben Sie 
aus parteitaktischen Gründen nicht zu. Ich kann das 
verstehen. Aber von der Sache her ist Ihre Ableh-
nung nicht gerechtfertigt. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Die Reform bringt uns in unser aller Interesse ein 
Stück vorwärts. Der heutige Tag bringt eine wich tige 
Entscheidung, die einen Meilenstein in der Reform-
politik darstellt. Ich bin überzeugt, das heutige Ab-
stimmungsergebnis liegt im Interesse der Menschen 
und im Interesse der Arbeitsplätze in diesem Land. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Hinsken, CDU/CSU. 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Herr Präsident! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Nicht viele Gesetze 
in dieser Legislaturperiode wurden so eingehend be-
raten wie dieses Energiewirtschaftsgesetz. Wir waren 
alle gut beraten, hier nicht nur eine eintägige umfas-
sende Anhörung durchzuführen, sondern auch viele 
Gespräche mit den EVUs, mit Kleinunternehmern, 
mit Großunternehmern und insbesondere mit den 
Kommunen zu führen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Richtig!) 

Zwar ist hier nicht der ganz große Wurf gelungen, 
wie Sie, Frau Kollegin Hustedt gesagt haben. Aber es 
ist gelungen, eine runde Sache in Gesetzesform zu 
gießen, mit der sowohl alle Seiten dieses Hauses als 
auch die Betroffenen leben können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Nicht alle Seiten dieses Hauses, nur 
Ihre Seite!) 

Ich pflichte Herrn Minister Rexrodt bei, der sagte: 
Das, was die SPD hier heute gesagt hat, hörte sich 
ganz anders an als das, was die SPD im Wirtschafts-
ausschuß des Bundestages gesagt hat. Da waren Sie 
noch sehr kooperativ. Herr Kollege Jung, Sie haben 
im Wirtschaftsausschuß erklärt, daß Sie nicht ge-
glaubt hätten, daß so viele Verbesserungsvorschläge 
eingebracht werden würden, wie es tatsächlich ge-
schehen ist. Insofern könnte ich mir vorstellen, daß 
Sie sich jetzt einen Ruck geben und sagen: Wir sind 
bereit, dem Gesetz zuzustimmen und somit die 
Grundlage dafür schaffen, daß wir im Wettbewerb 
auf diesem Gebiet auch in Zukunft innerhalb Euro-
pas und darüber hinaus bestehen können. 

Herr Kollege Jung, die von Ihnen angesprochene 
Zustimmungsfreiheit - die von unserer Seite als ge-
geben angesehen wird - ist so niet- und nagelfest, 
daß Sie auch mit einem Normenkontrollverfahren - 
das steht Ihnen offen - nicht das erreichen, was Sie 
wollen. 

Wir haben vielfach Kontakt mit den Bundesländern 
gehabt. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Auf 
hoher See!) 

Wir haben mit ihnen über das Gesetzesvorhaben ge-
sprochen und ihre Meinung soweit wie irgend mög-
lich berücksichtigt. Deswegen ist dieses vernünftige, 
gemeinsame Ganze herausgekommen. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auf eines hin-
weisen - auch wenn es von Vorrednern schon gesagt 
worden ist; es kann gar nicht oft genug wiederholt 
werden -: Dieses Energiewirtschaftsgesetz ist neben 
der Neufassung des Kartellrechts das wich tigste 
Wirtschaftsgesetz, das wir in dieser Legislaturperiode 
beraten und beschließen wollen. 

Herr Minister Rexrodt, Sie haben dem Kollegen Ul-
dall und dem Kollegen Friedhoff gedankt. Ich möchte 
an dieser Stelle auch Ihnen und Ihrem Haus dafür 
danken, daß Sie so viel Bewegung gezeigt haben, 
daß eine in sich geschlossene Konzeption gefunden 
wurde, mit der alle Seiten - guter Wille natürlich vor-
ausgesetzt - leben können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich darf bei dieser Gelegenheit noch einmal sagen: 
Herr Kollege Uldall, Sie waren derjenige, der insbe-
sondere den Konsens mit den Kommunen herbeige-
führt hat. Wir waren vor allen Dingen bestrebt, hier 
kein Gesetz gegen die Interessen der Kommunen 
vorzulegen, Herr Kollege Willner. Uns lag es viel-
mehr immer am Herzen, ein Gesetz zusammen mit 
den Kommunen zu machen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich kann - wie meine Kollegen - feststellen, daß 
uns gerade in letzter Zeit vermehrt vor allen Dingen 
Dankbriefe erreicht haben, in denen auf die Aus-
gangslage, auf den ursprünglichen Gesetzentwurf 
verwiesen wird. Wenn ich das mit dem vergleiche, 
was jetzt zu guter Letzt vorliegt, dann läßt das hoffen 
und wünschen. Wir sind uns darüber klargeworden, 
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daß wir richtiglagen und hier vernünftige Maßnah-
men ergriffen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Uns, der CSU - ich spreche hier für meine CSU-
Freunde -, war nicht nur daran gelegen, daß die 
kommunalen Interessen hier Berücksichtigung fin-
den. Uns lag insbesondere auch die Situation der 
kleinen und mittleren EVUs am Herzen. Wenn ich 
diese in gewisser Hinsicht mit den Kommunen 
gleichsetze, kann ich feststellen: Für beide, sowohl 
für die Kommunen als auch für die kleinen und mitt-
leren EVUs, wurde etwas Positives erreicht. Ich 
möchte mich an dieser Stelle ausdrücklich bei all de-
nen bedanken, die hier Kompromißbereitschaft ge-
zeigt und damit einen erheblichen Beitrag zum Ge-
lingen dieses großen Reformvorhabens geleistet ha-
ben. 

Wir haben vor allen Dingen der Forderung der 
kommunalen Spitzenverbände Rechnung getragen 
und das Alleinkäufermodell als Wettbewerbsalter-
native zum verhandelten Netzzugang im Gesetz ver-
ankert. All  denen, die Kritik daran üben, daß das Al-
leinkäufermodell nicht unbef ristet ins Gesetz aufge-
nommen wurde, möchte ich zu bedenken geben, daß 
beide Netzzugangsalternativen, also sowohl der ver-
handelte Netzzugang als auch das Alleinkäufersy-
stem, im Jahre 2003 auf ihre Wettbewerbswirkungen 
überprüft werden. Ich habe keinen Zweifel daran, 
daß das Alleinkäufermodell, wenn es sich - wie von 
den kommunalen Spitzenverbänden vorgetragen - in 
seiner Wettbewerbswirkung als gleichwertig erweist, 
gegebenenfalls verlängert werden kann. Den oftmals 
befürchteten automatischen Wegfall dieses Systems 
wird es nicht geben. Das heißt, wir, der Deutsche 
Bundestag, werden das Heft weiterhin in der Hand 
halten. 

(Zuruf der Abg. Michaele Hustedt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- Frau Kollegin Hustedt, ich weiß nicht, ob Sie dann 
noch dabei sind. Aber ich wünsche es Ihnen - ge-
nauso wie den übrigen Kollegen -, damit wir darüber 
reden können. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie sind bestimmt noch 
dabei! Sie gehören doch zur jungen Garde!) 

Wir haben des weiteren erreicht - damit wurde 
auch eine Forderung der Kommunen erfüllt -, daß 
der besonderen Bedeutung der Nutzung von Kraft-
Wärme-Kopplungsanlagen durch Schutzvorschriften 
bei der Durchleitung und dem Direktleitungsbau 
Rechnung getragen wird. Damit sind auch die Be-
lange des Umweltschutzes, wie ich meine, angemes-
sen berücksichtigt. 

Zu guter Letzt haben wir auch die Konzessionsab-
gabe, die für die Finanzkraft der Städte und Gemein-
den in unserem Land von erheblicher Bedeutung ist, 
institutionell abgesichert. Besonders erwähnenswert 
erscheint mir, daß bestehende Konzessionsverträge - 
eine Vielzahl solcher Verträge wurde erst in jüngster 
Zeit neugeschlossen - durch die Liberalisierung und 

den Wegfall der Ausschließlichkeit im übrigen unbe-
rührt bleiben. 

Werte Kolleginnen und Kollegen, außerdem haben 
wir im Gesetz wohlüberlegt geregelt, daß die Kon-
zessionsabgabe nach Ablauf eines Konzessionsver-
trages für ein ganzes Jahr weitergezahlt werden 
muß, um den Kommunen auch während laufender 
Vertragsverhandlungen die Entgelte zu sichern. Des-
halb komme ich zu dem Schluß: Die Kommunen kön-
nen mit diesem Ergebnis wahrlich zufrieden sein. A ll 

 die Dankbriefe, die wir bekommen, sind berechtigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, wir haben bei a ll  den 
vorgenannten Punkten auch die Interessen der vie-
len mittelständischen Energieversorgungsunterneh-
men nicht aus dem Auge verloren, deren Probleme 
sich vielfach mit denen der Kommunen decken. 

Ein weiteres Anliegen, welches uns von der CSU 
besonders auf den Nägeln brannte, hat ebenfalls Ein-
gang in das Gesetz gefunden. Ich meine die Vor-
schrift, nach der die Preisdifferenzierung nach oben 
begrenzt wird -, gerade auch im Interesse der Bürger 
und gewerblichen Kleinverbraucher des ländlichen 
Raums. Dies ist Politik für die Fläche. „Rosinenpicke-
reien" zu überproportional großen Lasten der do rt 

 wohnenden Bevölkerung wird es nicht geben. Ich 
bin besonders dankbar, Herr Minister Rexrodt, daß 
auch Sie angesprochen haben, daß durch diese Neu-
regelung des Energiewirtschaftsgesetzes für a lle, 
nicht nur für einige wenige - wie das von Oppositi-
onsseite behauptet wird -, etwas Posi tives heraus-
kommt. 

Richtig ist auch, daß die Forderung, die ich bereits 
in der ersten Lesung erhoben ha tte, im Gesetz nun-
mehr ihren Niederschlag gefunden hat, und zwar 
eine eindeutige Beweislastregelung zugunsten des 
durchleitungswilligen Dritten, der nun nicht mehr 
beweisen muß, daß die Durchleitung möglich ist. 
Vielmehr muß der Netzinhaber beweisen, daß die 
Durchleitung aus den im Gesetz genannten Gründen 
unmöglich ist. Dies kommt nicht zuletzt den mittel-
ständischen Energieversorgern, die fremde Netze 
nutzen wollen, zugute, weil sie hiermit langwierige 
und kostenträchtige Prozesse vermeiden können. 

Werte Kolleginnen und Kollegen, ich möchte nicht 
verschweigen, daß uns bis in die letzten Tage hinein 
auch einige Briefe von Bürgern erreicht haben, die 
mit dem erzielten Kompromiß nicht zufrieden sind. 
Den einen geht die Liberalisierung zu weit; den an-
deren geht sie hingegen nicht weit genug. 

An dieser Stelle ist darauf zu verweisen, daß ge-
rade die CSU sowie Mittelstands- und Kommunal-
politiker der CDU/CSU-Fraktion - Kollege Willner, 
Professor Blank, Kollege Götz, um nur einige zu nen-
nen - stets betont haben, daß die berechtigten Forde-
rungen der Kommunen und mittelständischen Ener-
gieversorgungsunternehmen angemessen berück-
sichtigt werden müssen. Dies ist gelungen. 

Stets waren wir aber auch für eine Öffnung des 
Energiemarktes und damit für die Beseitigung eines 
der letzten monopolistisch strukturierten Bereiche 
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der deutschen Wi rtschaft. In einer Zeit von Automati-
sierung und Rationalisierung ist gerade der Energie-
preis mit der wichtigste Standortfaktor eines Landes. 
Auch unsere Unternehmen brauchen niedrige Strom-
preise, um gegenüber unseren Nachbarn bestehen 
zu können. Schlicht gesagt: Wir brauchen die Libera-
lisierung, um die Wettbewerbsfähigkeit des Wi rt

-schaftstandortes Deutschland zu stärken und um in- 
nd ausländische Investoren von der Attraktivität un-

seres Standortes zu überzeugen. 

Mit diesem Gesetz, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen, schaffen wir verläßliche Rahmenbedingungen 
für den künftigen Energiemarkt. Ich möchte alle Be-
teiligten, trotz der Kritik an einzelnen Punkten, er-
mutigen, sich hieraus ergebende Chancen zu nutzen. 
Die Grundlagen dafür sind geschaffen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dietmar Schütz, SPD. 

Dietmar Schatz (Oldenburg) (SPD): Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Dies ist 
kein historischer Tag heute. Obwohl: Das Energie-
wirtschaftsgesetz könnte das Schlüsselgesetz für 
eine Strategie der CO2-Reduktion und des Klima-
schutzes sein, wenn Sie denn die richtigen Instru-
mente wählen würden. Dies aber tun Sie nicht, weil 
Sie das Stromeinspeisungsgesetz nicht in das Ener-
giewirtschaftsgesetz integrieren, sondern nur anhän-
gen und mit einer völlig falschen Härtefallklausel 
eine völlig unsinnige Deckelung für die regenerati-
ven Energien, die für sie das faktische Aus bedeutet, 
festschreiben und weil Sie bei den Netzzugangs-
strukturen und den Kostenstrukturen auf der Netz-
ebene nicht die Interessen kleiner, dezentraler Er-
zeuger berücksichtigen. 

(Gunnar Uldall [CDU/CSU]: Sie machen 
sich schlicht lächerlich!) 

- Wir können darüber gleich noch reden, Herr Uldall. 

Ich will  diese beiden Aspekte behandeln und mit 
der Netzzugangsproblematik beginnen. Diese hat, 
wie Sie gleich merken werden, viel mit regenerativer 
Energie zu tun. Sie haben sich bei der Normierung 
der Durchleitungsvorschriften nach der anhaltenden 
Kritik aus der Wirtschaft und vom Kartellsenat des 
BGH etwas bewegt. Im Ergebnis wollen Sie aber 
nach wie vor nichts regeln. Sie delegieren diese 
wichtige Aufgabe über die Kann-Formulierung des 
§ 3 c Abs. 2 - von der Sie, wie Sie gerade gesagt ha-
ben, Herr Rexrodt, keinen Gebrauch machen wollen 
- auf die sogenannte Verbändevereinbarung, die uns 
jetzt im Entwurf vorliegt. 

Wenn diese Verbändevereinbarung in Kraft tritt, 
orientieren sich die Durchleitungsentgelte an einem 
entfernungsabhängigen Leistungspreis. Dadurch 
könnte wohl die Durchleitung von großen Strommen-
gen über kurze Entfernungen zu angemessenen 
Durchleitungsentgelten realisiert werden; für die 
Masse der anderen Fälle wird jedoch der Netzzu

-

gang zugunsten der Netzbetreiber - das sind die gro-
ßen Verbundunternehmen - durch sehr hohe Nut-
zungsentgelte massiv behindert. Im europäischen 
Ausland sieht das völlig anders aus. Do rt  gelten 
strommengenabhängige, aber entfernungsunabhän-
gige Durchleitungsentgelte. Einen solchen „B rief-
markentarif" erhoffte ich mir auch für uns. 

Die sehr hohen Nutzungskosten treffen kleine 
Stadtwerke und kleine Industriebetriebe inmitten 
eines großen Verbundnetzes ebenso wie dritte An-
bieter, die auf Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen oder 
auf rein regenerativen Stromerzeugungsanlagen 
Strom produzieren, besonders ha rt . In allen anderen 
westlichen Ländern, insbesondere in Skandinavien, 
aber auch in England, in den Niederlanden und in 
den USA, gibt es staatlich geregelte Netzbenutzung. 

Es ist doch ein Widersinn, meine lieben Kollegin-
nen und Kollegen von den Koalitionsfraktionen, daß 
wir in den anderen von uns liberalisierten Netzen - 
bei der Telekom, bei der Bahn - mittels einer Regu-
lierungsbehörde eine klare Regulierung geschaffen 
haben, die Netzzugang und Netzbetrieb regelt und 
kontrolliert, nur nicht in der Stromwirtschaft. Was soll 
dieser Unfug? 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Rolf Köhne 

[PDS]) 

Die Stromindustrie hat ein gleiches Netzzugangs

-

recht auf den anderen Märkten - wie in der Telekom-
munikation - für sich nachdrücklich gefordert. Das 
Argument, monopolgeneigte Märkte müßten regu-
liert werden, galt zu Recht für die Bahn und für die 
Telekom. Im gleichen Umfang gilt dies auch für den 
Strommarkt. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ich wiederhole: Monopolgeneigte Märkte müssen 
reguliert werden. Ich will dazu ein Beispiel nennen, 
das ich von Claus Möller gehört habe: Wenn der 
Firma Daimler-Benz alle Autobahnen gehörten, so 
hätten andere Automobilhersteller nur dann eine 
faire Chance auf Autobahnbenutzung, so sagt er, 
wenn eine neutrale Instanz dafür Sorge trägt, daß die 
anderen Autos nach gleichen Bedingungen wie Mer-
cedes auf der Autobahn fahren dürfen. 

(Geit Willner [CDU/CSU]: Das sollten Sie 
aber vorher testen, Herr Kollege!) 

Sonst könnten VW und BMW aufgeben. 

Diese Logik gilt auch für die EVUs. Deswegen: 
Orientieren Sie sich an Skandinavien, an den Nieder-
landen, an England und an den USA und regeln Sie 
das genauso! Sie tun das nämlich bisher nicht. 

(Kurt-Dieter Grill  [CDU/CSU]: Das ist so 
logisch wie die Energiepolitik in  Deutsch

-

land!)  

- Das ist hier genauso logisch wie in anderen Län-
dern. 
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Ich spreche deswegen so ausführlich über die Re-
gulierung der Netze, weil hier die zentrale Weichen-
stellung auch für die regenera tiven Energien stattfin

-

den muß. Fairer Zugang zu den Netzen und ein Ko-
stenausgleich auf der Netzebene sind für die erneu-
erbaren Energien lebenswichtig. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Die Koalition hat diese Netzregulierung nicht vorge-
nommen. 

Ich komme jetzt zu einer entscheidenden Frage: 
Einen Kostenausgleich auf der Netzebene - das wäre 
für uns eine sinnvolle Härtefallregelung - bringen 
Sie nicht zustande. Statt dessen bringen Sie als Ihre 
Lösung zur Härtefallklausel im Stromeinspeisungs-
gesetz wieder den doppelten Deckel. Das bedeutet 
das Aus für die regenerativen Energien in den Jahren 
2001, 2002. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Vorschlag des Bun

-

desrates!) 

- Ich komme gleich dazu, Herr Hirche. 

Schon heute werden sich die Investoren am Gesetz 
orientieren und deshalb schon heute auf das Ende 
der diesbezüglichen Regelung schauen; sie werden 
nicht investieren. Das ist die Wirkung Ihres doppel-
ten Deckels. Denken Sie daran, was bisher schon al-
les auf diesem Markt passiert ist. Tacke ist pleite ge-
gangen; Enercon baut ab. Daran hängen 10 000 Ar-
beitsplätze. 

(Kurt-Dieter Grill  [CDU/CSU]: Das hat aber 
nichts damit zu tun, Herr Schütz! Erklären 
Sie einmal, warum Herr Tacke pleite gegan

-

gen ist!) 

- Weil die Bedingungen im Augenblick nicht aus-
kömmlich sind, lieber Herr Gri ll . 

Wir sollten statt dessen mit einem bundesweiten 
Kostenausgleich auf der Netzebene beginnen. Er ist 
deswegen so wich tig, weil im Augenblick alle Kosten 
bei den norddeutschen Unternehmen auflaufen. 
Diese regionale Schieflage, die wir zu Recht bekla-
gen, darf nicht hingenommen werden. Es kann nicht 
angehen, daß beim Ausbau der regenerativen Ener-
gien - insbesondere bei der Windenergie, aber jetzt 
auch bei der Biomasse - alle Kosten nur in Nord-
deutschland auflaufen. Das kann nicht sein. Man 
muß da für einen Ausgleich sorgen; es genügt nicht, 
das mit einem Deckel lösen zu wollen. Denn die Ko-
sten fallen tatsächlich an. 

Die in der Sache begrüßenswerte Einbeziehung 
von Biomasse wird das noch verstärken. Ich komme 
als Oldenburger aus einem Gebiet, wo Biomassenut-
zung stattfinden wird. Auch in bezug darauf gibt es 
keinen Ausgleich. Alle Kosten landen bei uns. Das 
kann nicht sein. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schütz, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Grill? 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Ja. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte. 

Ku rt-Dieter Grill (CDU/CSU): Herr Kollege Schütz, 
können Sie dem Haus vielleicht erklären, warum sich 
die Niedersächsische Landesregierung, die sich ge-
meinsam mit Bayern für einen bundesweiten Aus-
gleich beim Stromeinspeisungsgesetz im Bundesrat 
eingesetzt hat, gegen die Mehrheit der SPD-regier-
ten Länder im Bundesrat nicht hat durchsetzen kön-
nen? 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Ich komme 
gleich dazu; ich fahre aber erst noch mit meiner Rede 
fort . 

Die Diskussion über die Härtefallklausel, die Sie 
jetzt angesprochen haben und wo Sie mit Schleswig-
Holstein operieren, war auf eine Situa tion abgestellt, 
in der es einen deregulierten Markt noch nicht gab. 
Sie können doch nicht von einer Situation ausgehen 
- wie es Schleswig-Holstein und die anderen Länder 
formuliert haben - , in der es die einschlägigen Be-
stimmungen im Energiewirtschaftsrecht noch gar 
nicht gab. Deswegen zielt alles das, was Sie jetzt ma-
chen, auf eine vollkommen andere Struktur ab. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die Ausgangslage war eine andere. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schütz, der Kollege Gri ll  möchte eine weitere Zwi-
schenfrage stellen. Gestatten Sie das? 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Eine Zwi-
schenfrage lasse ich noch zu, Herr Gri ll . Ansonsten 
komme ich mit meiner Rede nicht durch. 

Ku rt-Dieter Grill (CDU/CSU): Das finde ich außer-
ordentlich großzügig von Ihnen, Herr Kollege Schütz. 

Ich habe Sie ja nicht nach der Härteklausel, son-
dern danach gefragt, ob Sie mir erklären können, 
warum der jetzt von Ihnen eingeforderte bundes-
weite Ausgleich, der mit der Härteklausel nichts zu 
tun hat, im Bundesrat nicht durchgesetzt werden 
konnte. 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Das ist falsch, 
Herr Grill . Der bundesweite Ausgleich ist quasi eine 
Härteklausel. Ich plädiere nachdrücklich dafür. 

Ich fahre jetzt in meiner Rede fo rt . Das Argument - 
das Sie, Herr Rexrodt, ebenfalls benutzt haben -, wo-
nach das Justizministerium zu dem Schluß gekom-
men sei - ich kenne den Text aus dem Justizministe-
rium -, daß das verfassungswidrig sei, weil es dem 
Kohlepfennig vergleichbar sei, halte ich verfassungs-
rechtlich für nicht akzeptabel. Wir haben auf Grund 
der EG-Richtlinie das Recht, eine Vorrangregelung 
für regenerative Energien zu treffen. Uns hat die EU-
Kommission in ihrem B rief an Herrn Ost ausdrücklich 
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attestiert, daß es statthaft ist, die „lokale Belastung 
der Betreiber der Verteilungsnetze auf einer höheren 
Netzebene geographisch zu verteilen". Genau das 
sagt uns die EU-Kornmission. Deswegen ist die Ver-
teilung der Kosten auf dieser Ebene nicht, wie ich 
finde, eine Abgabenregelung, sondern es ist eine 
Preisregelung. Deswegen hat sie mit dem Kohlepfen-
nig nichts zu tun. Damit wird nur das ausgeschöpft, 
was die EU-Richtlinie zuläßt. Deswegen sollten wir 
das schlicht und ergreifend auch tun. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich will  Ihnen, meine Damen und Herren, auch 
noch etwas anderes sagen. Es geht hier um eine 
historische Weichenstellung. Wir müssen für regene-
rative Energien die Weichen stellen, und wir müssen 
schauen, wie wir sie weiter ausbauen können. Jetzt 
spreche ich einmal die rechte Seite des Hauses an: Es 
geht auch um die Frage, wie wir in den Bereich der 
regenerativen Energien We ttbewerb einführen kön-
nen. Wettbewerb können wir nur dann einführen, 
wenn wir eine Verteilungsstruktur aufbauen, in der 
wir über eine Quotenregulierung Wettbewerb er-
möglichen, wie alle anderen Länder das ebenfalls ge-
macht haben. 

Das heißt also: Wir sollten heute endlich den Mut 
finden, zu einer Kostenverteilung auf der gesamten 
Netzebene zu kommen, um dadurch das Eingangstor 
für den Wettbewerb zu definieren, wie es zum Bei-
spiel die Engländer gemacht haben. Das ist es, Herr 
Uldall, worüber wir nachzudenken hätten. Mit einer 
solchen Kostenverteilungsstruktur könnten wir quo-
tierte Wege und Pfade vorschreiben, wie es übrigens 
im Augenblick alle EVUs diskutieren. Das ist - unter 
stategischen Gesichtspunkten - das einzige mir rich-
tig erscheinende Instrument. Aber das tun Sie nicht. 

Ich bedaure sehr, daß wir heute möglicherweise zu 
einer Regulierung kommen, mit der wir nicht einver-
standen sind. Wir Sozialdemokraten werden deshalb 
den Änderungsantrag der Grünen, der praktisch un-
serem Entwurf entspricht, unterstützen. Sie haben 
noch eine letzte Chance, diese Struktur zu korrigie-
ren und heute eine Kostenverteilung auf der Netz-
ebene als den strategischen Ort durchzusetzen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, die Weitergeltung des 
Stromeinspeisungsgesetzes mit seiner 90-Prozent-
Bindung an den durchschnittlichen Strompreis wird 
dazu führen, daß die Einspeisungsvergütung in Zu-
kunft deutlich absinkt. Das haben Herr Uldall und 
Herr Grill  dazwischengerufen, und das stimmt. Inso-
fern  verstehe ich Frau Hustedt nicht, die in diesem 
Punkt so optimistisch ist. Es wäre richtig gewesen, ei-
nen Preis in Höhe von 17 Pfennig festzuschreiben; 
und das haben wir getan. Das, was jetzt passiert, 
wird eine massive Absenkung der Einspeisungsver-
gütung nach sich ziehen, weil die Strompreise sin-
ken. 

(Gunnar Uldall [CDU/CSU]: Dafür haben 
Sie doch demonstriert !) 

- Nein, ich habe nicht dafür demonst riert . Wir haben 
in unserem Gesetzentwurf diese 17 Pfennig festge-
schrieben. 

(Gunnar Uldall [CDU/CSU]: Erst demon

-

striert ihr für etwas, und dann wollt ihr 
dagegen sein!) 

Das ist etwas, was den Erfolg des Stromeinspeisungs-
gesetzes ausmacht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schütz, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kolle-
gin Hustedt? 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Das habe ich 
fast erwartet. 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Kollege Schütz, ist Ihnen bekannt, daß wir auch 
einen Änderungsantrag vorgelegt haben, in dem wir 
die Festschreibung eines Mindestpreises für Strom 
aus Windenergie vorschlagen, und unterstützen Sie 
auch diesen Änderungsantrag? 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Das wäre rich-
tig, Frau Hustedt. Sie haben aber gerade wieder sol-
chen Optimismus verbreitet, und diesen Optimismus 
kann ich nicht teilen. Ich habe die Kritik von Herrn 
Grill  und Herrn Uldall durchaus nachvollziehen kön-
nen. 

Meine Damen und Herren, ich wi ll  - ich muß zum 
Ende kommen - noch einen letzten Punkt anspre-
chen. Sie haben in, den Gesetzestext nicht Aspekte 
wie Ressourcenschonung, Effizienzsteigerung und 
Minimalkostenplanung -„least-cost-planning" - auf-
genommen; wir haben das getan. Sie haben zu-
kunftsweisende Instrumentarien nicht einbezogen. 
Aus all  diesen Gründen können wir Ihrem Gesetzent-
wurf auf keinen Fall  folgen. Es ist keine Weichenstel-
lung. Es ist kein historischer Tag. Wir sollten heute 
anders vorgehen. Durch die Zustimmung zur Kosten-
ausgleichsregelung hätten Sie noch eine Chance, bis 
zu einem gewissen Grade eine Weichenstellung vor-
zunehmen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dr. Ramsauer, CDU/CSU. 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit der heutigen 
zweiten und dritten Lesung zur Novellierung des 
Energiewirtschaftsrechts nehmen wir auch eine No-
vellierung des Stromeinspeisungsgesetzes vor. Ich 
möchte mich in meinen Ausführungen allein darauf 
konzentrieren. 

Wesentlich bei der Novellierung des Stromeinspei-
sungsgesetzes ist, daß dieses in seiner gesamten 
Substanz erhalten bleibt und daß es nicht, wie lange 
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I Zeit versucht wurde, zu irgendwelchen Einschrän-
kungen bei der Einspeisevergütung für Windstrom 
kommt. 

(Beifall des Abg. Peter Harry Carstensen 
[Nordstrand] [CDU/CSU]) 

Ich möchte jedoch im Rahmen dieser Debatte noch-
mals einige Klarstellungen vornehmen, um jedwede 
Zweifel bei der späteren Rechtsauslegung von vorn-
herein zu vermeiden. 

Zunächst zur neugefaßten Härteklausel: Sie ent-
hält in ihrem neuen Abs. 4 eine Revisionsvorschrift 
dahin gehend, daß vor Eintreten einer vorher in der 
Härteklausel definierten Deckelregelung eine an-
dere Ausgleichsregelung getroffen werde. Ich 
möchte ausdrücklich betonen, daß diese Vorschrift 
dahin gehend zu interpretieren ist, daß ein „zweiter" 
bzw. letzter Deckel auf keinen Fall endgültig zu-
schnappen kann, sondern daß auf alle Fälle vorher 
durch den Gesetzgeber eine andere Ausgleichsrege-
lung getroffen wird. Das heißt, daß der weitere Aus-
bau regenerativer Stromerzeugung auf der Basis der 
gesetzlichen Einspeisevergütung durch etwaige 
Deckel nicht behindert wird. Dieser Interpreta tion ist 
im übrigen bei den abschließenden Beratungen im 
federführenden Wirtschaftsausschuß nicht wider-
sprochen worden. 

Im Zusammenhang mit diesem Deckelmechanis-
mus ist es gerade in den letzten Tagen noch zu Zwei-
felsfällen im süddeutschen Raum in grenznahen Ge-
bieten zur Schweiz und zu Österreich gekommen. Es 
handelt sich hier um Fälle, in denen das aufneh-
mende EVU überwiegend oder ausschließlich Vor-
lieferanten in der Schweiz bzw. Österreich hat und 
durch die örtlichen Gegebenheiten der erste 5-Pro-
zent-Deckel bereits erreicht bzw. nahezu erreicht 
ist. 

Ich stelle meine heutige Zustimmung zu dem Ge-
setz unter den ausdrücklichen Vorbehalt - hier spre-
che ich auch für viele Kollegen aus meiner Fraktion -, 
daß die diesbezüglichen Zusicherungen von Bundes-
wirtschaftsminister Rexrodt in seinem Schreiben 
vom 26. November 1997 an mich tragfähig sind und 
durchgesetzt werden. Er schreibt unter anderem, die 
Überprüfungen der von mir an sein Haus übermittel-
ten Zweifelsfälle hätten ergeben, 

daß der Anspruch nach dem Stromeinspeisungs-
gesetz do rt  selbst bei einem baldigen Zubau von 
Anlagen auf Basis erneuerbarer Energien nicht 
an dem doppelten Deckel scheitern würde. 

Weiter heißt es in dem Ministerschreiben: 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Was 
soll denn das?) 

Für die derzeit bet riebenen Anlagen ergibt sich 
durch die Konkretisierung der Härteklausel nach 
dem eindeutigen Gesetzeswortlaut keine Verän-
derung. Für diese Anlagen besteht in jedem Fall 
der Abnahme- und Vergütungsanspruch gegen 
das aufnehmende EVU, der auch dann voll erhal

-

ten bleibt, wenn bei diesem EVU die 5 %-Grenze 
überschritten wird. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Eine ganz entschei

-

dende Passage!) 

Als zuständiger Berichterstatter für die Novellie-
rung des Stromeinspeisungsgesetzes möchte ich die-
sen Sachverhalt noch anders formulieren: Unterliegt 
der vorgelagerte Netzbetreiber nicht dem Geltungs-
raum dieses Gesetzes, dann geht dessen Verpflich-
tung nach diesem Gesetz auf das räumlich am näch-
sten gelegene netzbetreibende Verbundunterneh-
men oder dessen netzbetreibende Tochterunterneh-
men über. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Das 
gibt es dann doch nicht mehr!) 

In diesem Zusammenhang sei auch klargestellt, 
daß zur Ermittlung der Aufnahmeverpflichtung eines 
EVU bei Vorliegen von mehr als nur einem geschlos-
senen Verkaufsgebiet die Stromverkäufe in allen 
Verkaufsgebieten des betreffenden EVU zusammen-
gerechnet werden müssen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Das 
wäre ja ein Kostenausgleich auf der Netz

-

ebene!) 

Des weiteren möchte ich der auch im Wirtschaft

-

ausschuß unwidersprochenen Auffassung Ausdruck 
geben, daß bei der spätestens im Jahr 1999 erfolgen-
den Überprüfung der Härteklausel eine Verkoppe-
lung erfolgen muß mit der in § 4 a geregelten Selbst-
verpflichtung der EVUs zugunsten eneuerbarer 
Energien. Dies kann erfolgen durch die Überprü-
fung, ob einer solchen Selbstverpflichtung durch die 
EVUs hinreichend nachgekommen worden ist. Dem-
entsprechend könnten dann andere Ausgleichsrege-
lungen gemäß § 4 Abs. 4 gestaltet werden. 

Meine Damen und Herren, zu der in § 4 a geregel-
ten Selbstverpflichtung der EVUs stelle ich fest, daß 
mit der im dortigen Abs. 1 verlangten Steigerung des 
Anteils der Elektrizitätserzeugung aus erneuerbaren 
Energien ausdrücklich nur heimische, deutsche 
Energiequellen gemeint sein können und nicht etwa 
beispielsweise Wasserkraftstrom aus Norwegen, der 
von dort  importiert oder etwa über Unternehmensbe-
teiligungen von dort bezogen werden kann. Auch 
dieser Auffassung wurde im Wirtschaftsausschuß 
nicht widersprochen. Also kein Freikauf irgendwel-
cher EVUs von der Selbstverpflichtung durch Zukauf 
regenerativ erzeugten Stroms von außerhalb 
Deutschlands! 

Abschließend stelle ich fest, meine Damen und 
Herren, daß für meine Fraktion eine mehr oder 
weniger umfassende Überprüfung des gesamten 
Stromeinspeisungsgesetzes in der nächsten Legisla-
turperiode nicht in Frage kommt, weil dies zu einer 
erneuten Verunsicherung und zur Investitionszu-
rückhaltung führen würde. Eine Überprüfung wird 
sich deshalb nur ergeben aus Abs. 4 der Härteklau-
sel in Form eines Berichts des Bundeswirtschaftsmi-
nisters an den Bundestag über die Auswirkungen 
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der Härteklausel - in dem Bemühen, rechtzeitig 
alternative Ausgleichsregelungen beim Überschrei-
ten von 5-Prozent-Deckeln zu finden. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Chris tian Müller, SPD. 

Christian Müller (Zittau) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie 
mich bitte abschließend noch ein paar Punkte zu den 
angesprochenen ostdeutschen Problemen aus der 
Rede von Volker Jung aufgreifen und vertiefen, die 
zumindest für mich und meine Fraktionskollegen 
ziemlich wichtig sind. 

Hinsichtlich der von Ihnen vorgesehenen Über-
gangsregelung für die ostdeutsche Braunkohle wis-
sen Sie, meine Damen und Herren, doch genauso gut 
wie wir, daß Sie dabei sind, eine äußerst folgenreiche 
Entscheidung zu treffen. Bei dieser Angelegenheit 
geht es, wie so oft, um nichts Geringeres als um ver-
nünftige Anpassungszeiträume und Übergangshil-
fen, deren Notwendigkeit im Kern fast niemand be-
streitet, auch dann nicht, wenn die Praxis gelegent-
lich ein wenig anders ausschaut. Es handelt sich hier-
bei wohl um ein Thema, das, zeitlich und räumlich 
versetzt, überall und immer wieder eine Rolle spielt 
und spielen wird, auch in den westlichen Bundeslän-
dern. 

Vielleicht darf an dieser Stelle daran erinnert wer-
den, daß im Osten Deutschlands seit 1990 ganze In-
dustriezweige hoffnungslos dezimiert wurden, weil 
es einfach keinen zeitlich begrenzten Schutz als Vor-
aussetzung für den Versuch zur Anpassung an die 
Märkte gab und sich die gewährten Übergangshilfen 
folglich in der Mehrheit der Fälle bestenfalls als zeit-
lich begrenzte Lebensverlängerung erwiesen. 

In unserem heute zu behandelnden Fa ll  hat es im-
merhin einige politische Übereinkünfte gegeben, die 
für die ostdeutsche Braunkohle und ihre Nutzung, 
vor allem aber hinsichtlich einer einigermaßen ak-
zeptablen Chance zur Anpassung an die veränderte 
Marktsituation von Bedeutung sind. Ich erinnere an 
den sogenannten Stromvertrag vom August 1990, 
der trotz aller bekannten Kritik, auch von unserer 
Seite, der ostdeutschen Braunkohle eine Rolle für die 
Zukunft zuschrieb, an die bekannten Verträge zwi-
schen VEAG und den ostdeutschen Regionalversor-
gern mit der darin enthaltenen Verpflichtung der 
Letztgenannten, 70 Prozent ihres Strombezugs aus 
der Braunkohle zu decken, und nicht zuletzt an den 
Privatisierungsvertrag der VEAG, gekoppelt mit dem 
der Laubag, und die daran geknüpften Investitions-
verpflichtungen. 

Es gab hinsichtlich der ostdeutschen Braunkohle 
bisher also eine politisch gewollte Sonderstellung, 
verbunden mit ebenso eindeutig politisch formulier- 
ten Aufträgen. Sie aber sind nun offenbar dabei, auf 
halbem Wege stehenzubleiben, wobei zugleich das 
Erreichte in Frage gestellt werden wird. Dies ist um 

so bedauerlicher, als Sie möglicherweise auf die 
schon erwähnten Vereinbarungen verweisen wer-
den, um daraus zu folgern, wie gut das doch gelaufen 
sei. 

Ich will  an dieser Stelle auch auf den bisher ange-
fallenen Preis verweisen, den vor allem - aber nicht 
nur sie allein - die Frauen und Männer aus dem Be-
reich von Kohle und Energie in Ostdeutschland 
reichlich bezahlt haben. Mehrere Standorte, wie bei-
spielsweise Lübbenau oder Vetschau, wurden bereits 
geschlossen. Die verbliebenen 1000 Megawatt des 
Kraftwerks Hagenwerder und damit der ganze 
Standort, der zusammen mit dem Tagebau einmal bis 
zu 6000 Menschen Lohn und Brot verschaffte, wer-
den zum Jahresende vom Netz gehen. In Boxberg 
steht die Abschaltung weiterer 1200 Megawatt an. 

Die Betriebsräte stehen also bereits heute mit dem 
Rücken an der Wand und müssen um jeden Arbeits-
platz ringen. Sie haben noch in dieser Woche an alle 
Beteiligten appelliert, eine Übergangsregelung bis 
zum Jahre 2006 auf den Weg bringen zu helfen. 

Dies alles hat in den Kraftwerken bisher weit mehr 
als 20 000 Arbeitsplätze gekostet. Die verbleibenden 
Arbeitsplätze in der VEAG, deren Zahl schon heute 
unter 8000 liegt, werden bis zum Jahr 2000, wohlge-
merkt auch ohne zusätzlichen Druck, auf reichlich 
5200 schrumpfen. Wird in diese Bilanz noch der 
Bergbau einbezogen, wo von ehemals rund 140 000 
Beschäftigten heute noch ungefähr 15 000 in der Mi

-

brag und Laubag und weitere 20 000 in der Sanie-
rung arbeiten, dürfte deutlich genug beschrieben 
sein, was ich mit dem gezahlten oder noch zu zahlen-
den Preis meine. 

Wenn es also trotzdem richtig war, allein bei der 
VEAG ein Investitionsprogramm von insgesamt 
20 Milliarden DM auf den Weg zu bringen, um zu-
nächst den Fristen zur Nachrüstung von acht 500-Me-
gawatt-Blöcken mit Rauchgasbehandlungsanlagen 
zu entsprechen, um außerdem bis zum Jahr 2000 ins-
gesamt vier 800-Megawatt-Blöcke zu bauen und ans 
Netz zu bringen und um damit letztlich auch hinsicht-
lich der Finanzierungsseite am Ende einem wettbe-
werbsfähigen EVU auch wettbewerbsfähige Unter-
nehmen der Braunkohle an die Seite zu stellen, dann 
müssen Sie von der Koalition noch einmal über Ihre 
vorgesehenen Übergangsregelungen nachdenken. 

Wir in der SPD jedenfalls haben aus der beschrie-
benen Situation die Schlußfolgerung gezogen, daß 
bis zum Eintritt in die nächste Liberalisierungsstufe 
der europäischen Energiewi rtschaft im Jahre 2006 
die politischen Spielräume für Übergangsregelun-
gen ausgeschöpft werden müssen, weil wir weder an 
Kapitalvernichtung - übrigens ebensowenig bei den 
Stadtwerken und bei der Fernwärmeversorgung; 
denn dafür gab es in den letzten Jahren immerhin 
ein Sanierungsprogramm, das nicht vergeblich ge-
wesen sein darf - noch an der Vernichtung weiterer 
Arbeitsplätze in West- und Ostdeutschland interes-
siert sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Genau dies hat uns zu unserem Vorschlag eines bis 
2006 befristeten quotierten Absatzes von Braunkoh- 
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Testrom auf einer breiten Finanzierungsgrundlage 
veranlaßt 

(Jürgen Türk [F.D.P.]: Herr Jung ist dage

-

gen!) 

- das hat er ja gerade gesagt -, der auch hinsichtlich 
der Strompreise und des We ttbewerbs auf dem 
Strommarkt sinnvoll wäre. Wir wollen unter ande-
rem, wie Sie wissen, der Kraft-Wärme-Koppelung ei-
nen Vorrang einräumen. Aber damit wollten Sie sich 
offenbar nicht befassen. 

Setzt man sich dann aber hilfsweise mit Ihrem An-
satz auseinander, bleibt nur die Schlußfolgerung, daß 
er im Osten den vorhandenen Problemen offenbar 
nicht gerecht wird. Aus der Sicht Ihres Modells ergibt 
es keinen Sinn, wenn Sie die Übergangsfrist im Jahre 
2003 beenden wollen und auf eine Option bis 2005 
verweisen, von der niemand weiß, wie sie einzulösen 
ist, während das Unternehmen VEAG noch für wei-
tere sechs Jahre nach diesem Zeitpunkt auf dem Gip-
fel der finanziellen Lasten infolge der Investitionen 
verbleibt. Auch Sie kennen die Zahlen. Es ergibt 
noch weniger Sinn, wenn durch eine solche völlig un-
kalkulierbare Op tion zusätzlicher Anpassungsdruck 
erzeugt wird, der unweigerlich dazu führen wird, daß 
weitere tausend Arbeitsplätze in den ostdeutschen 
Kraftwerken und Tagebauen in große Gefahr geraten 
werden und viele davon verlorengehen werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Petzold? 
- Bitte schön. 

Ulrich Petzold (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr 
Müller, ist Ihnen bekannt, daß der Vorstandssprecher 
der VEAG, vor 14 Tagen auf dieses Gesetz angespro-
chen, der „Frankfu rter Allgemeinen Zeitung" sagte, 
daß schon mit dieser Übergangsregelung mehr er-
reicht sei, als die VEAG überhaupt zu hoffen gewagt 
habe? 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das glaube ich gern!) 

Christian Müller (Zittau) (SPD): Dies ist mir be-
kannt. Aber mir ist ebensogut bekannt, verehrter 
Kollege, daß die VEAG auch beim Bundeswirt-
schaftsminister sehr nachdrücklich und mit einem 
Kompromißvorschlag, auf den ich gleich noch einge-
hen werde, darum gerungen hat, diese Übergangsre-
gelung zu verlängern. 

(Beifall bei der SPD - Jürgen Türk [F.D.P.]: 
Das Leben besteht aus vernünftigen Kom

-

promissen!) 

Ich frage gerade die verehrten ostdeutschen Kolle-
ginnen und Kollegen: Wollen Sie das weitere Unter-
Druck-Setzen von Arbeitsplätzen im Kohle- und 
Energiebereich tatsächlich verantworten? Wenn Sie 
unseren Vorschlag nicht für erwägenswert halten, 
dann wäre es ja vielleicht ganz hilfreich, wenn Sie 
dieses von der VEAG eingebrachte Kompromißange-
bot tatsächlich ernsthaft prüfen würden, das nach 

meinem Dafürhalten besser wäre als Ihre Op tion, die 
Sie hier heute mehrfach gelobt haben. 

Ich wi ll  Ihnen in verkürzter Form ganz einfach ein-
mal die wesentlichen Punkte aus diesem Kompromiß-
angebot ins Gedächtnis rufen: Die VEAG hat ange-
boten, die allgemeinen Preise für Stromlieferungen an 
die regionalen EVUs bis zum Jahre 2005 stabil zu hal-
ten, damit schon jetzt eine gesetzliche Verlängerung 
bis 2005 möglich wird. Dies würde bei einer angenom-
menen Inflationsrate von 2 Prozent immerhin einer 
Senkung des Strompreises um 15 Prozent entsprechen. 

Die VEAG hat angeboten, für strompreissensible 
Unternehmen jährlich zusätzliche - stufenweise be-
ginnend ab 1998, bis 2003 anwachsend - gezielte 
Preisnachlässe - die Zahlen sind Ihnen bekannt - zu 
gewähren. In den Jahren 2004 und 2005 sollen diese 
um weitere, Ihnen ebenfalls bekannte Beträge aufge-
stockt werden. Die Vertreter der VEAG haben er-
klärt, daß weder die Ansiedlung noch die Existenz ei-
nes Industrieunternehmens an ihnen scheitert. Sie 
haben darum gebeten, daß die gesetzliche Schutz-
frist bis 2005 verlängert wird. Dies ist nicht das glei-
che wie Ihre Option. 

Dies ist wohlgemerkt nicht unser Ansatz; aber Sie 
hätten es immerhin in der Hand, hier noch einmal für 
tatsächliche Veränderung zu sorgen. Ihre Kommu-
nalpolitiker, die hier aufgetreten sind, haben den vor-
liegenden Gesetzestext ja erheblich verändert. 
Warum sollte es Ihnen dann nicht auch gelingen - 
wenn Sie es denn ernsthaft wollen -, die ostdeut-
schen Interessen so zu wahren, daß kein Kapitalver-
nichtungsprozeß in Gang gesetzt wird? 

(Beifall bei der SPD - Jürgen Türk [F.D.P.]: 
Der Entwurf ist verändert worden!) 

Sollten Sie dazu aber nicht imstande sein und auch 
nicht den Willen dazu aufbringen können, dann 
bleibt Ihnen mit Gewißheit noch eine Aufgabe. Denn 
wir werden uns zu diesem Thema auf jeden Fall im 
Vermittlungsausschuß wiedersehen. Sie haben dann 
die Chance, mit Ihren Landesregierungen über das 
Thema zu reden. Vielleicht werben Sie in dieser Zeit 
für den SPD-Vorschlag, der immerhin den Charme 
hat, diese Regelung bis 2006 und in der besproche-
nen Form zu beinhalten. 

Die Länder sind sehr wichtig. Auch Thüringen ist 
ein Kohleland, weil Pumpspeicherwerke das energe-
tische Gegenstück zu Braunkohlekraftwerken sind. 
Aber es wird in besonderem Maße darauf ankom-
men, daß das Kohleland Sachsen seine Position noch 
einmal überdenkt. Die do rt  erkennbare Tendenz, die 
auf das Jahr 2003 gerichtet ist, darf nicht das letzte 
Wort  bleiben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Willner, CDU/CSU. 

Gert Willner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Der Kollege Jung hat vorhin für die 
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SPD erklärt, die Koalition sei der SPD auf halbem 
Wege entgegengekommen. Wenn die SPD jetzt uns 
auf halbem Wege entgegengekommen wäre, hätten 
wir uns in der Mitte treffen können. Dann hätten Sie, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, heute 
zustimmen können. Ich denke, Sie sollten das ernst-
haft überlegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die CDU/CSU-Fraktion hat die Anliegen der Kom

-

munen, des Mittelstandes, des ländlichen Raumes 
und der Verbraucher sehr ernst genommen. Es ist 
mehr in Bewegung gesetzt worden, als manche der 
Beteiligten noch vor Jahresfrist erwartet hätten. Ich 
sage an dieser Stelle ein herzliches Dankeschön für 
das partnerschaftliche Zusammenwirken mit den 
kommunalen Spitzenverbänden und dem VKU, aber 
insbesondere auch dem Kollegen Hinsken. 

Das neue Energiewirtschaftsrecht wahrt die Inter-
essen der Verbraucher und der Kommunen. 

Erstens. In der durch die CDU/CSU initiierten Ent-
schließung, die Ihnen vorliegt, wird die unveränderte 
Kompetenz der Gemeinden auf dem Gebiet der örtli-
chen Energieversorgung, wie sie sich aus A rt . 28 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes unmittelbar ergibt, 
bekräftigt. Obwohl Sie einen inhaltsgleichen Vor-
schlag vorgelegt haben, werden Sie Verständnis da-
für haben, daß wir lieber unserem eigenen Vorschlag 
zustimmen als dem Vorschlag der SPD. 

Zweitens: Konzessionsabgabe. Für die Gemeinden 
und Städte ist gerade angesichts der gegenwärtigen 
finanziellen Situation die Konzessionsabgabe unver-
zichtbar. Wir wissen dies, wir haben dies anerkannt 
und sagen: Die Konzessionsabgabe bleibt erhalten 
und ist rechtlich abgesichert. 

Drittens. Die kommunale Forderung nach Absiche-
rung der Konzessionsabgabe beim Auslaufen von 
Verträgen ist erfüllt. 

Viertens: Netzzugangsalternative. Es war eine kom-
munale Forderung, auch dies im Gesetz zu verankern 
und das EU-Recht auszunutzen. Beim Alleinabneh-
mersystem kann die Kommune mit einem Vertrags-
partner, nämlich mit dem Alleinabnehmer, Rahmenbe-
dingungen für die Energieversorgung festlegen, so daß 
die Regelungskompetenz der Kommunen für Energie 
im Grundsatz Bestand haben und die A rt  und Weise 
der Durchführung der örtlichen Energieversorgung bei 
den Städten und Gemeinden verbleiben kann. 

Die Änderungsvorschläge der Koalitionsfraktionen 
sehen vor, daß das Alleinkäufermodell für Strom auf 
der Ortsebene zugelassen wird mit Überprüfung der 
Wettbewerbswirkungen im Jahre 2003. Das Gesetz 
fordert  - Kollege Hinsken hat schon darauf aufmerk-
sam gemacht - die Überprüfung beider Netzzu-
gangsmöglichkeiten und nicht nur einer Netzzu-
gangsalternative. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Ich meine, wenn die Netzzugangsalternative die im 
Gesetz genannten Kriterien erfüllt, wird an der Ver-
längerung des Alleinkäufermodells kein Zweifel be-
stehen. Ich denke, darüber sind wir uns einig. Unsere 

Lösung heißt: günstigere Strompreise für Unterneh-
mer und Verbraucher, also für a lle. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Fünftens. Ein kommunaler Querverbund bleibt 
auch künftig möglich. 

Sechstens. Wir wollen nicht, daß sich das Strom-
preisgefälle zwischen Stadt und Land zum Nachteil 
des ländlichen Raumes verschärft. Auch diese Sorge 
des ländlichen Raumes und vom Handwerk wurde 
aufgenommen. Deshalb sind unterschiedliche allge-
meine Tarife für verschiedene Gemeindegebiete 
nicht zulässig, es sei denn, daß hierfür ein sachlich 
gerechtfertigter Grund nachgewiesen wird, dadurch 
für keinen Kunden eine Preiserhöhung entsteht und 
die Preisunterschiede für alle Kunden zumutbar sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Siebtens. Unser Ziel ist es nicht, die kommunalen 
und regionalen Versorger unter eine Käseglocke zu 
stellen und Wettbewerb zu verhindern. Wir sagen ein 
klares Ja zur Teilnahme kommunaler Unternehmen 
am Wettbewerb. Unser Anliegen war, das Gesetz so 
zu gestalten, daß auch die kommunalen Unterneh-
men eine faire Chance im Wettbewerb haben. Auch 
beim Einkauf und beim Verkauf werden die kommu-
nalen Unternehmen künftig den gewerblichen Groß-
unternehmen gleichgestellt werden. Das liegt auch 
im Interesse des Verbrauchers. Die kommunalen und 
regionalen Versorgungsunternehmen sind gefordert, 
die im neuen Energiewirtschaftsrecht vorhandenen 
Chancen wahrzunehmen. Die Landesgesetzgeber 
müssen aber auch den Kommunen den notwendigen 
Entfaltungsspielraum durch neue Regelungen bei 
den Kommunalverfassungen ermöglichen. 

Achtens. Das Gesetz ist in der vorliegenden Form 
im Bundesrat nicht zustimmungspflichtig. Das ist vor-
hin kritisiert worden. Es muß aber auch der Hinweis 
erlaubt sein, daß sich der Entwurf, den die Koaliti-
onsfraktionen nunmehr als Kompromiß vorlegen, se-
hen lassen kann und keinesfalls schlechter ist als das 
mögliche Ergebnis einer Verhandlung im Vermitt-
lungsausschuß. Wir haben genügend Erfahrungen 
mit Ergebnissen des Vermittlungsausschusses. Sie 
zeigen, daß die Länder im Vermittlungsausschuß zu-
nächst einmal ihre eigenen und nicht immer die kom-
munalen Angelegenheiten vertreten. 

Neuntens. Der Zweck des Gesetzes ist eine mög-
lichst sichere, preisgünstige und umweltverträgliche 
leitungsgebundene Versorgung mit Elektrizität und 
Gas im Interesse der Allgemeinheit. Diese Zielvor-
stellung kann nach diesem Reformmodell umgesetzt 
werden, um alle Kunden kostengünstig mit S trom 
oder Gas zu versorgen. 

Zusammenfassend kann ich feststellen: Das neue 
Energiewirtschaftsrecht führt zu mehr Wettbewerb 
auf dem Energiemarkt. Die Ihnen vorliegenden 
Änderungsanträge der Koalitionsfraktionen stellen 
einen sinnvollen und praktikablen Kompromiß dar, 
der die Interessen des Wettbewerbs, der Umwelt, der 
Verbraucher und der Kommunen angemessen be-
rücksichtigt. 
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Ich sage ein herzliches Dankeschön für die Zusam-
menarbeit in den Koalitionsfraktionen, insbesondere 
aber auch ein herzliches Dankeschön an die Kolle-
gen Theo Blank, Peter Götz, Gunnar Uldall und ins-
besondere auch an E rnst Hinsken für ein hervorra-
gendes Miteinander bei der Suche nach einer ver-
nünftigen Lösung für ein Gesetz, das wir gemeinsam 
vertreten und für richtig halten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Rolf Köhne, PDS. 

Rolf Köhne (PDS): Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich möchte zu zwei Punkten Stellung nehmen. 
Erstens. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat 
zahlreiche Änderungsanträge zu dem Gesetzentwurf 
der Regierung vorgelegt. Wir werden diesen Ände-
rungsanträgen zustimmen, weil wir das dahinterste-
hende Anliegen unterstützen, auch wenn wir der 
Meinung sind, daß das, was dabei herauskommen 
würde - sie werden ja höchstwahrscheinlich sowieso 
nicht angenommen - immer noch nicht das Gelbe 
vom Ei ist und nicht unseren Vorstellungen entspricht. 

(Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Wir auch nicht!) 

- Also sind wir uns darüber einig, Frau Kollegin Hu-
stedt. 

Zweitens. Der Kollege Hinsken hat vorhin ange-
merkt, er habe sehr viele Dankesbriefe von den Ge-
meinden bekommen, nachdem die Änderungen ein-
gearbeitet worden seien. Mir dagegen liegt eine Stel-
lungnahme des Deutschen Städtetages vor, aus der 
ich drei Sätze zitieren möchte: 

Die im Gesetz vorgesehene Öffnung der Märkte 
für den Preiswettbewerb bedroht die Existenz der 
Stadtwerke, weil Großkunden aus dem Versor-
gungsgebiet herausgebrochen werden können 
und aufgrund von Beschränkungen in den Ge-
meindeordnungen der Länder die Stadtwerke 
nicht am Wettbewerb außerhalb ihres Gemeinde-
gebietes teilnehmen können. 

Zweiter Satz: 

Es ist darüber hinaus zu befürchten, daß die 
Städte einen Großteil ihres Aufkommens aus der 
Konzessionsabgabe - heute etwa 6 Mrd. jährlich - 
verlieren werden. 

Dritter Satz: 

Die kommunalen Forderungen wurden jedoch 
nur halbherzig berücksichtigt. 

Ich weiß nicht, wie Sie darauf kommen, daß man 
dafür dankbar sein soll. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Kurt-Dieter Gri ll, CDU/CSU. 

Ku rt-Dieter Grill (CDU/CSU): Herr Präsident! Mei-
ne Damen und Herren! In Anbetracht der fortge-
schrittenen Zeit möchte ich nur noch drei Bemerkun-
gen machen. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das sind schon 
zwei zuviel!) 

Erstens. Die Kollegen von der SPD haben heute 
morgen noch einmal deutlich gemacht, daß sie ihre 
Kritik, die sie über 20 Jahre in bezug auf die Mono-
polstrukturen in Deutschland geäußert haben, selbst 
nicht ernst nehmen; sonst müßten sie nämlich heute 
mit uns für Wettbewerb stimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, 
daß der Wettbewerb an einer Stelle greifen wird, die 
seitens Ihrer Fraktion besonders kritisiert wird, aller-
dings nur dann, wenn Herr Mü ller spricht, und nicht, 
wenn die Energiepolitiker der Fraktion sprechen. 
Das ist die Frage des Abbaus der sogenannten Ober-
kapazitäten. Das wird sich im Wettbewerb viel 
schneller regeln als in irgendeiner anderen Form des 
Energierechts. 

Interessanterweise hat niemand von Ihnen heute 
morgen gesagt, daß die Länder doch nur das kommu-
nale Wirtschaftsrecht zu ändern bräuchten, um den 
Stadtwerken eine noch bessere Position in diesem 
Wettbewerb zu verschaffen. Gehen Sie in die Bun-
desländer und ändern Sie das kommunale Wi rt

-schaftsrecht! Dann können die Städte noch besser in 
den Wettbewerb eingreifen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zweiter Punkt. Ich will  noch einmal festhalten, daß 
die beredte Klage über mangelnden Klimaschutz in 
diesem Energierecht so lange unglaubwürdig ist, wie 
eine rotgrüne Koalition in Hamburg Kernkraftwerke 
durch Gaskraftwerke ersetzen wi ll. Wer eine solche 
Politik macht, erhöht den CO 2-Ausstoß und ist nicht 
berechtigt, an dieser Stelle Kritik in dieser A rt  und 
Weise anzubringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dritter Punkt. Mit diesem Gesetz räumen wir der 
Umweltpolitik und der ökologischen Orientierung 
den gleichen Rang ein wie der Preiswürdigkeit und 
der Versorgungssicherheit. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Hans Büttner [Ingolstadt] 

[SPD]: Das ist ein Widerspruch!) 

Ich nehme das auf, was der Kollege Schütz ausge-
führt hat, und sage: Herr Schütz, wenn Sie uns recht-
zeitig einen bundesweiten wettbewerbsorientierten 
Ausgleich in bezug auf die erneuerbaren Energien 
angeboten hätten, dann hätten wir bereits heute die 
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Chance, die wir für das nächste und übernächste 
Jahr konkret ausfüllen werden, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

nämlich einen bundesweiten Ausgleich mit einem 
wettbewerbsfähigen Konzept für die erneuerbaren 
Energien. Wir werden uns auch an dieser Stelle von 
Ihnen nicht übertreffen lassen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur 
Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts. Das sind 
die Drucksachen 13/7274 und 13/9211 Nr. I. Dazu lie-
gen 14 Änderungsanträge der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen vor, über die wir zunächst abstimmen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 
Drucksache 13/9283. Dazu gibt es eine schriftliche 
Erklärung zur Abstimmung der Kollegen Carstensen, 
Willner, Austermann und Ramsauer.') 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen verlangt zu 
ihrem Änderungsantrag nament liche Abstimmung. 
Ich bitte daher die Schriftführerinnen und Schriftfüh-
rer, die vorgesehenen Plätze einzunehmen. 

Sind alle Urnen besetzt? - Das ist der Fa ll. Dann er-
öffne ich die Abstimmung. 

Ich frage, ob noch ein Mitglied des Hauses anwe-
send ist, das seine Stimme nicht abgegeben hat. - 
Das scheint nicht der Fall zu sein. Dann schließe ich 
die Abstimmung und bitte die Schriftführerinnen 
und Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen. 
Das Ergebnis der Auszählung wird Ihnen später be-
kanntgegeben. 2) 

Bevor wir mit den Abstimmungen fortfahren, teile 
ich dem Hause mit, daß mir weitere Erklärungen zur 
Abstimmung vorliegen, bei denen ich von vornherein 
nicht sehen kann, zu welcher Abstimmung sie gehö-
ren. Deshalb gebe ich sie jetzt bekannt: eine Erklä-
rung des Kollegen Armin Laschet 3), eine gemein-
same Erklärung unter anderem der Kollegen Dörflin-
ger, Götz und Ho rnung und weiterer Kollegen 4) so-
wie eine Erklärung des Kollegen von Stetten. 5) Diese 
Erklärungen nehmen wir zu Protokoll. 

Wir kommen jetzt zu den weiteren Änderungsan-
trägen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, zu-
nächst zum Änderungsantrag auf Drucksache 13/ 
9284. Bevor wir darüber abstimmen, bitte ich darum, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen, daß Sie Platz 
nehmen. 

1) Anlage 2 
2) Seite 18994 D 
3) Anlage 3 
4) Anlage 4 
5) Anlage 5 

Ich stelle den Änderungsantrag auf Drucksache 13/ 
9284 zur Abstimmung. Wer stimmt dafür? - Wer 
stimmt dagegen? - Stimmenthaltungen? - Der Ände-
rungsantrag ist mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die Grü-
nen und PDS bei Stimmenthaltung der SPD-Fraktion 
abgelehnt. 

Ich stelle den Änderungsantrag auf Drucksache 13/ 
9285 zur Abstimmung. Wer stimmt dafür? - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der Änderungs-
antrag ist mit den gleichen Mehrheitsverhältnissen 
wie zuvor abgelehnt. 

Ich stelle den Änderungsantrag auf Drucksache 13/ 
9286 zur Abstimmung. Wer stimmt dafür? - Die Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Der Änderungsantrag 
ist mit den gleichen Mehrheitsverhältnissen wie vor-
her abgelehnt. 

Ich stelle den Änderungsantrag auf Drucksache 13/ 
9287 zur Abstimmung. Wer stimmt dafür? - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der Änderungs-
antrag ist mit den gleichen Mehrheitsverhältnissen 
wie gehabt abgelehnt. 

Ich stelle den Änderungsantrag auf Drucksache 13/ 
9288 zur Abstimmung. Wer stimmt dafür? - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der Änderungs-
antrag ist mit den gleichen Mehrheitsverhältnissen 
wie gehabt abgelehnt. 

Ich stelle den Änderungsantrag auf Drucksache 13/ 
9289 zur Abstimmung. Wer stimmt dafür? - Die Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Der Änderungsantrag 
ist mit den gleichen Mehrheitsverhältnissen wie ge-
habt abgelehnt. 

Ich stelle den Änderungsantrag auf Drucksache 13/ 
9290 zur Abstimmung. Wer stimmt dafür? - Die Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Der Änderungsantrag 
ist mit den gleichen Mehrheitsverhältnissen wie ge-
habt abgelehnt. 

Ich stelle den Änderungsantrag auf Drucksache 13/ 
9291 zur Abstimmung. Wer stimmt dafür? - Die Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Der Änderungsantrag 
ist mit den gleichen Mehrheitsverhältnissen wie vor-
her abgelehnt. 

Ich stelle den Änderungsantrag auf Drucksache 13/ 
9293 zur Abstimmung. Wer stimmt dafür? - Die Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Der Änderungsantrag 
ist mit der gleichen Mehrheit abgelehnt. 

Ich stelle den Änderungsantrag auf Drucksache 13/ 
9294 zur Abstimmung. Wer stimmt dafür? - Die Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Der Änderungsantrag 
ist mit den gleichen Mehrheitsverhältnissen wie ge-
habt abgelehnt. 

Ich stelle den Änderungsantrag auf Drucksache 13/ 
9295 zur Abstimmung. Wer stimmt dafür? - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der Änderungs-
antrag ist mit der gleichen Mehrheit wie zuvor abge-
lehnt. 

Ich stelle den Änderungsantrag auf Drucksache 13/ 
9296 zur Abstimmung. Wer stimmt dafür? - Wer 
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stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der Änderungs-
antrag ist mit der gleichen Mehrheit wie zuvor abge-
lehnt. 

Ich stelle den Änderungsantrag auf Drucksache 13/ 
9297 zur Abstimmung. Wer stimmt dafür? - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der Änderungs-
antrag ist mit den gleichen Mehrheitsverhältnissen 
wie zuvor abgelehnt. 

Damit sind die Abstimmungen über die Ände-
rungsanträge abgeschlossen. 

Da das Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
noch nicht vorliegt, können wir über den Gesetzent-
wurf noch nicht weiter abstimmen. Deshalb ziehe ich 
die Abstimmung über die weiteren Vorlagen vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf der Fraktion der SPD über die Elektrizitätswirt-
schaft auf Drucksache 13/7425. Der Ausschuß für 
Wirtschaft empfiehlt auf Drucksache 13/9211 unter 
Nr. III, den Gesetzentwurf abzulehnen. 

Ich lasse über den Gesetzentwurf der SPD auf 
Drucksache 13/7425 abstimmen. Ich bitte diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - Enhaltun-
gen? - Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Bera-
tung mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen ge-
gen die Stimmen von SPD bei Stimmenthaltung von 
Bündnis 90/Die Grünen und der PDS abgelehnt. Da-
mit entfällt nach unserer Geschäftsordnung die wei-
tere Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Neu-
ordnung der Energiewirtschaft auf Drucksache 13/ 
5352. Der Ausschuß für Wirtschaft empfiehlt auf 
Drucksache 13/9211 unter Nr. III, den Gesetzentwurf 
abzulehnen. 

Ich lasse über den Gesetzentwurf der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 13/5352 ab-
stimmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzent-
wurf zustimmen wollen, um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist 
damit in zweiter Beratung mit den Stimmen der Ko-
alitionsfraktionen gegen die Stimmen von 
Bündnis 90/Die Grünen bei Stimmenthaltung von 
SPD und PDS abgelehnt. Es entfällt nach unserer Ge-
schäftsordnung die weitere Beratung. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Wirt
-schaft zu dem Antrag der Gruppe der PDS zur Neu-

ordnung und Demokratisierung der Elektrizitätswirt-
schaft auf Drucksache 13/9211 Nr. III. 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksa-
che 13/8553 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
- Die Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen und der SPD-Fraktion gegen die 
Stimmen der PDS bei Stimmenthaltung von Bünd-
nis 90/Die Grünen angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf des Bundesrates über die Einspeisung  

von Strom aus erneuerbaren Energien in das öf-
fentliche Netz auf Drucksache 13/5357 (neu). Der 
Ausschuß für Wirtschaft empfiehlt auf Drucksache 
13/9205 Buchstabe a, den Gesetzentwurf abzuleh-
nen. 

Ich lasse über den Gesetzentwurf des Bundesrates 
auf Drucksache 13/5357 (neu) abstimmen und bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol-
len, um das Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - 
Wer enthält sich? - Der Gesetzentwurf ist damit in 
zweiter Beratung bei Stimmenthaltung der SPD mit 
den Stimmen aller übrigen Fraktionen des Hauses 
abgelehnt. Es entfällt nach unserer Geschäftsord-
nung die weitere Beratung. 

Abstimmung über den Gesetzentwurf der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zur Einspeisung von Strom 
aus erneuerbaren Energien in das öffentliche Netz 
auf Drucksache 13/2684. Der Ausschuß für Wi rtschaft 
empfiehlt auf Drucksache 13/9205 Buchstabe b, den 
Gesetzentwurf abzulehnen. 

Ich lasse über den Gesetzentwurf der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 13/2684 ab-
stimmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzent-
wurf zustimmen wollen, um das Handzeichen - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist 
damit in zweiter Beratung mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen von Bünd-
nis 90/Die Grünen und PDS bei Stimmenthaltung der 
SPD abgelehnt. Es entfällt nach unserer Geschäfts-
ordnung die weitere Beratung. 

Ich gebe jetzt das von den Schriftführerinnen und 
Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung über den Änderungsantrag der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 13/9283 
bekannt. 

Abgegebene Stimmen 590. Mit Ja haben gestimmt 
281, mit Nein haben gestimmt 308, Enthaltungen 
eine. Der Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 589; 
davon 

ja: 	280 

nein: 	308 

enthalten: 	1 

Ja 

SPD 

Brigitte Adler 
Gerd Andres 
Hermann Bachmaier 
Ernst Bahr 
Doris Barnett 
Klaus Barthel 
Ingrid Becker-Inglau 
Wolfgang Behrendt 
Hans Berger 
Hans-Werner Bertl 
Rudolf Bindig 

Arne Börnsen (Ritterhude) 
Anni Brandt-Elsweier 
Tilo Braune 
Dr. Eberhard Brecht 
Edelgard Bulmahn 
Ursula Burchardt 
Dr. Michael Bürsch 
Hans Martin Bury 
Hans Büttner (Ingolstadt) 
Marion Caspers-Merk 
Wolf-Michael Catenhusen 
Peter Conradi 
Dr. Herta Däubler-Gmelin 
Christel Deichmann 
Karl Diller 
Peter Dreßen 
Freimut Duve 
Ludwig Eich 
Peter Enders 
Gernot Erler 
Petra Ernstberger 
Annette Faße 
Elke Ferner 
Lothar Fischer (Homburg) 
Gabriele Fograscher 
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Iris Follak 
Norbert  Formanski 
Dagmar Freitag 
Arne Fuhrmann 
Monika Ganseforth 
Konrad Gilges 
Iris Gleicke 
Günter Gloser 
Uwe Göllner 
Dieter Grasedieck 
Achim Großmann 
Karl Hermann Haack 

(Extertal) 
Hans-Joachim Hacker 
Klaus Hagemann 
Manfred Hampel 
Christel Hanewinckel 
Alfred Hartenbach 
Dr. Liesel Hartenstein 
Klaus Hasenfratz 
Dieter Heistermann 
Reinhold Hemker 
Rolf Hempelmann 
Dr. Barbara Hendricks 
Monika Heubaum 
Uwe Hiksch 
Stephan Hilsberg 
Gerd Höfer 
Frank Hofmann (Volkach) 
Ingrid Holzhüter 
Erwin Horn 
Eike Hovermann 
Lothar Ibrügger 
Wolfgang Ilte 
Barbara Imhof 
Brunhilde Irber 
Gabriele Iwersen 
Renate Jäger 
Jann-Peter Janssen 

 Ilse Janz 
Dr. Uwe Jens 
Volker Jung (Düsseldorf) 
Sabine Kaspereit 
Susanne Kastner 
Ernst Kastning 
Hans-Peter Kemper 
Klaus Kirschner 
Marianne Klappert 
Hans-Ulrich Klose 
Dr. Hans-Hinrich Knaape 
Walter Kolbow 
Fritz Rudolf Körper 
Nicolette Kressl 
Thomas Krüger 
Horst Kubatschka 
Eckart  Kuhlwein 
Helga Kühn-Mengel 
Konrad Kunick 
Dr. Uwe Küster 
Werner Labsch 
Brigitte Lange 
Detlev von Larcher 
Waltraud Lehn 
Robert  Leidinger 
Klaus Lennartz 
Dr. Elke Leonhard 
Klaus Lohmann (Witten) 
Christa Lörcher 
Erika Lotz 
Winfried Mante 
Christoph Matschie 
Ingrid Matthäus-Maier 
Heide Mattischeck 

Markus Meckel 
Ulrike Mehl 
Herbert  Meißner 
Angelika Mertens 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 
Ursula Mogg 
Michael Müller (Düsseldorf) 
Jutta Müller (Völklingen) 
Christian Müller (Zittau) 
Gerhard Neumann (Gotha) 
Dr. Edith Niehuis 
Dr. Rolf Niese 
Doris Odendahl 
Günter Oesinghaus 
Leyla Onur 
Manfred Opel 
Kurt  Palis 
Albrecht Papenroth 
Dr. Winfried Penner 
Dr. Martin Pfaff 
Georg Pfannenstein 
Dr. Eckhart  Pick 
Joachim Poß 
Rudolf Purps 
Karin Rehbock-Zureich 
Margot von Renesse 
Bernd Reuter 
Dr. Edelbert Richter 
Günter Rixe 
Reinhold Robbe 
Gerhard Rübenkönig 
Marlene Rupprecht 
Dr. Hansjörg Schäfer 
Gudrun Schaich-Walch 
Dieter Schanz 
Rudolf Scharping 
Bernd Scheelen 
Dr. Hermann Scheer 
Siegfried Scheffler 
Horst Schild 
Otto Schily 
Dieter Schloten 
Günter Schluckebier 
Horst Schmidbauer 

(Nürnberg) 
Ulla Schmidt (Aachen) 
Dagmar Schmidt (Meschede) 
Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 
Regina Schmidt-Zadel 
Heinz Schmitt (Berg) 
Dr. Emil Schnell 
Walter Schöler 
Ottmar Schreiner 
Gisela Schröter 
Dr. Mathias Schube rt 

 Richard Schuhmann 
(Delitzsch) 

Volkmar Schultz (Köln) 
Ilse Schumann 
Dr. R. Werner Schuster 
Dietmar Schütz (Oldenburg) 
Dr. Angelica Schwall-Düren 
Rolf Schwanitz 
Bodo Seidenthal 
Lisa Seuster 
Horst Sielaff 
Johannes Singer 
Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgasl 
Wieland Sorge 
Wolfgang Spanier 
Dr. Dietrich Sperling 
Jörg-Otto Spiller 

Antje-Marie Steen 
Ludwig Stiegler 
Dr. Peter Struck 
Joachim Tappe 
Jörg Tauss 
Dr. Bodo Teichmann 
Jella Teuchner 
Dr. Gerald Thalheim 
Wolfgang Thierse 
Franz Thönnes 
Adelheid Tröscher 
Hans-Eberhard Urbaniak 
Siegfried Vergin 
Ute Vogt (Pforzheim) 
Hans Georg Wagner 
Dr. Konstanze Wegner 
Wolfgang Weiermann 
Reinhard Weis (Stendal) 
Matthias Weisheit 
Gunter Weißgerber 
Gert Weisskirchen (Wiesloch) 
Jochen Welt 
Hildegard Wester 
Lydia Westrich 
Dr. Norbert  Wieczorek 
Helmut Wieczorek 
(Duisburg) 

Heidemarie Wieczorek-Zeul 
Dieter Wiefelspütz 
Berthold Wittich 
Dr. Wolfgang Wodarg 
Verena Wohlleben 
Hanna Wolf (München) 
Heidi Wright 
Uta Zapf 
Dr. Christoph Zöpel 
Peter Zumkley 

BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 

Gila Altmann (Aurich) 
Elisabeth Altmann 
(Pommelsbrunn) 

Volker Beck (Köln) 
Matthias Berninger 
Annelie Buntenbach 
Amke Dietert-Scheuer 
Franziska Eichstädt-Bohlig 
Dr. Uschi Eid 
Andrea Fischer (Berlin) 
Joseph Fischer (Frankfurt) 
Rita Grießhaber 
Gerald Häfner 
Antje Hermenau 
Kristin Heyne 
Ulrike Höfken 
Michaele Hustedt 
Dr. Angelika Köster-Loßack 
Steffi Lemke 
Dr. Helmut Lippelt 
Oswald Metzger 
Kerstin Müller (Köln) 
Winfried Nachtwei 
Christa Nickels 
Egbert  Nitsch (Rendsburg) 
Cern  Özdemir 
Gerd Poppe 
Simone Probst 
Halo Saibold 
Irmingard Schewe-Gerigk 
Albert Schmidt (Hitzhofen) 

Wolfgang Schmitt 
(Langenfeld) 

Ursula Schönberger 
Werner Schulz (Berlin) 
Christian Sterzing 
Manfred Such 
Dr. Antje Vollmer 
Ludger Volmer 
Helmut Wilhelm (Arnberg) 
Margareta Wolf (Frankfurt) 

PDS 

Petra Bläss 
Eva Bulling-Schröter 
Heinrich Graf von Einsiedel 
Dr. Ludwig Elm 
Dr. Ruth Fuchs 
Andrea Gysi 
Dr. Gregor Gysi 
Hanns-Peter Hartmann 
Dr. Uwe-Jens Heuer 
Dr. Barbara Höll 
Dr. Willibald Jacob 
Ulla Jelpke 
Gerhard Jüttemann 
Dr. Heidi Knake-Werner 
Rolf Köhne 
Rolf Kutzmutz 
Dr. Christa Luft 
Heidemarie Lüth 
Dr. Günther Maleuda 
Manfred Müller (Berlin) 
Rosel Neuhäuser 
Dr. Uwe-Jens Rössel 
Steffen Tippach 
Klaus-Jürgen Warnick 
Gerhard Zwerenz 

Fraktionslos 

Kurt  Neumann (Berlin) 

Nein 

CDU/CSU 

Ulrich Adam 
Peter Altmaier 
Anneliese Augustin 
Jürgen Augustinowitz 
Heinz-Günter Bargfrede 
Franz Peter Basten 
Dr. Wolf Bauer 
Brigitte Baumeister 
Meinrad Belle 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
Hans-Dirk Bierling 
Dr. Joseph-Theodor Blank 
Renate Blank 
Dr. Heribert Blens 
Peter Bleser 
Dr. Norbert  Blüm 
Friedrich Bohl 
Dr. Maria Böhmer 
Jochen Borchert 
Wolfgang Bosbach 
Dr. Wolfgang Bötsch 
Klaus Brähmig 
Rudolf Braun (Auerbach) 
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Paul Breuer 
Monika Brudlewsky 
Georg Brunnhuber 
Klaus Bühler (Bruchsal) 
Hartmut Büttner 

(Schönebeck) 
Dankward Buwitt 
Manfred Carstens (Emstek) 
Peter Harry Carstensen 

(Nordstrand) 
Wolfgang Dehnel 
Hubert  Deittert 
Gertrud Dempwolf 
Albert  Deß 
Renate Diemers 
Wilhelm Dietzel 
Hansjörgen Doss 
Dr. Alfred Dregger 
Maria Eichhorn  
Wolfgang Engelmann 
Rainer Eppelmann 
Horst Eylmann 
Ilse Falk 
Jochen Feilcke 
Ulf Fink 
Leni Fischer (Unna) 
Klaus Francke (Hamburg) 
Herbert  Frankenhauser 
Dr. Gerhard Friedrich 
Erich G. Fritz 
Hans-Joachim Fuchtel 
Michaela Geiger 
Norbert  Geis 
Dr. Heiner Geißler 
Michael Glos 
Wilma Glücklich 
Dr. Reinhard Göhner 
Peter Götz 
Dr. Wolfgang Götzer 
Joachim Gres 
Kurt-Dieter Grill 

 Wolfgang Gröbl 
Hermann Gröhe 
Claus-Peter Grotz 
Manfred Grund 
Horst Günther (Duisburg) 
Carl-Detlev Freiherr von 
Hammerstein 

Gottfried Haschke 
(Großhennersdorf) 

Gerda Hasselfeldt 
Otto Hauser (Esslingen) 
Hansgeorg Hauser 

(Rednitzhembach) 
Klaus-Jürgen Hedrich 
Helmut Heiderich 
Manfred Heise 
Detlef Helling 
Ernst Hinsken 
Peter Hintze 
Josef Holle rith 
Elke Holzapfel 
Dr. Karl-Heinz Hornhues 
Siegfried Hornung 
Joachim Hörster 
Hubert  Hüppe 
Peter Jacoby 
Susanne Jaffke 
Georg Janovsky 
Helmut Jawurek 
Dr.-Ing. Rainer Jork 
Michael Jung (Limburg) 
Ulrich Junghanns 

Dr. Egon Jüttner 
Bartholomäus Kalb 
Steffen Kampeter 
Dr.-Ing. Dietmar Kansy 
Manfred Kanther 
Irmgard Karwatzki 
Volker Kauder 
Peter Keller 
Eckart von Klaeden 
Dr. Bernd Klaußner 
Ulrich Klinkert 
Dr. Helmut Kohl 
Hans-Ulrich Köhler 

(Hainspitz) 
Manfred Kolbe 
Norbert  Königshofen 
Eva-Maria Kors 
Hartmut Koschyk 
Manfred Koslowski 
Thomas Kossendey 
Rudolf Kraus 
Wolfgang Krause (Dessau) 
Andreas Krautscheid 
Dr.-Ing. Paul Krüger 
Reiner Krziskewitz 
Dr. Hermann Kues 
Werner Kuhn 
Dr. Karl A. Lamers 

(Heidelberg) 
Karl Lamers 
Dr. Norbert  Lammert 
Helmut Lamp 
Armin Laschet 
Herbert  Lattmann 
Karl-Josef Laumann 
Vera Lengsfeld 
Werner Lensing 
Christian Lenzer 
Peter Letzgus 
Editha Limbach 
Walter Link (Diepholz) 
Eduard Lintner 
Dr. Manfred Lischewski 
Julius Louven 
Heinrich Lummer 
Dr. Michael Luther 
Dr. Dietrich Mahlo 
Erwin Marschewski 
Günter Marten 
Dr. Martin Mayer 

(Siegertsbrunn) 
Wolfgang Meckelburg 
Rudolf Meinl 
Dr. Michael Meister 
Friedrich Merz 
Rudolf Meyer (Winsen) 
Hans Michelbach 
Meinolf Michels 
Dr. Gerd Müller 
Elmar Müller (Kirchheim) 
Engelbert Nelle 
Johannes Nitsch 
Claudia Nolte 
Dr. Rolf Olderog 
Friedhelm Ost 
Eduard Oswald 
Norbert  Otto (Erfurt) 
Dr. Gerhard Päselt 
Dr. Peter Paziorek 
Hans-Wilhelm Pesch 
Ulrich Petzold 
Anton Pfeifer 
Angelika Pfeiffer  

Dr. Friedbert Pflüger 
Beatrix Philipp 
Dr. Winfried Pinger 
Ronald Pofalla 
Dr. Hermann Pohler 
Ruprecht Polenz 
Marlies Pretzlaff 
Dr. Albert  Probst 
Dr. Bernd Protzner 
Dieter Pützhofen 
Thomas Rachel 
Hans Raidel 
Dr. Peter Ramsauer 
Roll  Rau 
Helmut Rauber 
Peter Rauen 
Otto Regenspurger 
Christa Reichard (Dresden) 
Klaus Dieter Reichardt 

(Mannheim) 
Dr. Bertold Reinartz 
Erika Reinhardt 
Hans-Peter Repnik 
Roland Richter 
Dr. Norbert  Rieder 
Dr. Erich Riedl (München) 
Klaus Riegert 
Dr. Heinz Riesenhuber 
Franz Romer 
Heinrich-Wilhelm Ronsöhr 
Dr. Klaus Rose 
Kurt  J. Rossmanith 
Adolf Roth (Gießen) 
Norbert Röttgen 
Dr. Christian Ruck 
Volker Rühe 
Dr. Jürgen Rüttgers 
Roland Sauer (Stuttga rt) 
Ortrun Schätzle 
Dr. Wolfgang Schäuble 
Hartmut Schauerte 
Heinz Schemken 
Karl-Heinz Scherhag 
Gerhard Scheu 
Norbert  Schindler 
Dietmar Schlee 
Ulrich Schmalz 
Bernd Schmidbauer 
Christian Schmidt (Fürth) 
Dr.-Ing. Joachim Schmidt 

(Halsbrücke) 
Andreas Schmidt (Mülheim) 
Hans Peter Schmitz 

(Baesweiler) 
Michael von Schmude 
Birgit Schnieber-Jastram 
Dr. Andreas Schockenhoff 
Dr. Rupert  Scholz 
Reinhard Freiherr von 

Schorlemer 
Dr. Erika Schuchardt 
Wolfgang Schulhoff 
Dr. Dieter Schulte 

(Schwäbisch Gmünd) 
Gerhard Schulz (Leipzig) 
Frederick Schulze 

(Sangerhausen) 
Diethard Schütze (Berlin) 
Clemens Schwalbe 
Dr. Christian Schwarz- 
Schilling 

Wilhelm Josef Sebastian 
Horst Seehofer 

Marion Seib 
Wilfried Seibel 
Heinz-Georg Seiffert 
Rudolf Seiters 
Johannes Selle 
Bernd Siebert 
Jürgen Sikora 
Johannes Singhammer 
Bärbel Sothmann 
Margarete Späte 
Carl-Dieter Spranger 
Wolfgang Steiger 
Erika Steinbach 
Dr. Wolfgang Freiherr von 
Stetten 

Dr. Gerhard Stoltenberg 
Andreas Storm 
Max Straubinger 
Matthäus Strebl 
Egon Susset 
Dr. Rita Süssmuth 
Michael Teiser 
Dr. Susanne Tiemann 
Dr. Klaus Töpfer 
Gottfried Tröger 
Dr. Klaus-Dieter Uelhoff 
Gunnar Uldall 
Wolfgang Vogt (Düren) 
Dr. Horst Waffenschmidt 
Dr. Theodor Waigel 
Dr. Jürgen Warnke 
Hans-Otto Wilhelm (Mainz) 
Gert Willner 
Bernd Wilz 
Willy Wimmer (Neuss) 
Dagmar Wöhrl 
Michael Wonneberger 
Elke Wülfing 
Peter Kurt Würzbach 
Cornelia Yzer 
Wolfgang Zeitlmann 
Wolfgang Zöller 

F.D.P. 

Ina Albowitz 
Dr. Gisela Babel 
Günther Bredehorn 
Jörg van Essen 
Dr. Olaf Feldmann 
Paul K. Friedhoff 
Horst Friedrich 
Rainer Funke 
Hans-Dietrich Genscher 
Dr. Wolfgang Gerhardt 
Joachim Günther (Plauen) 
Dr. Helmut Haussmann 
Ulrich Heinrich 
Walter Hirche 
Dr. Burkhard Hirsch 
Dr. Werner Hoyer 
Ulrich Irmer 
Dr. Klaus Kinkel 
Detlef Kleinert (Hannover) 
Roland Kohn 
Dr. Heinrich L. Kolb 
Jürgen Koppelin 
Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann 
Uwe Lühr 
Jürgen W. Möllemann 
Günther Friedrich Nolting 
Dr. Rainer Ortleb 
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Lisa Peters 
Dr. Günter Rexrodt 
Dr. Klaus Röhl 
Helmut Schäfer (Mainz) 
Cornelia Schmalz-Jacobsen 
Dr. Edzard Schmidt-Jortzig 
Dr. Irmgard Schwaetzer 
Dr. Hermann Otto Solms 
Carl-Ludwig Thiele 
Dr. Dieter Thomae 
Jürgen Türk 

Dr. Wolfgang Weng 
(Gerlingen) 

Dr. Guido Westerwelle 

Enthalten 

CDU/CSU 

Werner Dörflinger 

Entschuldigt wegen Übernahme einer Verpflichtung im Rah-
men ihrer Mitgliedschaft in den Parlamentarischen Versamm-
lungen des Europarates und der WEU, der NAV, der OSZE 
oder der IPU 

Abgeordnete(r) 

Antretter, Robert , SPD 
Schulte (Hameln), Brigitte, SPD 
Zierer, Benno, CDU/CSU 

Ich bitte jetzt diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
der Bundesregierung zur Neuregelung des Energie-
wirtschaftsrechts in der Ausschußfassung zustimmen 
wollen, um das Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? 
- Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist damit in 
zweiter Beratung mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen des Hauses im übri-
gen angenommen. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist damit mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen gegen die Stimmen des Hauses im 
übrigen angenommen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft empfiehlt unter Nr. II 
seiner Beschlußempfehlung auf Drucksache 13/9211 
die Annahme einer Entschließung. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen des 
Hauses im übrigen angenommen. 

Abstimmung über den Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 13/9278. - Wer 
stimmt für diesen Entschließungsantrag? - Die Ge-
genprobe! - Enthaltung? - Der Entschließungsantrag 
ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen des Hauses im übrigen abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 13/9262. Wer stimmt für diesen Ent-
schließungsantrag? - Die Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen des 
Hauses im übrigen abgelehnt. 

Abstimmung über den Entschließungsantrag der 
Gruppe der PDS auf Drucksache 13/9300. Wer 
stimmt für diesen Entschließungsantrag? - Die Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Der Entschließungsan-
trag ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 

und der SPD-Fraktion gegen die Stimmen von 
Bündnis 90/Die Grünen und PDS abgelehnt. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt IXa auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur weiteren Ver-
längerung strafrechtlicher Verjährungsfristen 

(3. Verjährungsgesetz -3. VerfG) 
- Drucksache 13/8962 - 
(Erste Beratung 203. Sitzung) 
Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 
- Drucksache 13/9252 -

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Michael Luther 
Norbert  Geis 
Hans-Joachim Hacker 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 

Dazu liegt ein Entschließungsantrag der Frak tion 
Bündnis 90/Die Grünen vor. Der Änderungsantrag 
der Gruppe der PDS auf Drucksache 13/9303 ist zu-
rückgezogen worden. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine dreiviertel Stunde vorgesehen. 
Gibt es Widerspruch? - Das ist nicht der Fa ll. Dann 
ist es so beschlossen. 

Ich eröffnet die Aussprache. Das Wo rt  hat der Kol-
lege Michael Luther, CDU/CSU. 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Straftaten 
müssen verfolgt werden. Das gilt für heutige Strafta-
ten und auch für Straftaten, die zu DDR-Zeiten ver-
übt wurden und damals nicht verfolgt werden konn-
ten. Wir dürfen uns heute nicht über Diktaturen in 
der Welt beschweren, wenn es uns selbst nicht ge-
lingt, die Folgen der Diktaturen auf deutschem Bo-
den aufzuarbeiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deshalb haben wir bereits in der letzten Legislatur-
periode in Anlehnung an Urteile des Bundesverfas-
sungsgerichts, die das Ruhen der Verjährung für 
während der NS-Zeit begangene Straftaten beinhal-
tet haben, die Verjährung für Straftaten, die zu DDR-
Zweiten begangen worden sind und nicht verfolgt 
werden konnten, beschlossen und schon einmal die 
Verjährungsfristen um zwei Jahre verlängert. Damals 
ist das mit der Begründung geschehen, daß der Ju-
stizaufbau in den neuen Ländern noch nicht voran-
geschritten war. 

Das Instrument der Verjährung ist ein verfassungs-
rechtlich wichtiges Instrument; denn der Staat soll - 
das ist der Sinn der Verjährung - schnell handeln. Er 
soll Straftaten zügig verfolgen. Deshalb gibt es das 
Instrument der Verjährung. Es dient der Befriedi-
gung. 

Die Frage steht im Raum: Können wir nochmals 
eine Verlängerung der Verjährungsfristen vorneh- 
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men? Es gibt Argumente dagegen: Es war Zeit ge-
nug, diese Straftaten zu verfolgen. Die absolute Ver-
jährung steht im Jahre 2000 ins Haus. Ferner wird 
von den Verfolgungsbehörden, gerade von den Lan-
desjustizministerien, das Argument ins Feld geführt: 
Es sind bei allen bekannten Straftaten verjährungs-
hemmende Maßnahmen eingeleitet worden. Das ist 
richtig. Trotzdem bin ich der Meinung, daß eine Ver-
längerung aus den folgenden Gründen notwendig 
und möglich ist. 

Erstens. Wir müssen zur Kenntnis nehmen, daß wir 
es heute nicht mit einem normalen Zustand zu tun 
haben. Wir haben es heute vielmehr mit einem Zu-
stand zu tun, in dem es um die Bewe rtung von 40 Jah-
ren Diktatur auf dem Boden der DDR geht. Dieser 
Meinung ist auch die Enquete-Kommission, die ver-
sucht, Stück für Stück zu beschreiben, was gewesen 
war, und die Stück für Stück die Strukturen der da-
maligen Zeit untersucht. Wenn man die Arbeit der 
Enquete-Kommission verfolgt und ihre Berichte liest, 
wird einem deutlich, daß Zeit notwendig ist, um die 
Strukturen dessen, was DDR war, zu erkennen und 
letztendlich auf gerechte Weise die Straftaten, die 
dort  verübt wurden, verfolgen zu können. 

Wir brauchen auch deshalb Zeit, weil diejenigen, 
die damals hoheitlich gehandelt haben - ich erinnere 
an die Debatte vor 14 Tagen hier in diesem Hause -, 
diese Taten verschleiert haben. Deshalb gibt es heute 
Untersuchungsausschüsse, die diese Taten aufdek-
ken und neue Erkenntnisse haben. Dies berichtet 
uns auch der Bundesbeauftragte für die Unterlagen 
der Staatssicherheit. 

Nicht nur die Täter haben Rechte, sondern auch 
die Opfer, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

die Opfer, die sich gegen Diktaturen stellten, die für 
ihre Überzeugung, für Freiheit und Demokratie ein-
zutreten, im Gefängnis saßen. Sie waren 1989 ein 
wichtiger Baustein dafür, daß die Gefängnismauer in 
Berlin, die Grenze der DDR, eingerissen werden 
konnte. Sie fordern: Laßt die Verjährung nicht eintre-
ten! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich halte die Verjährungsverlängerung und die 
Diskussion darüber für sehr wichtig, weil es nicht 
egal sein kann, wie man sich in einer Diktatur ver-
hält. Wenn wir uns damit nicht beschäftigen würden, 
würden wir jeder demokratischen Bewegung in der 
Welt, die sich für Freiheit und Demokratie einsetzt, 
den Boden unter den Füßen wegziehen. Wir hätten 
dann kein Recht mehr, über die Diktaturen in dieser 
Welt zu reden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich noch etwas zum Beratungsverfah-
ren sagen. Herr Weißgerber hat in der Haushaltsde-
batte gesagt, daß die SPD die Diskussion angestoßen 
habe. Ich stelle fest: Der Sächsische Landtag hat zu-
erst einen Beschluß darüber gefaßt, daß diese Strafta-
ten nicht verjähren dürfen, daß also eine Verlänge-
rung der Verjährung eintreten muß. 

Im Rechtsausschuß haben wir im Frühjahr begon-
nen, das Thema zu diskutieren. Wir waren uns aber 
auch darüber einig, daß wir den Druck - Ende der 
Verjährungsfrist - nicht von den Strafverfolgungsbe-
hörden nehmen wollen. Deshalb sind auch so viele 
verjährungshemmende Maßnahmen ergriffen wor-
den. Ich denke, das war richtig. 

Es gibt zur Verlängerung von Verjährung einen 
CDU-Parteitagsbeschluß. Die Enquete-Kommission 
hat uns alle, außer der PDS, aufgefordert, die Verjäh-
rungsfristen zu verlängern. Zur Wahrheit gehört 
auch, daß sich die SPD in dieser Woche im Rechts-
ausschuß gegen die Verlängerung der Verjährung 
ausgesprochen hat. 

Herr Schwanitz, ich sehe Ihre Bemühungen in der 
Fraktion. Ich ehre und achte sie hoch. Sie haben sich 
wirklich und ehrlich dafür eingesetzt. Das möchte ich 
Ihnen an dieser Stelle zugestehen. 

Am Mittwoch hat die SPD im Rechtsausschuß ei-
nen sehr interessanten Antrag gestellt. Sie wollte die 
Verlängerung der Verjährungsfristen allein im Wi rt

-schaftsstrafrecht vornehmen. Dazu wurde eine sehr 
kurze Formulierung zu Papier gebracht. Sie ist fach-
lich sehr schlecht abgestimmt worden. Ich verstehe 
nicht, wie sich Juristen der SPD im Rechtsausschuß 
für so eine Formulierung haben hergeben können. 

Bei den Wirtschaftsstraftaten, die in den alten Bun-
desländern verfolgt werden müssen, ist die Verjäh-
rung eingetreten, weil do rt  die Verjährung für solche 
Straftaten nicht verlängert wurde. Dies war uns 
schon vor ein paar Jahren klar. Wenn wir heute den 
Antrag der SPD beschließen würden, würden wir 
ganz klar gegen das Rückwirkungsverbot der Verfas-
sung verstoßen. 

Wenn man die Verjährungsfrist für Wirtschafts-
straftaten in ganz Deutschland verlängern wi ll, muß 
man noch mehr tun. Ich glaube, es ist eine Diskus-
sion darüber notwendig, ob nicht die Verjährungsfri-
sten für Wirtschaftskriminalität in der heutigen Zeit 
aus heutiger Sicht generell zu kurz sind. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege Lu-
ther, gestatten Sie Zwischenfragen? Ich habe zwei In-
teressenten. 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Lassen Sie mich 
noch diesen Gedanken zu Ende führen. 

Dabei muß man eines beachten. Wenn man diese 
Verjährungsfristen verlängert, muß man natürlich 
auch die Fristen für die Aufbewahrung von Unterla-
gen verändern und verlängern. Das ist aus der kur-
zen Formulierung des Antrages, der uns im Rechts-
ausschuß vorgelegen hat, nicht deutlich geworden. 
Deswegen kann man dies nicht verabschieden. Das 
geht einfach nicht. Deswegen bleibt nur unser Vor-
schlag, den wir uns lange überlegt haben, übrig, der 
heute zur Abstimmung steht. 

Bitte. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zunächst ist der 
Kollege Hacker dran. 
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Hans-Joachim Hacker (SPD): Herr Kollege Luther, 
sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß es der 
SPD mit dem Antrag nicht darum ging, bereits ver-
jährte Straftaten weiter zu verfolgen, sondern darum, 
eine für Gesamtdeutschland einheitliche Regelung 
für die Verjährungsfristen zu schaffen, daß dieses 
Angebot seit März 1997 auf dem Tisch liegt und daß 
Sie nicht bereit waren, darüber mit uns in der ver-
gangenen Zeit zu diskutieren? 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Die Frage ist rela-
tiv einfach zu beantworten. Wir haben über das 
Thema seit dem Frühjahr diskutiert. Ich habe auch 
mit Ihnen darüber gesprochen. Wir haben auch im 
Rechtsausschuß darüber gesprochen. 

Das Problem ist doch folgendes - das ist in der Aus-
schußsitzung deutlich geworden -: Die Formulie-
rung, die Sie vorgelegt haben, kann so nicht in das 
Gesetzblatt übernommen werden. Wir hätten uns 
Mittwoch früh in der Ausschußberatung die Mühe 
machen müssen, diese sehr schwierige, komplexe 
Materie in kurzer Zeit zu einem - ich sage es einmal 
so - passenden Gesetzestext zu formulieren. Das ist 
nicht möglich gewesen. Das geht nicht. 

Wir können uns - das habe ich in meiner Rede 
eben gesagt -, wenn wir uns dem Thema ernsthaft 
stellen wollen, nur in einer längeren Diskussion da-
mit befassen. Deswegen können wir es in diesem 
Jahr auf keinen Fa ll  mehr zum Abschluß bringen. Als 
Ergebnis haben wir also vorläufig nur das, über was 
wir heute abstimmen werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Meckel. 

Markus Meckel (SPD): Herr Kollege, sind Sie bereit, 
zur Kenntnis zu nehmen, daß die SPD-Fraktion als 
erste im ersten Quartal dieses Jahres eine Anhörung 
zu diesem Thema gemacht und daraufhin einen An-
trag in den Bundestag eingebracht hat? Sie können 
die entsprechende Plenardebatte nachlesen, in der 
sehr deutlich zum Ausdruck gekommen ist, daß es in 
den Koalitionsfraktionen hef tigen Widerspruch in be-
zug auf die Frage der Verlängerung der Verjährungs-
frist gegeben hat. Das ist genau das, worüber wir 
hier miteinander diskutieren. Dies sollte dann in den 
Ausschüssen beraten werden, wurde über lange Zeit 
verschleppt, und erst im Sommer ist Bewegung in die 
Diskussion gekommen. 

Wir müssen feststellen - da stimme ich mit Ihnen 
überein -, daß es offensichtlich in allen Fraktionen 
Personen gab, die der Meinung waren, daß es wich-
tig sei, die Verjährungsfrist noch einmal zu verlän-
gern, daß es andere gab, die aus rechtstechnischen 
Gründen eher skeptisch waren, und daß es über-
haupt nichts bringt, wenn Sie in dieser Weise versu-
chen, zu sagen: Wir sind die Guten, die die Verjäh-
rungsfrist verlängern, und die anderen haben da of-
fensichtlich Mängel. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P.) 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Herr Meckel, er-
stens kommt es, glaube ich, nicht darauf an, heute  

nachzuweisen, wer sich in diesem Jahr zuerst mit 
dem Thema der Verlängerung der Verjährungsfrist 
befaßt hat. Sie haben sich in Ihren Gremien damit be-
faßt; wir haben uns in unseren Gremien damit befaßt. 

Zweitens. Ich glaube, daß wir, wenn wir im Früh-
jahr zu einer abschließenden Regelung gekommen 
wären, einen Fehler gemacht hätten, nämlich den, 
daß wir den Druck, daß die Verjährung endet, von 
den Strafverfolgungsbehörden genommen hätten. 

Ich glaube, wir waren uns in der Ausschußsitzung 
im Frühjahr darüber einig - das glaubte ich zumin-
dest -, daß wir diese Diskussion nur im Herbst wür-
den qualifiziert führen können. Das ist jetzt. Wir brin-
gen sie jetzt zum Abschluß. Ich denke, das ist richtig. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Hirsch. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Herr Kollege, könnten 
Sie mir und dem Hause liebenswürdigerweise mittei-
len, welche Position der sächsische Justizminister 
Heitmann in dieser Frage einnimmt? 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Ich kann Ihnen 
das sehr gerne mitteilen. Herr Heitmann, der als Ju-
stizminister eine gute Arbeit leistet, hat über diese 
berichtet und war der Meinung, daß eine Verlänge-
rung der Verjährungsfrist nicht notwendig sei. In ei-
ner Auseinandersetzung, die im Sächsischen Land-
tag dazu stattgefunden hat, ist eine mehrheitliche 
Meinung gefunden worden. Justizminister Heitmann 
unterstützt jetzt den Antrag, der - von Thüringen in-
itiiert - im Bundesrat liegt. Leider wird er von den an-
deren Bundesländern bislang nicht mitgetragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte mit meiner Rede fortfahren. Die Diskus-
sion ist vorangeschritten. Wir alle - auch Herr Heit-
mann - haben neue Erkenntnisse erlangt. 

Für mich stellt sich jetzt natürlich die Frage, wie 
sich der Bundesrat bei dem Gesetzentwurf verhalten 
wird. Es liegt ein Bleichlautender Antrag im Bundes-
rat vor. Und obwohl man weiß, daß die Verjährung 
Ende des Jahres ausläuft und man jetzt zum Schluß 
kommen müßte, wurde er an den entsprechenden 
Ausschuß verwiesen. Er ruht seitdem im Rechtsaus-
schuß des Deutschen Bundesrates. 

Interessant ist für mich eine Meinungsumfrage in 
den neuen Bundesländern. Ich entnehme einer Tik-
kermeldung: 

Strikt gegen die erneute Verlängerung der Frist ... 
sind das von einer rot-grünen Minderheitsregie-
rung geführte Sachsen-Anhalt, Brandenburg 
(SPD) und das rot-grün-regierte Hamburg. ... 
Sachsen-Anhalt sehe den Rechtsfrieden gestört ... 

(Herbert  Frankenhauser [CDU/CSU]: Warum 
nicht die PDS?) 

Meine Damen und Herren, mir fällt dazu ein: Man 
muß eben aufpassen, mit wem man einen Pakt 
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macht. Es kann sein, daß man dabei seine Seele 
verliert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Trotzdem bitte ich in diesem Haus um breite Zu-
stimmung zu diesem Gesetz, was heute zur Abstim-
mung steht. Ich hoffe, daß sich der Bundesrat dem 
Willen des Bundestages anschließen kann, und bitte 
auch von dieser Stelle noch einmal die Länder, ihre 
Herzen zu bewegen und dem Antrag zuzustimmen. 

Zum Schluß möchte ich ganz herzlich meinen Kol-
legen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion danken, 
besonders den Kollegen im Rechtsausschuß und un-
serem Arbeitsgruppenvorsitzenden, Herrn Geis. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Norbe rt  Geis 
[CDU/CSU]: Ich gebe den Dank weiter an 

den Fraktionsvorsitzenden!) 

Darüber hinaus danke ich unserem Justizminister 
und den anderen Kollegen im Rechtsausschuß, ins-
besondere denen der F.D.P.-Fraktion, voran Herrn 
Kleinert . 

Meine Damen und Herren, es gibt viel zu tun in 
der Zukunft. Wer Zukunft gestalten wi ll, muß auch 
seine Vergangenheit bewältigen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Klaus Röhl [F.D.P.]) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
Herr Minister Kretschmer, Bundesrat, Thüringen. 

Minister Otto Kretschmer (Thüringen): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Im 
Zuge der Wiedervereinigung unseres Vaterlandes 
sind innerhalb relativ kurzer Zeit drei gesetzliche Re-
gelungen zur Verfolgungsverjährung von Straftaten 
im Beitrittsgebiet getroffen worden. 

Schon die Vielzahl der gesetzlichen Regelungen 
macht deutlich, welchen Stellenwert der Gesetzge-
ber - Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
und Ihre Vorgänger in diesem Hause - der Strafver-
folgung beim Aufbau einer rechtsstaatlichen Justiz in 
den neuen Bundesländern beimißt. Das gilt insbe-
sondere für die Verfolgung von SED -Unrecht und für 
die Verfolgung der vereinigungsbedingten Wirt-
schaftskriminalität. 

In den vergangenen Wochen und Monaten haben 
sich vor allem ehemalige Bürgerrechtler, viele Abge-
ordnete aus den neuen Bundesländern und zahlrei-
che Opfer der SED-Machthaber für eine Verlänge-
rung der Verjährungsfrist über den 31. Dezember 
dieses Jahres hinaus eingesetzt. Auch die Landesbe-
auftragten für die Unterlagen des Staatssicherheits-
dienstes der ehemaligen DDR haben vor kurzem in 
einer gemeinsamen Erklärung gefordert, daß die Ver-
folgung von Straftaten aus dem Bereich des SED-Un-
rechts und der vereinigungsbedingten Wirtschafts-
kriminalität zum Jahresende nicht verjähren darf. 

Ich selbst bin absolut überzeugt, daß die Verjäh-
rung von Straftaten aus dem Bereich des SED-Un-
rechts und der vereinigungsbedingten Wirtschafts-

kriminalität zum jetzigen Zeitpunkt auf jeden Fall 
verhindert werden muß. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Das bin ich auf Grund meiner unmi ttelbaren Erfah-
rungen als ehemaliger Leiter einer Staatsanwalt-
schaft, die sich - noch heute - schwerpunktmäßig mit 
der Verfolgung dieser Straftaten befassen muß, und 
als Justizminister seit 1994 in Thüringen, vor allem 
aber auf Grund der vielen Gespräche, die ich mit 
Bürgerinnen und Bürgern gerade in der letzten Zeit 
geführt habe. 

Der Freistaat Thüringen hat deshalb einen Geset-
zesantrag zur Verlängerung der Verjährungsfrist 
durch Änderung des § 315 a des Einführungsgeset-
zes zum Strafgesetzbuch in den Bundesrat einge-
bracht. Der Ihnen vorliegende Gesetzentwurf der Ko-
alitionsfraktionen ist im wesentlichen mit dem Thü-
ringer Gesetzesantrag identisch. Er weicht allerdings 
insoweit von der Initia tive des Freistaats Thüringen 
ab, als die Verlängerung der Verfolgungsverjährung 
bis zum 2. Oktober des Jahres 2000 hinausgeschoben 
wird. Ich habe dagegen keine Bedenken. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Verjäh-
rung hat insbesondere die Aufgabe, dem Rechtsfrie-
den zu dienen, wie der Abgeordnete Luther schon zu 
Recht dargestellt hat. Die Verjährung von Straftaten 
aus dem Bereich des SED-Unrechts und der vereini-
gungsbedingten Wirtschaftskriminalität ist jedoch 
nach meiner Auffassung nicht geeignet, jetzt schon 
Rechtsfrieden zu stiften. Die Opfer können noch 
nicht ihren Peinigern ins Gesicht schauen, ohne In-
grimm zu fühlen. Über 40 Jahre Unrecht sind noch 
nicht vergeben oder gar vergessen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Lassen Sie mich auch feststellen: Die f riedliche Re-
volution in der ehemaligen DDR ist gerade deshalb 
gewaltfrei verlaufen, weil die Bürgerinnen und Bür-
ger des östlichen Teils unseres Landes auf den 
Rechtsstaat und seine Durchsetzungsfähigkeit ver-
traut haben. Wer den Menschen in den neuen Bun-
desländern dann aber heute sagt, daß wesentliche 
Bereiche des Unrechts von einst vom 1. Januar des 
kommenden Jahres an nicht mehr verfolgt werden 
dürfen, der enttäuscht. Ich bin davon felsenfest über-
zeugt, daß die Bürgerinnen und Bürger gerade im 
östlichen Teil unseres Landes das als eine Amnestie 
auf kaltem Wege ansehen würden. Der Verdruß in 
der Bevölkerung in den neuen Bundesländern würde 
sich gegen den Rechtsstaat wenden, von dem man 
sowieso noch nicht überzeugt und in vielen Fällen so-
gar enttäuscht ist. 

Ohne die Gesetzesänderung würden Delikte aus 
der Zeit der DDR wie Freiheitsberaubung, Betrug, 
Urkundenfälschung, Körperverletzung, insbesondere 
solche durch Doping, dann der Verjährung anheim-
fallen. Das gilt insbesondere auch für die milliarden-
schweren Schiebereien bei der Schaffung der Wäh-
rungsunion, die wir alle noch in Erinnerung haben. 

Das gilt insofern, als bei diesen Straftaten nicht be-
reits ermittelt wird. Das ist hier schon mehrfach fest- 
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gestellt worden. Soweit die Verjährung unterbrochen 
ist, gilt das natürlich nicht. 

Viel schlimmer wäre aber, wenn diese Täter, insbe-
sondere diejenigen, die Wirtschaftsstraftaten began-
gen haben, sich ab dem 1. Januar des kommenden 
Jahres ihrer Straftaten auch noch rühmen könnten, 
weil ihnen irgendwelche strafrechtlichen Konse-
quenzen nicht mehr drohen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Ich habe seit 1990 am Aufbau der Justiz in Thürin-
gen mitgearbeitet. Es ist eine Erfahrungstatsache, 
daß gerade im Bereich der vereinigungsbedingten 
Wirtschaftskriminalität eine Vielzahl krimineller Ge-
schäfte den Opfern erst jetzt bewußt werden. Viele 
Fälle mit oft hohen Schäden kommen erst jetzt, nach-
dem sich die Verhältnisse immer mehr normalisieren, 
an das Tageslicht. 

(Uwe Lühr [F.D.P.]: Das ist genau der 
Punkt!) 

Dies nimmt kaum Wunder; denn häufig zeigt sich ge-
rade im Lauf der Zeit, ob Käufer von Ostbetrieben 
kriminelle Ziele verfolgt haben. 

(Uwe Lühr [F.D.P.]: Richtig!) 

Eine Verjährung solcher Delikte ab Anfang des kom-
menden Jahres wäre unerträglich. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es geht immerhin um riesige illegale Einheitsprofite. 
Meine Damen und Herren, vergessen wir nicht: 
Schwindler, Schieber und Absahner hatten nach der 
Wende Hochkonjunktur. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Zurufe 
von der SPD und der PDS: Sehr wahr! - 
Friedhelm Julius Beucher [SPD]: Über 

50 Prozent aus dem Westen!) 

- So ist es. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Deswegen ver

-
längern wir das auch!) 

Immer neue Fälle kommen an das Tageslicht. Oft 
erstatten Geschädigte aber auch erst nach Jahren 
Anzeige, weil sie nämlich erst jetzt Akteneinsicht 
hatten. Es kann auch sein, daß die Behörden erst jetzt 
auf kriminelle Machenschaften stoßen. Bei der in 
Thüringen zuständigen Staatsanwaltschaft gehen 
derzeit noch immer etwa 10 bis 15 Anzeigen monat-
lich ein. Das wird auch in den nächsten Monaten bis 
in das kommende Jahr hinein so weitergehen. 

Zu berücksichtigen ist bei der Frage der Verlänge-
rung der Verjährung auch, daß die sehr mühsame 
und langwierige Aufarbeitung von 40 Jahren totalitä-
rer Diktatur eine Ausnahmesituation war und insbe-
sondere bei der Behandlung der Straftaten der verei-
nigungsbedingten Wirtschaftskriminalität ein unge-
heurer Arbeitseinsatz erforderlich ist. Dies darf nicht 
den Tätern zugute kommen. 

(Uwe Lühr [F.D.P.]: Richtig!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn 
Unrecht nicht verfolgt, nicht zumindest Aufklärung 
versucht wird, nimmt das Vertrauen in den Rechts-
staat bei den Bürgerinnen und Bürgern schweren 
Schaden. Die Menschen in den neuen Ländern ha-
ben angesichts des jahrzehntelang staatlich gedulde-
ten und sogar staatlich betriebenen Unrechts ein be-
sonders ausgeprägtes Bedürfnis nach Gerechtigkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie hätten kein Verständnis dafür, wenn diejenigen, 
die den Rechtsstaat zuvor mit Füßen getreten haben, 
und diejenigen, die im Rahmen der Umstellung auf 
das marktwirtschaftliche System durch kriminelle 
Machenschaften Vermögen angehäuft haben, auf 
Grund des Eintritts der Verfolgungsverjährung nicht 
mehr strafrechtlich zur Verantwortung gezogen wer-
den könnten. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Ich möchte betonen, daß ich die Verlängerung der 
Strafverfolgungsverjährung für eine besonders frie-
densstiftende Tat halte - ihr kommt eine besonders 
friedensstiftende Funktion zu -, und appelliere des-
halb an Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
die Ihnen vorliegende Gesetzesinitiative zu unter-
stützen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Gerald Häfner, Bündnis 90/Die Grünen. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Lie-
ber Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Bündnis 90/Die Grünen haben sich in diesem Hause 
von Anfang an und immer, schon zu Zeiten der da-
maligen Gruppe ebenso wie in der jetzigen Fraktion, 
nachhaltig für die Aufklärung und Aufarbeitung a ller 
zu Zeiten der SED- und DDR-Diktatur begangenen 
Verbrechen eingesetzt. 

Das hat nichts mit Rache zu tun, schon gar nichts 
mit Siegerjustiz, wie es uns die PDS hier immer wie-
der in ziemlich infamer Weise und vor allem wider 
besseres Wissen, wie ich aus vielen Gespräche weiß, 
weismachen will . 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der F.D.P. sowie bei 

Abgeordneten der SPD) 

Das Gegenteil ist der Fall; denn wir leben nun alle 
gemeinsam in einem Rechtsstaat. 

Die Aufarbeitung liegt zuallererst im Interesse der 
Opfer. Menschen, die jahrelang unterdrückt und ver-
folgt worden sind, Menschen, die Opfer von Frei-
heitsberaubung und anderen Straftaten geworden 
sind, mußten über 40 Jahre lang ertragen, daß diese 
Straftaten meistens gar nicht erst bekannt wurden, 
daß darüber nicht gesprochen werden durfte, daß sie 
mit den Folgen alleine gelassen wurden und die Tä-
ter davon den Profit davontrugen. 
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Es ist eine Pflicht des Rechtsstaates, nun, da es 
möglich geworden ist, diese Straftaten aufzuklären, 
die Ehre der Betroffenen wiederherzuste llen und da-
mit für die Opfer solcher Taten - ich bitte, das nicht 
zu unterschätzen - in vielen Fä llen erst die Voraus-
setzung dafür zu schaffen, daß diese individuelle 
Entschädigungsansprüche geltend machen können. 

Daneben liegt die Aufarbeitung aber auch im Inter-
esse der gesamten Gesellschaft. Es kann nicht ange-
hen, daß Terror und Unterdrückung, daß persönli-
ches wie staatliches kriminelles Handeln gegen ein-
zelne Bürger ungesühnt bleiben und daß diejenigen, 
die die Opfer waren, weiter mit den Folgen leben 
müssen, während die Täter ihre Hände in Unschuld 
waschen und nach wie vor wie Fettaugen auf der 
Suppe schwimmen können. 

Nein, es muß im Interesse des Rechtsstaates und 
vor allem im Interesse der Demokratie sowie eines 
antitotalitären Konsenses in diesem Lande liegen, 
daß die Täter, soweit möglich, noch zur Verantwor-
tung gezogen werden und daß so zumindest für die 
Zukunft klar ist, daß derjenige, der in einer solchen 
Weise das Recht anderer Menschen verletzt, damit 
rechnen muß, irgendwann vor seinem Richter zu ste-
hen, und nicht etwa darauf vertrauen kann, daß dies 
ungesühnt bleibt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der F.D.P. sowie bei 

Abgeordneten der SPD) 

Allerdings muß sich der Rechtsstaat bei der Aufar-
beitung an seine eigenen Regeln halten; das ist oft 
schwer. Er muß zum Beispiel die Unschuldsvermu-
tung oder das Rückwirkungsverbot respektieren, 
auch wenn das in der Praxis dazu führt, daß eine 
Vielzahl von Verfahren auch dann eingestellt werden 
muß oder mit Freisprüchen endet, wenn Taten be-
gangen werden, diese Taten jedoch nachträglich 
nicht mehr gesühnt werden können. 

Ich halte es für richtig, daß die ehemaligen Täter 
heute in den Genuß von rechtsstaatlichen Grundre-
geln kommen, die sie Ihren Opfern nie zugebilligt 
haben. Das, denke ich, sollte man einmal würdigen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der CDU/CSU, der SPD und der F.D.P.) 

Zu den Regeln des Rechtsstaates gehört natürlich 
auch die strafrechtliche Verjährung. Wenn wir jetzt 
über die Frage der Verjährung reden, die meines Er-
achtens ein wichtiges Prinzip der Rechtsstaatlichkeit 
darstellt, dann reden wir über ein ganz bestimmtes 
Problem. Denn wir reden über einen Bereich, in dem 
40 Jahre lang keine Strafverfolgung stattgefunden 
hat, in dem 40 Jahre lang nicht einmal über diese 
Straftaten offen gesprochen werden konnte. Da ist es 
doch klar und für jeden einleuchtend, daß die Aufar-
beitung solcher Straftaten Zeit braucht - Zeit, die 
über das hinausgeht, was der Rechtsstaat üblicher-
weise in seinen Verjährungsgeboten geregelt hat. In-
sofern liegt hier eine besondere Situa tion vor, die nur 
deshalb die nochmalige Verlängerung der Verjäh-
rungsfristen rechtfertigt. Deshalb haben wir uns als 
Bundestagsfraktion dazu entschlossen, diese Verlän-
gerung zu unterstützen. 

Ich möchte aber an dieser Stelle noch zwei Punkte 
deutlich erwähnen. Es gibt zwei Schwächen des heu-
tigen Gesetzentwurfes. Der erste Punkt ist folgender: 
Das größte Aufklärungsdefizit besteht bislang im Be-
reich der Wirtschafts- und Vereinigungskriminalität. 
Dort  stehen wir wirklich noch ganz am Anfang. Ein-
zelne Fälle, wie „Novum" oder jetzt der Fa ll  in Bitter-
feld, wo es um Milliardenschäden geht, oder auch 
der neue Skandal in Thüringen bei den LPG-Um-
wandlungen mit dem dortigen Bauernverbandspräsi-
denten Kliem an der Spitze, sind, glaube ich, erst die 
Spitze des Eisberges. Da wird noch manches heraus-
kommen, wenn die Möglichkeit dazu noch besteht. 

Nur: Gerade in diesem Bereich saßen die Täter im 
Osten wie im Westen. Das, was wir heute gesetzlich 
regeln, wird dazu führen, daß die Leute, die im Osten 
Straftaten begangen haben, weiter verfolgt werden 
können, während die im Westen fein heraus sind. 
Das ist etwas, was mich bei der heutigen Regelung 
ärgert. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
gar nicht!) 

Wir haben doch, Herr Geis, das Gespräch mit Ih-
nen darüber gesucht. Wir haben Ihnen einen Vor-
schlag gemacht, der in bestimmten Bereichen auch 
noch zu einer Strafverfolgung im Westen hätte füh-
ren können. Ich bedauere, daß dies nicht möglich 
war. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Häfner, gestatten Sie dem Kollegen Luther eine Zwi-
schenfrage? 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Na-
türlich, grundsätzlich. Herr Luther, bitte. 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Herr Häfner, fol-
gende Zwischenfrage: Sie haben gerade den Ein-
druck erweckt, daß Straftäter, die vereinigungsbe-
dingte wirtschaftskriminelle Handlungen begangen 
haben, nicht verfolgt werden können, fa lls sie im We-
sten sitzen. Sind Sie mit mir einer Meinung, daß es 
nicht darauf ankommt, wo der Täter wohnt, sondern 
daß es maßgeblich darauf ankommt, wo die Tat be-
gangen worden ist? Der Ort der strafbaren Handlung 
kann auch derjenige sein, wo der Erfolg eingetreten 
ist. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Lie-
ber Herr Luther, jetzt begeben Sie sich strafrechtlich 
auf dünnes Eis. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, da waren 
Sie doch!) 

- Nein, er hat mit dem ersten Teil seines Satzes völlig 
recht, mit der Konklusion am Schluß nicht mehr so 
ganz. 

Ich sage Ihnen ganz deutlich: Natürlich sind solche 
Straftaten zum Beispiel auch in München begangen 
worden. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Dann werden sie 
in München auch bestraft!) 
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- Nein, dann unterliegen sie jetzt in München der 
Strafverfolgungsbeendigung durch das Einsetzen 
der Verjährungsfrist. Das ist es, was ich an der Stelle 
kritisiere. 

(Beifall des Abg. Markus Meckel [SPD]) 

Lassen Sie mich auf den zweiten Punkt noch kurz 
zu sprechen kommen. Die zweite deutliche Schwä-
che dessen, was wir hier heute gemeinsam beschlie-
ßen wollen, ist die: All unseren Anträgen und unserer 
Kritik zum Trotz haben es die zuständigen Stellen bei 
Bund und Ländern, vor allem die Länder, über Jahre 
hinweg versäumt, die in diesem Bereich ermittelnden 
Strafverfolgungsbehörden, ausreichend mit Personal 
auszustatten. Dies ärgert mich in hohem Maße. 

Deshalb haben wir heute einen Entschließungsan-
trag vorgelegt, der diese beiden Notwendigkeiten 
verbindet und sagt: Wenn wir nun die Verjährungs-
fristen noch einmal verlängern, dann müssen endlich 
in Berlin bei der ZERV, bei der Staatsanwaltschaft 
und bei den Justizbehörden die erforderlichen perso-
nellen und materiellen Kapazitäten zur Verfügung 
gestellt werden, um die noch anstehende Strafverfol-
gung zügig zum Abschluß zu bringen. Ich hoffe sehr, 
daß Sie dem zustimmen werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Lassen Sie mich als letztes noch eines sagen: Nicht 
nur im Bereich der Wirtschaftsdelikte, sondern auch 
im übrigen Bereich der Kriminalität - hier geht es un-
ter anderem um Rechtsbeugung, Urkundenfäl-
schung, Aussageerpressung, Körperverletzung, aber 
auch um Freiheitsberaubung sowie um Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit; Verbrechen, die übrigens 
schon zu DDR-Zeiten strafbar waren - ist es so, daß 
viele Menschen ihre Akten noch nicht einsehen 
konnten. Darüber hinaus höre ich, daß immer wieder 
neue Akten auftauchen. 

Dies ist ein weiterer ganz entscheidender Grund für 
die heutige Entscheidung. Erst wenn die Menschen 
ausreichend Kenntnis haben über das, was ihnen an-
getan wurde, können sie sich entscheiden, jemanden 
anzuzeigen oder nicht. Deshalb meine ich, daß es ge-
rechtfertigt ist und viele gute Gründe gibt, die Verjäh-
rungsfrist zu diesem Bereich noch ein letztes Mal hin-
auszuschieben. Ich hoffe aber sehr, daß dies denn 
auch das letzte Mal war, daß wir zu so einem Schritt 
gegriffen haben. Gewährleistet ist dies nur dann, 
wenn endlich auch im Bereich der Kapazitätsauswei-
tung in Berlin das Entsprechende getan wird. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 

der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
Herr Dr. Röhl, F.D.P. 

Dr. Klaus Röhl (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Heute steht die zweite und dritte 
Beratung des Koalitionsentwurfs eines Gesetzes zur 
weiteren Verlängerung strafrechtlicher Verjährungsv

-

fristen zur Entscheidung an. Hauptsachbezug sind 
die vereinigungsbedingte Wirtschaftskriminalität 
und die unter dem Einfluß der SED-Herrschaft in der 
ehemaligen DDR begangenen Straftaten. 

Die Aufarbeitung dieser Straftaten konnte bisher 
aus mehreren Gründen nicht abgeschlossen werden. 
Dieser Sachstand ruft in weiten Kreisen der Betroffe-
nen und auch der Nichtbetroffenen große Verbitte-
rung hervor. Um aber zu verhindern, daß solche Fälle 
wegen Verjährung nicht mehr verfolgt werden kön-
nen, sieht das Gesetz vor, im Beitrittsgebiet, in den 
neuen Ländern, Verfolgungsverjährung bei bisher 
noch nicht verjährten mittelschweren Straftaten bis 
zum 2. Oktober 2000 hinauszuschieben. 

Wir sind uns in unserer Fraktion der juristischen 
Probleme bezüglich dieser Verlängerung sehr be-
wußt. Hier entsteht ein schwieriger Konflikt mit dem 
Rechtsstaatsprinzip. Das Rechtssystem der Verjäh-
rung von Straftaten ist ein wesentlicher Teil unseres 
Rechtsstaatsprinzips und das Ergebnis einer über 
Jahrhunderte gewachsenen und entwickelten 
Rechtskultur. Es ist notwendig und unverzichtbar für 
die Herstellung des Rechtsfriedens, ohne den unsere 
Gesellschaft nicht exis tieren kann. Es bestimmt: Der 
zur Verfolgung von Straftaten aufgerufene Staat darf 
nur im Rahmen ihm vorgegebener Fristen handeln. 
Ziel ist das dauerhafte f riedliche Zusammenleben der 
Menschen in einem Staat. Wir halten daher grund-
sätzlich am Rechtsinstitut der Verjährung fest. 

Aus juristischer, ethischer und moralischer Sicht 
sind wiederholte Verjährungsverlängerungen sehr 
problematisch und stehen sicher im Konflikt mit un-
serem Rechtsstaatsprinzip. Aber diese Verjährungs-
fristen stehen auch im Konflikt mit der Verbitterung 
und dem dringenden Bedürfnis der Menschen in den 
neuen Ländern nach Gerechtigkeit. In der ehemali-
gen DDR wurden jahrzehntelang Grundrechte vor-
enthalten. Niedergeschriebenes DDR-Recht wurde 
willkürlich ausgelegt und mißachtet. Recht wurde 
ausdrücklich parteilich, im Sinne von Partei und Re-
gierung in der DDR, behandelt und benutzt. 

Dazu kommen jetzt ein erheblicher Berg von zu-
rückliegender Regierungskriminalität, der erst nach 
und nach aufgedeckt wird, und eine große, noch im-
mer wachsende Zahl in der Wendezeit vereinigungs-
verknüpft begangener Straftaten. Darüber hinaus 
fürchten wir, daß sich ein sehr großer Teil der Strafta-
ten - davon sind alle Experten überzeugt - bisher der 
Kenntnis der Staatsanwaltschaften entzieht. 

Die Menschen in den neuen Bundesländern und 
ganz besonders die Betroffenen hoffen und erwarten, 
daß das, was ihnen angetan wurde, verfolgt wird. Das 
gilt in besonderem Maße auch für die mittelschweren 
Straftaten, über die wir uns heute unterhalten. 

Wollen wir als Vertreter des gesamten deutschen 
Volkes das in den neuen Ländern allmählich entwik-
kelte Vertrauen in den Rechtsstaat nicht beschädi-
gen, müssen wir dem Empfinden und dem Wunsche 
der dortigen Menschen entsprechen und Vorausset-
zungen schaffen, daß bis zur äußersten rechtlich ver-
tretbaren Grenze die Möglichkeit besteht, Regie

-

rungs - und vereinigungsbedingte Kriminalität zu 
verfolgen und zu ahnden. Dabei müssen wir darauf 
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achten, nicht in verschiedene Arten der Straftaten zu 
unterteilen. Wir müssen alle gerecht in gleicher 
Weise behandeln. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich muß, wie in 
meiner Rede zur ersten Lesung, noch einmal hervor-
heben: Rechtsfrieden kann nicht verordnet werden; 
Rechtsfrieden muß gewünscht und angenommen 
werden. Vertrauen in gesetztes Recht, das über 
40 Jahre hinweg so nicht existierte, muß von den 
Menschen in den neuen Ländern erst nach und nach 
angenommen und verinnerlicht werden. Wir müssen 
den Menschen in den neuen Ländern die Möglich-
keit einräumen, die Chance geben, in den Rechtsfrie-
den hineinzuwachsen und ihn anzunehmen, damit 
sich das Bewußtsein festigt: Dieser Rechtsstaat unter-
nimmt alles, um Unrecht zu verfolgen. 

In einer langen und sehr ernsthaften Diskussion 
und Abwägung haben wir uns in unserer Fraktion 
mit Mehrheit dazu entschlossen - ich danke dafür 
besonders unseren Kolleginnen und Kollegen aus 
den alten Bundesländern, denen das teilweise nicht 
leichtgefallen ist -, einer nochmaligen, aber letzten 
Verlängerung der Verjährungsfrist bis zum 2. Oktober 
2000 - das heißt, bis zehn Jahre nach der Wiederver-
einigung - für vereinigungsbedingte Kriminalität 
und für die unter dem Einfluß der SED-Herrschaft 
begangenen Straftaten zuzustimmen. Wir nehmen 
uns damit der Besorgnisse und der Verbitterung der 
Menschen in den neuen Ländern an. 

Der vorgeschlagene Entwurf erfaßt alle im Bei-
trittsgebiet begangenen mittelschweren Delikte und 
damit auch die DDR-Regierungskriminalität. Die Ver-
jährung solcher Taten zum jetzigen Zeitpunkt würde 
von den Opfern nicht verstanden werden. Langsam 
gewachsenes Vertrauen würde zerstört. Ich danke 
deshalb unserem Koalitionspartner und allen Ange-
hörigen dieses Hauses, die diesem Gesetzentwurf 
ihre Stimme geben, für diese Zustimmung. Es ist un-
sere Absicht, unser Versuch, nicht nur Recht, sondern 
auch Gerechtigkeit im wiedervereinigten Deutsch-
land herzustellen. 

Zum Ende noch zwei Bemerkungen. Die auf der 
Tagesordnung stehenden Anträge von Bündnis 90/ 
Die Grünen und SPD zur Verbesserung der Strafver-
folgung für DDR-Regierungskriminalität einerseits 
und Aufarbeitung des SED-Unrechts andererseits ha-
ben sich mit der Abstimmung zu diesem Gesetzent-
wurf erledigt. 

Zu der in den Anträgen vorhandenen Forderung 
nach einer verbesserten Ausstattung der Strafverfol-
gungsbehörden mit Personal muß ich auf die Pflich-
ten der Länder verweisen. Der Bund hat seine Pflich-
ten erfüllt. Die Bundesländer jedoch sind leider ihren 
Pflichten in sehr unterschiedlicher Weise nachge-
kommen. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: So ist es!) 

Einige Länder - Baden-Württemberg, Rheinland-
Pfalz, Hamburg, Hessen und das Saarland - haben 
ihre Soll-Werte erfüllt. Hessen hat sie sogar überer-
füllt. Andere dagegen, wie Bremen, Schleswig-Hol-
stein, aber auch die größten Länder - Bayern, Nord

-

rhein-Westfalen und ganz besonders Niedersachsen -, 
haben sie nicht erfüllt. 

(Joachim Gres [CDU/CSU]: Niedersachsen 
ist ganz besonders schlimm! - Norbe rt  Geis 
[CDU/CSU]: Bayern liegt vorn! - Weitere 

Zurufe) 

- Herrschaften, das Thema ist sehr ernst. 

Wir rufen gerade deshalb die großen Länder auf, 
endlich ihren diesbezüglichen Pflichten nachzukom-
men. 

Meine Damen und Herren, unsere Fraktion stimmt 
diesem Gesetz zu. Wir hoffen, gemeinsam mit unse-
rem Koalitionspartner den nunmehr letzten, aber not-
wendigen Schritt zum Rechtsfrieden getan zu haben. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dr. Heuer, PDS. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Herr Vorsitzender! 
Meine Damen und Herren! Die Mehrheit in diesem 
Bundestag wird heute aller Wahrscheinlichkeit nach 
ein Gesetz verabschieden, gegen dessen Regelungs-
inhalt sich immerhin der zuständige Bundesjustizmi-
nister, Herr Schmidt-Jortzig, und der Vorsitzende des 
zuständigen Rechtsausschusses, Herr Eylmann von 
der CDU/CSU, öffentlich und mit handfesten verfas-
sungsrechtlichen und rechtspolitischen Argumenten 
ausgesprochen haben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Kollege Dr. 
Heuer, gestatten Sie dem Kollegen Penner eine Zwi-
schenfrage? 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Aber bi tte doch! 

(Heiterkeit) 

Dr. Willfried Penner (SPD): Herr Kollege Heuer, Sie 
stützen Ihren Antrag auf Ablehnung der Verlänge-
rung der Verjährungsfrist - - 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Der ist zurück-
gezogen worden, Herr Kollege. 

Dr. Willfried Penner (SPD): Dann erübrigt sich die 
Frage. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Vielen Dank.  - 
Herr  Kollege Dr. Heuer. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Dann kann ich Ihnen ja 
leider auch nicht antworten. 

(Dr. Willfried Penner [SPD]: Nein! -Heiterkeit) 

Der Herr Bundesminister hatte gesagt: 

Man kann nicht nur wegen einer vermuteten Dun-
kelziffer von noch nicht entdeckten Straftaten 
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- also rein auf Verdacht hin  - 

die  Verjährungsgrenzen verschieben. Das ist mit 
dem Prinzip der Rechtssicherheit nicht zu verein-
baren. 

Wir diskutieren ja gegenwärtig über Einhaltungen 
von Fristen in diesem Hause. In der Beschlußempfeh-
lung steht, daß nicht genügend Maßnahmen getrof-
fen worden seien. Das ist auch hier soeben beklagt 
worden. Ich meine, daß sich der Staat nicht darauf 
berufen kann, daß er das nicht gemacht hat, wozu er 
verpflichtet ist. Das halte ich für eine nicht mögliche 
Begründung. 

(Beifall bei der PDS) 

Die zweite Begründung ist: Die Aufarbeitung 
konnte nicht abgeschlossen werden. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Es liegt zuviel 
Unrecht vor!) 

Was heißt denn das? Was heißt „die strafrechtliche 
Aufarbeitung"? Heißt das die Verurteilung sämtli-
cher Täter? Das ist doch nicht möglich. Das bedeutet 
im Grunde, daß Sie die Verjährung generell und 
überhaupt bestreiten. 

Meine Damen und Herren, Sie haben, glaube ich, 
jedenfalls zum Teil ein schlechtes Gewissen. 

(Clemens Schwalbe [CDU/CSU]: Daß Sie 
keins haben, das ist uns klar! - Norbe rt  Otto 
[Erfurt] [CDU/CSU]: Wir haben wenigstens 

ein Gewissen!) 

Sie verschweigen geflissentlich, daß die Verlänge-
rung der Fristen für die gesamte mittelschwere Kri-
minalität bis 1992 in Ostdeutschland gelten soll, nicht 
bloß für die sogenannte Regierungs- und Vereini-
gungskriminalität. Das bedeutet, auch ein ,,gewöhn-
licher" Betrug verjährt im Westen nach fünf Jahren, 
im Osten nach acht bis zehn Jahren. Das ist in mei-
nen Augen nichts anderes als die Aufteilung 
Deutschlands in zwei Strafrechtszonen. 

(Lachen bei der CDU/CSU - Dr. Klaus Röhl 
[F.D.P.]: Das haben Sie doch selber ge

-

macht!) 

Sie bejubeln die Einheit Deutschlands und betreiben 
Spaltung. Sie verletzen den grundgesetzlichen An-
spruch der Ostdeutschen auf Gleichheit vor dem Ge-
setz. 

Hier wird behauptet, eine breite Schicht der Bevöl-
kerung im Osten fordere die Verlängerung der Ver-
jährungsfristen. 

(Vera Lengsfeld [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich bin davon überzeugt, daß das nicht der Fa ll  ist. - 
Frau Lengsfeld, Sie sind doch keine breite Schicht. 

(Heiterkeit - Norbe rt  Otto [Erfurt] [CDU/ 
CSU]: Ihr aber auch nicht!) 

Ich konnte eine solche Massenbewegung bisher 
nicht rekognoszieren. Millionen Menschen in Ost-
deutschland fordern wirksame Maßnahmen gegen 
Arbeitslosigkeit und Sozialabbau. Sie fordern, daß 
endlich Schluß gemacht wird mit der Diskriminie-
rung der Ostdeutschen im Arbeitsrecht, im Sozial- 

recht, im Vermögensrecht und auch im Strafrecht. Ih-
nen geht es um nichts anderes als um die Vorführung 
und Aburteilung der DDR als Unrechtsregime. 

(Vera Lengsfeld [CDU/CSU]: Das war ja 
auch ein Unrechtsregime, Herr Heuer!) 

Sonst hätten Sie nämlich Ihr Vorhaben auf die soge-
nannte vereinigungsbedingte Wi rtschaftskriminalität 
beschränkt. 

Zu der Art  und Weise Ihres Verhaltens möchte ich 
die thüringische Justizministerin, Frau Ch ristina Lie-
berknecht, zitieren. 

(Dr. Michael Luther [CDU/CSU]: Kretsch

-

mer ist der Justizminister!) 

Sie hat in ihrem schriftlichen Beitrag zur ersten Le-
sung die Absicht, die Sie haben, mit staunenswerter 
Unbedarftheit in folgende kriegerische Kategorien 
gekleidet: 

SED-Unrecht muß bekämpft werden zu Lande, 
zu Wasser und in der Luft - bei Tag und ... auch 
bei Nacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Uwe Lühr 
[F.D.P.]: Recht hat sie!) 

- Aber es geht beim Strafrecht nicht um die Bekämp-
fung von irgend etwas, sondern es geht um die 
Durchsetzung des Rechts. 

(Gerald Häfner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sehr gut, Herr Heuer!) 

Das müssen Sie nicht wissen. 

Ich kann Ihnen hier eine Erinnerung nicht erspa-
ren. Mit dem 8. Mai 1945 begannen die ganz norma-
len Verjährungsfristen für die Naziverbrechen zu 
laufen. Kein Hahn hat danach gekräht, daß nach fünf 
Jahren alle diejenigen Straftaten verjährt waren, für 
die Sie jetzt die Fristen abermals, und zwar auf zehn 
Jahre, verlängern wollen, weil sie in der DDR-Zeit 
begangen wurden. 1960 waren bis auf Mord alle Na-
ziverbrechen, einschließlich Totschlag, verjährt. 1969 
wurde für Mord eine dreißigjährige Verjährungsfrist 
eingeführt und 1979 die Unverjährbarkeit erklärt. 

Aus den stenographischen Protokollen von 1965, 
1969 und 1979 geht hervor, welche Skrupel und Be-
denken damals bestanden, wie rechtsstaatliche Ar-
gumente hin und her erwogen wurden. Es gab stun-
den- und tagelange Debatten und eine Reihe na-
mentliche Abstimmungen. Es ist schon erstaunlich, 
um wieviel schneller und skrupelloser heute die par-
lamentarischen Prozeduren laufen, wo es um die Ab-
rechnung mit der DDR geht. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht! - Norbe rt  Otto [Erfu rt] [CDU/CSU]: 
Eine unverschämte Unterstellung! - Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich weiß schon, was Sie jetzt sagen werden, Herr 
Geis. Sie werden sagen: Wir wollen die Fehler von 
damals nicht wiederholen. 

(Vera Lengsfeld [CDU/CSU]: Jedenfalls 
nicht die DDR-Fehler!) 
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Gestatten Sie, daß ich das für unehrlich halte. Sie 
denken nicht an die Fehler von damals, sondern an 
Ihre politischen Absichten von heute. Damals haben 
Sie ernsthaft und tiefgründig diskutiert, sich gegen-
seitig Ihren Respekt bescheinigt. Ein Bundesjustizmi-
nister ist zurückgetreten. Heute geht es um etwas 
ganz anderes. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Sie müssen zum 
Schluß kommen, Herr Kollege. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Ja. - Im Wahlkampf soll 
das Thema „Unrechtsstaat DDR" nicht vom Tisch, 
gegen die PDS und indirekt gegen die SPD. Damals 
gab es eine tiefgründige Diskussion. Heute geht es 
um das Primat ordinärer Tagespolitik des Bundes-
kanzleramts, wobei rechtsstaatliche Bedenken auch 
in den eigenen Reihen erbarmungslos niedergewalzt 
werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Dr. Heuer, hören Sie bitte einen Augenblick auf zu 
reden. - Es geht nicht, daß Sie, wenn ich bitte, daß 
Sie Ihre Rede einen Augenblick unterbrechen, weil 
Sie deutlich über Ihrer Redezeit sind, einfach weiter-
reden. Sie müssen schon auf den Präsidenten achten. 
Auch das gehört zu den Regeln, die wir uns gegeben 
haben, und diese müssen Sie einhalten. 

(Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS]: Ich bin für die 
Einhaltung des Rechts und auch für die Ein

-

haltung dieser Regeln!) 

- Diese haben Sie aber nicht eingehalten, sondern 
haben Ihre Redezeit um anderthalb Minuten über-
schritten, weil Sie nicht zuhören. Sie müssen ein biß-
chen auf das Präsidium achten. Nehmen Sie jetzt 
bitte Platz. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Herr Dr. Mahlo, Sie haben das Wo rt . 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine verehrten Damen und Herren! Ich meine, die 
PDS sollte etwas mehr Sensibilität bei der Frage zei-
gen, wen sie hier zu Fragen der Rechtsstaatlichkeit 
aufmarschieren läßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich empfehle das jedenfalls. 

Meine Damen und Herren, wie manche anderen 
anständigen Menschen habe ich die zwei Eigen-
schaften, dankbar und nachtragend zu sein. Das heu-
tige Thema hat ein bißchen etwas damit zu tun. Die 
eigentliche Rechtfertigung für eine nochmalige Ver-
längerung der Fristen der Strafverjährung ist ja hier 
schon durch verschiedene Redner im wesentlichen 
begründet worden. 

Es handelt sich um einen doppelten außerge-
wöhnlichen historischen Sachverhalt, zum einen um 
die 40jährige Existenz des SED-Staates, der be-
stimmte Straftaten aus Gründen der politischen Op-
portunität nicht verfolgte, sondern selbst ausführte 

oder ausführen ließ, anordnete oder jedenfalls 
deckte. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Das zweite ist die Umstellung der neuen Bundeslän-
der von einem sozialistischen zu einem marktwirt-
schaftlichen System und die Ausnutzung dieses Vor-
gehens durch Wirtschaftsverbrecher. Die Aufarbei-
tung eines solchen 40jährigen Kriminalitätsstaus ei-
nerseits und die Konzentration von Kriminalität wäh-
rend des Umstellungsprozesses der Wi rtschaft ande-
rerseits sowie ein Justizapparat, der auf beides nicht 
eingerichtet war, rechtfertigen die nochmalige Ver-
längerung der Verfolgungsverjährung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Obwohl sich nun hier im Hause eine parteiüber-
greifende Mehrheit für eine Verlängerung der Ver-
jährungsfristen abzeichnet, haben wir uns beden-
kenswerten Einwänden zu stellen, die von prakti-
scher und von verfassungspolitischer Seite her vorge-
bracht werden. Es wäre unsauber, diese Argumente 
an dieser Stelle einfach zu übergehen. Zunächst 
heißt es, Strafjustiz könne kein Mittel der Vergan-
genheitsbewältigung sein. Das ist nur die halbe 
Wahrheit; denn auch das Strafrecht ist selbstver-
ständlich ein Weg, Verantwortung und Schuld fest-
zustellen und durch Aburteilung, wie ungenügend 
auch immer, im Einzelfall Gerechtigkeit herzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es heißt, für eine Verlängerung der Verjährungsfri-
sten gebe es keinen Bedarf, die maßgeblichen Sach-
verhalte seien inzwischen abgearbeitet. Wenn dem 
so wäre, würde die Verlängerung der Verjährungsfri-
sten niemanden belasten. Aber dem ist nicht so. Tat-
sächlich gehen bei der zentralen Ermittlungsstelle 
für Regierungs- und Vereinigungskriminalität in Ber-
lin noch wöchentlich neue Anzeigen von der Bundes-
anstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
ein. Vor kurzem stießen Mitarbeiter der Gauck-Be-
hörde auf 580 Filme aus dem DDR-Nachlaß, auf de-
nen 1,4 Millionen Seiten Akten über das Schicksal 
von 38000 DDR-Gefangenen festgehalten sind, 

(Monika Brudlewsky [CDU/CSU]: Das ist 
richtig!) 

die meist aus politischen Gründen zu langen Haft-
strafen oder zum Tode verurteilt wurden. Das Dun-
kelfeld ist weiterhin enorm. Wir lehnen es unter die-
sen Umständen ab, Delikte wie Rechtsbeugung, Frei-
heitsberaubung, Entführung, Verschleppung, Aussa-
geerpressung, Körperverletzung, Verabreichung von 
Dopingmitteln an minderjährige Sportler und mas-
senweise Betrugs- und Untreuedelikte durch die 
Hintertür zu amnestieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Uns wird vorgeworfen, daß wir zweierlei Recht 
schaffen. Was das SED-Unrecht betrifft, liegt das in 
der Natur der Sache und ist auch angemessen, denn 
im Westen gab es einen normal funktionierenden Ju-
stizapparat. Do rt  muß nichts nachgeholt werden. Was 
die vereinigungsbedingte Wi rtschaftskriminalität be- 
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trifft, geht der Vorwurf vollkommen fehl. Hier schaf-
fen wir selbstverständlich nicht zweierlei Recht. Hier 
gilt der Verjährungsausschluß für Ost und West in 
gleicher Weise. Ich darf noch einmal darauf hinwei-
sen, Herr Häfner: Eine Tat ist an jedem Ort began-
gen, an dem der Täter gehandelt hat oder im Fa lle 
des Unterlassens hätte handeln müssen oder an dem 
der zum Tatbestand gehörende Erfolg eingetreten ist 
oder nach den Vorstellungen des Täters eintreten 
sollte. Damit ist eindeutig klargestellt, daß der We-
sten nicht bevorzugt wird. In der Praxis dürften sich 
diese Delikte ja überwiegend gegen - - 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Dr. Mahlo, 
gestatten Sie dem Kollegen Dr. Gysi eine Zwischen-
frage? 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Bitte, Herr Gysi. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Gerade das, was Sie eben 
gesagt haben, macht mich bei diesem Gesetzentwurf 
so nachdenklich. Ich möchte Ihnen einen Meinen 
Fall  schildern 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Aber 
bitte in Frageform!) 

und hätte dazu gerne Ihre Antwort. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frage, Herr Kol-
lege Gysi! 

Dr. G regor Gysi (PDS): Angenommen, ein Täter 
begeht Untreue oder Betrug im sogenannten Bei-
trittsgebiet im Rahmen der Vereinigungskriminalität, 
und ein halbes Jahr später findet er in den alten Bun-
desländern jemanden, dem er das Geld zur Geldwä-
sche übergibt, der dann auch seinen Anteil be-
kommt. Der begeht seine Tat in den alten Bundeslän-
dern, und zwar Hehlerei und Begünstigung. Wenn 
das 1991 oder 1992 geschehen ist und in beiden Fäl-
len 1999 ermittelt wird, dann ist die Folge, daß der 
eine wegen Untreue und Betrug vor Gericht gestellt 
werden kann und bei dem anderen schon Verjäh-
rung eingetreten ist; dieser kann dann als Zeuge auf-
treten. Wie wollen Sie das den beiden und allen an-
deren, die damit zu tun haben, erklären? 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD und der F.D.P.) 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Herr Kollege, 
hierzu ist zweierlei zu antworten: Erstens wird der im 
Westen befindliche Täter einem Justizapparat ge-
genüberstehen, bei dem keinerlei Vermutung dafür 
vorhanden ist, daß er überfordert wäre und nicht in 
der Lage ist, die normale Anzahl von Strafverfolgun-
gen innerhalb der normalen Verjährungszeit durch-
zuführen. Der große Unterschied besteht ja gerade 
darin, daß wir auf der einen Seite die enorme Kon-
zentration haben und auf der anderen Seite nicht. 

Zweitens ist es so, daß ich im Moment nicht über-
sehe, ob nicht der Tatort auch für den von Ihnen ge-

schilderten im Westen befind lichen Mittäter nach der 
Bestimmung im Osten ist. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS]: Nur wenn er vorher 
einbezogen war! - Norbe rt  Geis [CDU/ 
CSU]: Der Tatort wird immer drüben sein!) 

Des weiteren wird eingewandt, daß die Ermittlun-
gen wegen des großen zeitlichen Abstands immer 
schwieriger und die Strafen aus diesem Grunde im-
mer geringfügiger ausfallen würden. Das mag sein. 
Aber eine Schuldfeststellung nebst Verurteilung mit 
geringer Strafe ist immer noch gerechter und weni-
ger mißverständlich für die Betroffenen, als gleich al-
les unbesehen und achselzuckend unter den Teppich 
zu kehren. 

Ferner wird eingewandt, im Oktober des Jahres 
2000 trete ohnehin die absolute Verjährung ein. 
Straftaten, die bis dahin nicht in erster Instanz abge-
urteilt seien, verjährten dann sowieso. Eine Aburtei-
lung größerer Straftatbestände sei wegen der Über-
lastung der Gerichte bis dahin aber nicht mehr zu er-
warten. 

In der Tat gibt es zum Beispiel beim Landgericht 
Berlin 96 Verfahren, die bisher ohne Hauptverhand-
lung sind; davon sind 63 noch nicht einmal eröffnet. 
3 Anklagen stammen aus dem Jahre 1994. Der Ein-
wand ist also zutreffend. Er kann aber doch nur dazu 
führen, das Gesetz vor Oktober 2000 so zu ändern, 
daß zumindest in diesen Fä llen die Verjährung schon 
durch Anklageerhebung durchbrochen wird. Ande-
renfalls würden sich frustierte Gerichte ihre Entla-
stung durch bloße Nichtbefassung selbst vom Halse 
schaffen können, was wenig befriedigend wäre. 

Des weiteren wird gesagt, Verjährung habe se-
gensreiche Auswirkungen: Sie ziehe end lich den 
Schlußstrich, diene der Versöhnung, dem Rechtsfrie-
den und der Rechtssicherheit. Ich sage Ihnen: Der 
Rechtsfrieden in diesem Lande wird nicht durch die - 
wenn auch vielleicht zu späte, wenn auch vielleicht 
zu geringe - Aburteilung von Tätern gefährdet, son-
dern durch die maßlose Enttäuschung der Betroffe-
nen und Opfer. Wir, die Verteidiger des Rechtsstaats, 
müssen aufpassen, daß der Wert Rechtsstaat nicht 
von immer mehr Menschen in diesem Land als ein 
Gegensatz zu dem Wert Gerechtigkeit mißverstan-
den wird. 

Es wird gesagt, es sei Teil des Rechtsstaatsgebots, 
den Täter nicht in einem zu großen zeitlichen Ab-
stand von der Tat zur Rechenschaft zu ziehen. Das ist 
richtig. Aber dieses Gebot ist doch gegen das andere 
abzuwägen, bestehendes Recht zu verteidigen, seine 
Anwendung durchzusetzen, seine praktische Gel-
tung nicht dem Eindruck der Beliebigkeit auszuset-
zen. 

Ich weiß, Herr van Essen, Herr Schmidt-Jortzig, Sie 
sind anderer Ansicht. Ich kenne die Honorigkeit Ih-
rer Motive. Aber ich teile Ihre Meinung nicht. 1897 
wäre ich in Ihrem Lager gewesen; 1997 bin ich es 
nicht. Es reicht nicht, immer nur dahin zu gucken, 
woher der Regen gestern kam. Unsere Zeit hat an-
dere Bedürfnisse, braucht andere Prioritäten. In einer 
Phase, in der die Kriminalität unentwegt steigt, die 
Opposition Kleinkriminalität systema tisch verharm- 
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lost, frustrierte Polizeibeamte innerlich gekündigt ha-
ben, dürfen von uns keine falschen Signale kommen 
nach dem Motto: Mußt du alles nicht so eng sehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir können uns in dieser Phase keine Toleranz ge-
gen Straftäter erlauben. Wir können nicht den Ein-
druck zulassen, dies sei irgendwie ein Staat ohne 
Ernstfall. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Dr. Mahlo, 
gestatten Sie dem Kollegen Dr. Penner eine Zwi-
schenfrage? 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Bitte sehr. 

Dr. Willfried Penner (SPD): Herr Dr. Mahlo, in wel-
chem Lager wären Sie denn 1965 und 1979 gewe-
sen? 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Ich wäre in dem 
gleichen Lager gewesen, in dem ich heute bin, und 
zwar - gerade wegen der Parallelität der Fälle - aus 
den gleichen Gründen. Nicht zuletzt findet diese Dis-
kussion vor dem Hintergrund statt, daß in unserem 
Lande - schlimmer als in irgendeinem Lande Euro-
pas, das mir sonst einfällt - Diktaturen zweimal hin-
tereinander möglich gewesen sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich halte es für einen Vorteil, wenn es sich herum-
spricht, daß es sich für die Menschen noch zu deren 
Lebzeiten nicht gelohnt hat, mitgelaufen zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluß. 
Ein Staat, der das Recht nicht durchsetzt, ist ein 
schwacher Staat. Ein schwacher Staat ist für den ein-
zelnen ein fast ebenso großes Dilemma wie ein tota-
ler Staat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Rolf Schwanitz, SPD. 

Rolf Schwanitz (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir entscheiden heute 
über die erneute Verlängerung von Verjährungsfri-
sten. Es ist eine schwierige Entscheidung. Ich möchte 
vorausschicken, daß es gewichtige Argumente auf 
allen Seiten und bei allen Fraktionen gibt, bei den 
Befürwortern und den Gegnern. 

Wir entscheiden heute diese Frage mit einem Ja. 
Wir entscheiden uns für die Verlängerung von Ver-
jährungsfristen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Wir tun das vor allen Dingen aus vier Gründen. 

Erstens. Die strafrechtliche Verfolgung von Regie

-

rungs- und Vereinigungskriminalität ist noch nicht in 
einem solchen Umfang vorangekommen, daß die 
Verjährung einsetzen könnte, ohne größere Pro-
bleme zu schaffen. Ich erinnere daran, daß wir ge

-

rade aus den Opferverbänden massive Klagen über 
die Praxis der Einstellung von Ermittlungsverfahren 
haben. Ich erinnere daran, daß wir im Bereich der 
vereinigungsbedingten Wirtschaftskriminalität eine 
beträchtliche Anzahl nicht weiter verfolgter Delikte 
haben. 20 Prozent der noch offenen Verfahren, die in 
Berlin anhängig sind, sind stillgelegt. Diese soge-
nannten Groß- und Dezernatsverfahren werden aus 
Zeit- und Personalgründen nicht weiter verfolgt, son-
dern stillgelegt. 

(Zuruf des Abg. Jörg van Essen [F.D.P.]) 

- Es ist sehr die Frage, ob man do rt  nicht mit Personal 
nachbessern muß, um wenigstens vor Ablauf der ab-
soluten Verjährungsfrist etwas in der Hand zu haben, 
um die Verfolgung durchsetzen zu können. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Den zweiten Grund sehe ich darin, daß vor allem 
im Bereich der Wirtschaftskriminalität noch viele 
Straftaten im dunkeln liegen. Die Stabsstellen der 
BvS, wo die Vorermittlungen für die Angelegenhei-
ten der Treuhandanstalt geführt werden, melden uns 
immer noch wachsende Fallzahlen. Die kriminelle 
Aushöhlung der Unternehmen hat ja vor allen Din-
gen dann massiv zugenommen, als die Privatisierun-
gen vonstatten gegangen sind. Wir stehen also noch 
vor einer Welle von neuen Fällen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schwanitz, gestatten Sie dem Kollegen Dr. Hirsch 
eine Zwischenfrage? 

Rolf Schwanitz (SPD): Bitte schön. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Herr Kollege, ich 
frage nur, weil man diese Bemerkung von Ihnen nun 
wirklich nicht durchgehen lassen kann. Sie wissen 
doch genau, daß wir für diese Fälle überhaupt kein 
Gesetz brauchen, wenn sie weiter verfolgt werden 
sollen, sondern daß die Staatsanwaltschaft die Ver-
jährung schon dadurch unterbrechen kann, daß sie 
für eine Ermittlungshandlung sorgt. Da droht also die 
Verjährung erst im Rahmen der absoluten Verjäh-
rung im Jahre 2000. Für die Fälle, die Sie eben so 
dramatisch genannt haben, brauchen Sie überhaupt 
kein Gesetz. Würden Sie mir darin zustimmen? 

(Beifall des Abg. Volker Beck [Köln] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] - Zurufe von 

der SPD: Nein!) 

Rolf Schwanitz (SPD): Herr Kollege Hirsch, es ist 
leider differenzie rt . Auf der Anhörung, die wir im 
März dieses Jahres hatten, hat uns die zuständige Ju-
stizsenatorin bestätigt, daß wir hier auf Grund der 
eintretenden Verjährungsfristen und des Personal-
mangels ein Problem haben. Ich stimme Ihnen zu, 
daß es hier eine Kombination aus personeller Situa-
tion und Zeitdruck gibt; insofern wi ll  ich das gerne 
bestätigen. Diese großen, schweren Delikte - jene 
20 Prozent, die als Dezernatsfälle bezeichnet werden 
- werden offensichtlich als so schwer eingeschätzt, 
daß sie vor dem Hintergrund der weglaufenden Fri- 
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sten überhaupt nicht mehr ausermittelt werden kön-
nen. Wenn wir jetzt die Verjährungsfristen noch ein-
mal um zweieinhalb Jahre verlängern, dann wird 
das, so hoffe ich, auch mit einer Verbesserung der 
personellen Situation einhergehen. 

(Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS]: Sie stimmen 
also zu!) 

Ich gehe davon aus, daß wir, wenn sich der Bundes-
rat dann diesem Gesetzentwurf zuwendet, sehr wohl 
zu einer verstärken Personalausstattung kommen, 
hinsichtlich der Frage der Richter in Berlin hoffent-
lich auch mit finanzieller Beteiligung des Bundes. 
Das ist nämlich ein neuer Flaschenhals, der sich an 
dieser Stelle auftut, an der sich der Bund einer solida-
rischen Unterstützung des Berliner Begehrs verwei-
gert hat. Ich hoffe sehr wohl, daß wir - sicherlich in 
Kombination zwischen Personal- und Verjährungs-
frage - auch in diesem Bereich noch einen Schritt 
nach vorn kommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schwanitz, gestatten Sie dem Kollegen Eylmann eine 
Zwischenfrage? 

Rolf Schwanitz (SPD): Bitte schön. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte. 

Horst Eylmann (CDU/CSU): Herr Kollege Schwa-
nitz, ist es richtig, daß Herr Generalstaatsanwalt 
Schaefgen - der Leiter der Behörde, der es eigentlich 
am besten wissen müßte - schon vor Monaten erklärt 
hat, eine Verlängerung der Verjährungsfrist bringe 
schon deshalb nichts, weil wegen der absoluten Ver-
jährung im Oktober 2000 eine Anklage noch in die-
sem Jahr oder spätestens im ersten Halbjahr des 
nächsten Jahres erhoben werden müßte, um bei der 
Überlastung der Gerichte überhaupt noch die 
Chance einer Hauptverhandlung zu haben, da ja nur 
die Verurteilung in erster Instanz die absolute Ver-
jährungsfrist unterbrechen würde? 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Personalvermeh -

rung brauchen wir!) 

Rolf Schwanitz (SPD): Herr Kollege Eylmann, weil 
dies so ist und weil selbstverständlich die Maßstäbe 
der absoluten Verjährungsfrist drohen, habe ich auch 
das Thema der Richterausstattung mit ins Spiel ge-
bracht. Selbstverständlich ist das ein Problem. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich will  Ihnen ganz deutlich sagen: Wir alle tun uns 
hier wechselseitig keinen Gefallen, wenn wir auf li

-sten, wer zu diesem Thema einmal irgend etwas ge-
sagt hat. 

Mir fällt beispielsweise auf, daß bei der ZERV Son-
derschichten gefahren werden sollen, weil man do rt 

 unsicher ist, ob dieses Gesetz hier durchkommt, und 
man wenigstens bis zum Jahresende noch Anzeigen  

entgegennehmen will, um überhaupt eine Chance zu 
haben, die Dunkelziffer aufzuarbeiten. 

Ich glaube, da finden sich Argumente auf allen Sei-
ten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeord

-

neten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, der dritte Grund, den 
ich nennen will, besteht darin, daß bei der Verjäh-
rung selbstverständlich massive finanzielle Verluste 
im Sinne von Schadensbeträgen ins Haus stehen 
würden. Vorhin ist vom Kollegen Häfner der Fall No-
vum angesprochen worden, in dem sich die Kommu-
nistische Partei Österreichs im Eigentum dieser 
Firma zu sehen meint. Dieser Fa ll, der ja sowohl die 
Bundesrepublik als Staat als auch den zweiten Unter-
suchungsausschuß beschäftigt, ist symptomatisch da-
für, uns zu verdeutlichen, welche Millionen- und Mil-
liardenbeträge hier im Bereich von Wirtschaftsdelik-
ten auf dem Spiel stehen. Ich glaube, das kann auch 
nicht als Argument an uns vorbeigehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Das vierte Argument, das ich nennen will: Ich 
kann nicht erkennen, daß die Verjährung, wenn sie 
zum 31. Dezember dieses Jahres in Ostdeutschland 
Platz greifen würde, do rt  Rechtsfrieden fördern 
würde. 

(Uwe Lühr [F.D.P.]: Richtig!) 

Es geht dabei noch nicht einmal in erster Linie um 
die Frage der Täter und der Opfer. Diese haben bei 
Verjährungsfragen wahrscheinlich immer unter-
schiedliche Auffassungen. Das ist nicht der Punkt. 
Wichtig ist vielmehr die Frage: Wie wirkt das auf die 
Menschen insgesamt? 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P. sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wie wirkt das auf die Gemeinschaft in Ost und West? 

Ich kann an dieser Stelle nur sagen: Wenn einer-
seits den Menschen in Zeiten schmaler Kassen immer 
stärkere finanzielle Belastungen aufgebürdet werden 
und andererseits der Staat aus der Sicht der Täter als 
berechenbar und kalkulierbar erscheint und die Her-
ren nur zum 31. Dezember am Tegernsee und an-
derswo frohlockend die Sektflaschen öffnen müssen, 
dann wird das in der Bevölkerung überhaupt nie-
mand nachvollziehen können. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, diese vier Hauptgründe 
- der Rückstand bei der Aufarbeitung der angezeig-
ten Delikte, die große Dunkelziffer vor allem im Be-
reich von Wirtschaftskriminalität, die massiven finan-
ziellen Verluste, die damit verbunden sind, und die 
Erwartungen der Bürger an den Rechtsstaat - lassen 
heute ganz eindeutig für eine Verlängerung der Ver-
jährungsfrist sprechen. 

Ich glaube, wir haben es bei diesen Beratungen 
auch mit einer vertanen Chance zu tun. Die SPD hat 
vorgeschlagen, eine bessere Verfolgung von wirt- 
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schaftskriminellen Delikten nicht auf Ostdeutschland 
zu begrenzen. Wir haben den Vorschlag gemacht, in 
Deutschland insgesamt bei Delikten der Wirtschafts-
kriminalität die Verjährungsfrist erst ab dem Zeit-
punkt beginnen zu lassen, an dem ein Strafverfol-
gungsorgan von der Tat und von der Person des Tat-
verdächtigen Kenntnis erlangt hat. 

Ich teile nicht die Auffassung, daß Westdeutsche 
im Bereich von Wirtschaftskriminalität und Vereini-
gungsdelikten nicht verfolgt werden können. Das ist 
Unfug, da gibt es das Tatortprinzip. Ich meine, daß 
die schwierigen Bedingungen zur Ermittlung von 
wirtschaftskriminellen Delikten kein ostdeutsches 
Problem sind, sondern ein gesamtdeutsches. Wir 
werden uns, auch wenn unser Antrag hier abgelehnt 
worden ist, diesen Dingen zu stellen haben und auch 
für eine Verlängerung von Verjährungsfristen im Be-
reich von Wirtschaftskriminalität in den alten Bun-
desländern, also gesamtdeutsch, weiter eintreten. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. Bevor wir zu den Abstimmungen kom-
men, haben drei Kollegen gebeten, eine Erklärung 
nach § 31 der Geschäftsordnung abgeben zu dürfen. 
Das ist zunächst der Kollege Dr. Gysi. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich kann dem hier vorgelegten Ge-
setzentwurf aus mehreren Gründen nicht zustimmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist aber eine 
Überraschung!) 

Zunächst finde ich es im höchsten Maße bedenk-
lich, daß wir, glaube ich, damit erstmalig in der 
Rechtsgeschichte überhaupt eine Verjährungsfrist 
von im Einzelfall über 50 Jahren schaffen würden. 
Ich will Ihnen dafür ein Beispiel nennen. 

Wenn 1945 in einem KZ ein Tötungsverbrechen 
begangen worden ist, das nicht als Mord, sondern als 
Totschlag gewertet wird, dann ist dieses Tötungsver-
brechen seit ewigen Zeiten verjährt. 

Wenn im Jahre 1949 in der DDR eine Körperverlet-
zung begangen wurde, die aus politischen Gründen 
nicht verfolgt wurde - das kann es ja geben -, 

(Clemens Schwalbe [CDU/CSU]: Das hat es 
gegeben!) 

dann würde diese Tat bis zum 2. Oktober 2000, über 
50 Jahre lang, nicht verjähren. 

Damit wird eine Ungleichbehandlung im Recht or-
ganisiert, die ich aus rechtsstaatlichen Gründen für 
nicht vertretbar halte. 

Zweitens. Ich glaube, daß sich mit diesem Gesetz 
der Gesetzgeber nicht mehr ernst nimmt, und wi ll 

 das auch kurz begründen. 

Als der Gesetzgeber hier das letzte Mal eine Ent-
scheidung über die Verlängerung der Verjährungs-
frist getroffen hat, hat er ja zwei Entscheidungen ge-
troffen, nämlich erstens, daß eine Strafverfolgung bis 

zum 31. Dezember 1997 stattfinden kann, und zwei-
tens, daß, wenn bis dahin keine die Verjährung hem-
menden oder unterbrechenden Maßnahmen einge-
leitet worden sind, die Tat ab 1. Januar 1998 verjährt. 

Die gesamte Begründung, die wir heute gehört ha-
ben, lief darauf hinaus, zu sagen: Weil das passiert 
oder passieren könnte, was wir damals entschieden 
haben, nämlich daß etwas verjährt, muß dieses Ge-
setz gemacht werden. Das heißt, es stellt sich heraus, 
daß nur der erste Teil des Gesetzes gemeint war, 
nämlich daß bis zu einem bestimmten Datum Taten 
nicht verjähren, aber der zweite Teil des Gesetzes, 
der immer mit darin steckt, daß danach etwas ver-
jährt, der ist nie ernst gemeint gewesen. Das stellt 
das Ins titut der Verjährung überhaupt in Frage. 

(Beifall bei der PDS) 

Drittens. Ich habe einen weiteren Grund für mich, 
und das ist die falsche Überschrift. Sie sprechen von 
SED-Unrecht und von Vereinigungskriminalität. In 
Wirklichkeit regeln Sie das im Gesetz nicht, sondern 
verlängern für alle Straftaten, für die eine Gefängnis-
strafe von einem Jahr bis zu fünf Jahren angedroht 
ist und die, sagen wir einmal, in der Zeit der Wende 
oder danach begangen worden sind, die Verjährung, 
völlig unabhängig davon, ob es etwas mit Vereini-
gungskriminalität zu tun hat oder mit SED-Unrecht. 

Jeder Raub oder jede Körperverletzung, die 1990 
oder 1991 im sogenannten Beitrittsgebiet begangen 
wurden, verjähren erst im Jahre 2000, der gleiche 
Raub in den alten Bundesländern, 1990 oder 1991 be-
gangen, unterliegt der Verjährung. Das hätte man aus-
gleichen können, wenn man die Verjährungsfrist ins-
gesamt verlängert und nicht nur für das Beitrittsgebiet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat doch 
schon der Heuer gesagt!) 

Drittens ist der Hinweis auf finanzielle Verluste 
falsch. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Gysi, Sie achten bitte darauf: Es ist keine Debatte. 
Sie begründen Ihr Abstimmungsverhalten. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Es ist für mich ein sehr per-
sönlicher Grund, daß mit falschen Argumenten ope-
riert wird, Sie zum Beispiel eben, Kollege Schwanitz, 
mit dem Argument des finanziellen Verlustes. Sie 
wissen ganz genau, daß unrechtmäßig erworbenes 
Gut auch nach Eintritt der Strafverfolgungsverjäh-
rung nicht rechtmäßig erworben wird, sondern nach 
wie vor zivil- und verwaltungsrechtlich eingefordert 
werden kann. 

Die letzte Bemerkung, die mich dazu bewegt hat, 
ist ein Fall, den ich Ihnen gerne sagen wi ll. Es ist 
nicht der von vorhin, den hatte ich geschildert, son-
dern einer, der mit den beiden Gebieten gar nichts 
zu tun hat. Ein Ostberliner überfällt im März 1991 zu-
nächst in Ostberlin eine Frau und raubt ihr die Hand-
tasche. Weil ihm das Geld nicht reicht, verübt er das- 
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selbe Delikt noch einmal in Westberlin. Beide Frauen 
erstatten gegen ihn Anzeige, und 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ein 
Ablenken vorn eigentlichen Problem!)  

- es ist rechtlich relevant, ob Sie es nun wahrhaben 
wollen oder nicht - es findet ein Ermittlungsverfah-
ren gegen Unbekannt sta tt . Wenn dieser Täter dann 
1999 zufällig ermittelt wird, dann müssen Sie ihm er-
klären, weshalb er für den Raub an der Ostberlinerin 
noch strafrechtlich zur Verantwortung gezogen wer-
den kann 

(Zuruf von der CDU/CSU: Völliger Unfug!  - 
Norbert  Geis [CDU/CSU]: Schwerer Raub 

hat eine längere Verjährungsfrist!) 

- ich spreche von einem einfachen Raub -, während 
er für den anderen Raub nicht mehr zur Verantwor-
tung gezogen werden kann. Sie müssen auch der 
Frau in Westberlin erklären, warum die Straftat ge-
gen sie strafrechtlich niedriger bewe rtet wird als die 
andere Straftat. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bei solchen Er-
klärungen ist es schwer, die Grenzen des § 31 unse-
rer Geschäftsordnung immer einzuhalten. Sie haben 
die Grenze überschritten, Herr Kollege Gysi. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Vorsätzlicher Miß

-

brauch der Geschäftsordnung!) 

Jetzt spricht der Kollege Volker Beck. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich stimme gegen den Gesetzentwurf der Koalition, 
weil ich meine, der Gesetzgeber sollte sich zu den 
Grenzen der strafrechtlichen Aufarbeitung von Ge-
schichte bekennen. Strafverfolgung, gerade auch die 
Verfolgung von Straftaten in Diktaturen, ist ein wich-
tiges Signal und wichtig für das Selbstverständnis 
unserer Rechtskultur. Deshalb war es richtig, in der 
Vergangenheit mehrmals für diese Straftaten eine 
Verlängerung der Verjährung vorzusehen. 

In der Vergangenheit bestand das Problem, daß 
viele Straftaten in der DDR faktisch nicht verfolgt 
wurden und daß die Justiz in den neuen Ländern im 
Aufbau war. Wir haben heute in den neuen Ländern 
wie bei uns im Westen eine weitgehend funktionie-
rende Justiz. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ein 
Debattenbeitrag!) 

Das kann also kein Grund für die Verlängerung von 
Verjährungsfristen sein. Seit der Verabschiedung des 
letzten Gesetzes sind keine neuen Hindernisse für 
die Strafverfolgung hinzugekommen. 

Als Grund für die Verlängerung, den ich nicht zu 
akzeptieren vermag, wird die mangelnde Ausstat-
tung der ZERV angegeben. Dies ist in der Tat ein 
Skandal, den wir hier wiederholt angesprochen ha-
ben. Daß bestimmte Bundesländer auf diesem Gebiet 
besonders wenig geleistet haben, finde ich besonders 

schlimm, weil dadurch unsere Rechtskultur Schaden 
nimmt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Zuruf von der CDU/CSU: 

Alles schon gehört!) 

Diese mangelnde Ausstattung, die die Politik und 
der Staat zu verantworten haben, kann eine Verlän-
gerung der Verjährungsfristen meines Erachtens 
nicht begründen. 

Ich stimme gegen den Gesetzentwurf, weil ich 
meine, Sie geben den Menschen Steine statt Brot. Sie 
versprechen den Opfern Genugtuung, was mit die-
sem Gesetzentwurf aber nicht möglich ist. Mit den 
gleichen Argumenten, die heute in der Debatte für 
die Verlängerung der Verjährungsfrist gefallen sind, 
können Sie auch begründen, daß Sie die absolute 
Verjährungsfrist im Jahre 2000 verlängern müssen, 
weil der heutige Schritt ansonsten in der Realität 
nicht greifen würde. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und 
der PDS) 

Aber das wird nicht geschehen, weil im Jahre 2000 
keine Bundestagswahlen sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unglaublich! Das 
ist eine Unverschämtheit!) 

Ich bin gegen die Verlängerung der Verjährungs-
frist, weil wir in eine historische Schieflage bei der 
strafrechtlichen Aufarbeitung von Vergangenheit 
kommen. Es hat nach dem zweiten Weltkrieg eine 
kalte Amnestie in Deutschland für viele NS -Straftä-
ter stattgefunden. 

(Beifall des Abg. Heinrich Graf von Ein

-

siedel [PDS] - Vera Lengsfeld [CDU/CSU]: 
Vor allen Dingen in der DDR!) 

In bestimmten Fällen sind sogar Mord und Völker-
mord verjährt. Ich erinnere nur an das Caiazzo-Urteil 
des Bundesgerichtshofs vor wenigen Jahren, das wir 
hinnehmen mußten, was uns allen schwergefallen ist. 

Wir entscheiden heute über die Frage der Verjäh-
rung von Regierungskriminalität mit Strafandrohun-
gen von einem Jahr bis zu fünf Jahren. In dem Urteil 
des Bundesgerichtshofs wurde im Fall wesentlich 
schwererer Straftaten eine frühere Verjährung hinge-
nommen. Ich meine, das läßt sich nicht begründen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Beck, auch Sie müssen die Grenzen des § 31 unserer 
Geschäftsordnung beachten. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich stimme gegen den Gesetzentwurf, weil die Ver-
jährung im Rechtsstaat dem Rechtsfrieden dient. 
Rechtsstaatlich läßt sich die heutige Verlängerung 
nicht begründen. Ich fühle mich in meiner Ableh-
nung auch durch den Bundesbeauftragten für die 
Stasi-Unterlagen, Joachim Gauck, bestärkt, der uns 
zu Recht vor diesem Schritt heute gewarnt hat. 

Ich stimme auch gegen diesen Gesetzentwurf und 
melde mich hier zu Wo rt, weil ich denjenigen, die in 
dieser Debatte rechtsstaatliche Gründe nur vorschie- 
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ben, aber in Wirklichkeit eine Amnestie für Straftäter 
der DDR meinen, nicht die rechtsstaatliche Argu-
mentation überlassen will . 

Sie von der PDS haben in der letzten Woche hier 
im Plenum die Hosen heruntergelassen und gesagt, 
was ihr eigentliches Ziel ist. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Nein, Herr Kol-
lege Beck, das geht wirk lich nicht; das ist ein Debat-
tenbeitrag. Sie wissen genau, wo die Grenzen sind, 
also überschreiten Sie sie nicht willentlich. Gerade 
Ihr letztes Argument war jenseits einer Erklärung 
nach § 31 der Geschäftsordnung. Halten Sie sich 
bitte an die Regeln. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich stimme gegen diesen Gesetzentwurf, obwohl ich 
ja sage zu einer rechtsstaatlichen und strafrechtli-
chen Aufarbeitung der Geschichte. Ich meine aber, 
daß wir hier die Grenzen überschreiten. Mit diesem 
Schritt leisten wir dem Rechtsstaat keinen guten 
Dienst. Deshalb lehne ich diesen Gesetzentwurf ab. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Jetzt spricht der 
Kollege Koppelin. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Kollegen van Essen 
und Dr. Burkhard Hirsch stimmen meiner Erklärung 
inhaltlich zu. Ich habe die Beiträge, die heute vorge-
tragen worden sind, sehr ernst genommen und habe 
die Debatte mit sehr großer Aufmerksamkeit verfolgt. 
Nach meiner Auffassung entscheiden wir bei dieser 
Abstimmung nicht über eine Frage des Rechts, son-
dern wir entscheiden politisch. 

Die Verjährung hat einen rechtspolitischen Sinn. 
Der frühere Bundesjustizminister, für uns der große 
Liberale, Dr. Thomas Dehler hat dazu bereits 1965 
gesagt: 

Die staatliche Gewalt, auch die staatliche Strafge-
walt, ist begrenzt. Der Staat ist nicht Herr des 
Rechtes, sondern ist an das gesetzte Recht gebun-
den, auch wenn es unvo llkommen, ja als peinvoll 
erscheint. Der Staat kann seine Strafgewalt nach-
träglich, also mit Wirkung für abgeschlossene Tat-
bestände, nicht vermehren und nicht ausweiten. 

Die Beweislage wird um so schwieriger, je länger 
die Tat zurückliegt. Gleichzeitig fällt ein Sich-Hinein-
versetzen in die Umstände und die die Tat betref-
fende Zeit sehr schwer. Dabei wird es nicht gerade 
einfacher, eine S trafe zu finden, die zugleich Tat und 
Täter angemessen ist. 

Einer Verlängerung der Verjährung kann ich nicht 
zustimmen, denn damit wird im Widerspruch zum 
bestehenden Recht der Versuch unternommen, nach-
träglich für Gerechtigkeit sorgen zu wollen. Mit mei-
ner Auffassung von Rechtsstaatlichkeit ist das nicht 
vereinbar. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. - Rolf Schwanitz [SPD]: 
Das war eine Erklärung zur Abstimmung!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es sind drei wei-
tere Erklärungen nach § 31 der Geschäftsordnung 
von den Kollegen von Stetten, Hacker und Brecht 
schriftlich abgegeben worden. ) 

Wir kommen zur Abstimmung über den von den 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten 
Gesetzentwurf zur weiteren Verlängerung strafrecht-
licher Verjährungsfristen auf den Drucksachen 13/ 
8962 und 13/9252 Nr. 1. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf in der Ausschußfassung zustimmen 
wollen, um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Dann stelle ich fest, daß der Gesetz-
entwurf in zweiter Beratung mit den Stimmen der 
CDU/CSU - mehrheitlich -, der F.D.P. - mehrheitlich -, 
der Grünen - mehrheitlich - und der SPD - mehrheit-
lich - gegen die Stimmen der PDS bei Gegenstimmen 
aus dem Bereich der Grünen, bei zwei Gegenstim-
men - soweit ich das gesehen habe - aus dem Be-
reich der CDU/CSU, drei Gegenstimmen aus dem 
Bereich der F.D.P. und einer Gegenstimme aus dem 
Bereich der SPD angenommen worden ist. Enthal-
tungen habe ich keine gesehen. 

Haben wir damit die Mehrheitsverhältnisse klar 
definiert? 

(Zustimmung) 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zu-
stimmen wollen, sich zu erheben. - Die Gegenprobe! 
- Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist damit mit 
den Mehrheitsverhältnissen, wie vorher im Detail 
dargelegt, angenommen worden. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt unter Nr. 2 seiner 
Beschlußempfehlung auf Drucksache 13/9252 die 
Annahme einer Entschließung. Wer stimmt für diese 
Beschlußempfehlung? - Die Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Die Beschlußempfehlung ist einstimmig 
angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 13/9253. Wer stimmt für diesen Ent-
schließungsantrag? - Die Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen 
von CDU/CSU, F.D.P und PDS bei Stimmenthaltung 
der SPD gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die 
Grünen bei einzelnen abweichenden Stimmen aus 
den Fraktionen abgelehnt. 

Damit sind wir am Schluß unserer schwierigen Ta-
gesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, den 10. Dezember 1997, 
13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.42 Uhr) 

') Anlage 6 
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Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordneter) 
entschuldigt bis 
einschließlich 

Antretter, Robert SPD 28. 11. 97 * 
Beck (Bremen), BÜNDNIS 28. 11. 97 
Marieluise 90/DIE 

GRÜNEN 
Blunck, Lilo SPD 28. 11. 97 
Dreßler, Rudolf SPD 28. 11. 97 
Dr. Hauchler, Ingomar SPD 28. 11. 97 
Hempelmann, Rolf SPD 28. 11. 97 
Homburger, Birgit F.D.P. 28. 11. 97 
Kriedner, Arnulf CDU/CSU 28. 11. 97 
Kröning, Volker SPD 28. 11. 97 
Kurzhals, Christine SPD 28. 11. 97 
Dr. Graf Lambsdorff, F.D.P. 28. 11. 97 
Otto 

Marx, Dorle SPD 28. 11. 97 
Reschke, Otto SPD 28. 11. 97 
Dr. Rochlitz, Jürgen BÜNDNIS 28. 11. 97 

90/DIE 
GRÜNEN 

Scheel, Christine BÜNDNIS 28. 11. 97 
90/DIE 
GRÜNEN 

Schenk, Christina PDS 28. 11. 97 
Schoppe, Waltraud BÜNDNIS 28. 11. 97 

90/DIE 
GRÜNEN 

Schulte (Hameln), SPD 28. 11. 97 ** 
Brigitte 

Schultz (Everswinkel), SPD 28. 11. 97 
Reinhard 

Stübgen, Michael CDU/CSU 28. 11. 97 
Terborg, Margitta SPD 28. 11. 97 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Ver-
sammlung 

Anlage 2 

Erklärung 
der Abgeordneten Peter Harry Carstensen 

(Nordstrand), Gert Willner, Die trich Austermann, 
Dr. Peter Ramsauer (alle CDU/CSU) 

zur Abstimmung über den Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts 

(Tagesordnungspunkt VII a) 

Den Änderungsantrag auf Drucksache 13/9283 
von Bündnis 90/Die Grünen zum Gesetzentwurf zur 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

„Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts" werden 
wir ablehnen. Der Änderungsantrag der Koalition 
zum Stromeinspeisungsgesetz sieht vor, vor Errei-
chen des sog. „zweiten 5 %-Deckels" die Auswirkun-
gen der Härteklausel in einem Bericht des Bundesmi-
nisters für Wirtschaft zu überprüfen, damit rechtzei-
tig eine andere Ausgleichsregelung getroffen wird. 

Wir gehen auch und insbesondere nach dem 
Schreiben des Bundesministers für Wi rtschaft vom 
26. November 1997 an den Kollegen Austermann da-
von aus, daß „eine andere Ausgleichsregelung" be-
wirken soll, daß die Kosten für regenerative Energien 
breiter verteilt und ausgeglichen, d. h. somit be-
stehende einseitige Belastungen gemindert werden 
oder entfallen sollen und damit dann die sog. 
„2. Deckelung" nicht zu einem Stopp beim Ausbau 
von regenerativen Energien, insbesondere der Wind-
kraft führen wird. 

Somit gibt es für uns keinen Anlaß, dem Antrag 
von Bündnis 90/Die Grünen zuzustimmen. 

Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten Armin Laschet (CDU/CSU) 

zur Abstimmung über den Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts 

(Tagesordnungspunkt VII a) 

Ich stimme diesem Gesetz zu, weil es nach langen 
Beratungen einen tragfähigen Kompromiß zur Re-
form des Energiewirtschaftsrechts darstellt. 

Alle Versuche, zu Einschränkungen bei der Ein-
speisevergütung zu kommen, konnten auch im Rah-
men des parlamentarischen Verfahrens abgewendet 
werden. Das erfolgreiche Stromeinspeisungsgesetz 
hat den regenerativen Energien einen gewaltigen 
Schub gegeben. Es hat auch zu neuen Arbeitsplät-
zen in zukunftsfähigen Technologien geführt. 

Mit diesem Gesetz wird die Zielsetzung einer öko-
logischen Marktwirtschaft gerade auch im Vorfeld 
der Klimaschutzkonferenz in Kioto weiterhin umge-
setzt. Die 5 %-Deckelung für regenerative Energie 
halte ich allerdings weiterhin für problematisch. 
Diese von rotgrünen Landesregierungen über den 
Bundesrat in die Beratungen eingebrachte Regelung 
darf nicht zu Beschränkungen für regenerative Ener-
gien führen. 

Ich stimme dem Gesetz zu, weil in § 4 Abs. 4 gere-
gelt ist, daß rechtzeitig über die Auswirkung der Här-
teklausel, spätestens im Jahr 1999, dem Deutschen 
Bundestag berichtet wird, um eine andere Aus-
gleichsregelung zu finden. 

Ich stimme dem Gesetz zu, weil aus den Begrün-
dungen und Beratungen des Wirtschaftsausschusses 
sowie aus dem Redebeitrag des Berichterstatters 
Dr. Peter Ramsauer deutlich geworden ist, daß ein 
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zweiter Deckel auf keinen Fall zuschnappen kann, 
sondern daß vorher durch den Gesetzgeber eine an-
dere Ausgleichsregelung getroffen wird, das heißt, 
daß der weitere Ausbau regenerativer Stromerzeu-
gung auf der Basis gesetzlicher Energievergütung 
durch etwaige Deckel nicht behindert wird. 

Anlage 4 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Werner Dörflinger, 

Meinrad Belle, Klaus Bühler (Bruchsal), Peter Götz, 
Siegfried Hornung, Dr. Egon Jüttner, 
Hans Michelbach, Dr. Gerd Müller, 

Dr. Peter Ramsauer, Wolfgang Zöller (alle CDU/CSU) 
zur Abstimmung über den Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts 

(Tagesordnungspunkt VII a) 

Das neue Energiewirtschaftsrecht, das wir in der 
jetzt zur Abstimmung stehenden Fassung insgesamt 
unterstützen, enthält in A rt . 3 § 4 auch Präzisierun-
gen zur „Härteklausel" des Stromeinspeisungsgeset-
zes. Die darin enthaltene Bestimmung, nach der die 
Abnahme- und Vergütungsverpflichtung für Strom 
aus regenerativen Quellen entfällt, wenn bei dem 
aufnehmenden EVU die 5 %-Grenze erreicht und 
kein vorgelagerter Netzbetreiber vorhanden ist, leh-
nen wir aber ab, weil wir darin einen Widerspruch zu 
dem mit dem Gesetz verfolgten Ziel sehen, regenera-
tive Energien verstärkt zum Einsatz zu bringen. Die 
Zusage der Bundesregierung, in diesen Fä llen recht-
zeitig für eine bef riedigende Lösung sorgen zu wol-
len, reicht nicht aus, weil Problemfälle schon un-
mittelbar nach dem Inkrafttreten des Gesetzes auf-
treten können. Damit entsteht Rechtsunsicherheit, 
die sinnvolle Investitionen in Anlagen für regenera-
tive Energien behindert, so z. B. bei Biomasse, die  - 
was  wir sehr begrüßen - durch die gesetzliche Neu-
regelung voll in das Stromeinspeisungsgesetz einbe-
zogen ist. 

Anlage 5 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten 

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU) 
zur Abstimmung über den Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts 

(Tagesordnungspunkt VII a) 

Dem vorliegenden Gesetzentwurf kann ich nur 
deswegen zustimmen, weil es in den Beratungen er-
hebliche Verbesserungen gegeben hat, die insbeson-
dere auch die Belange der Gemeinden und des länd-
lichen Raumes berücksichtigen. Dadurch ist nicht 
mehr die Gefahr gegeben, daß der gegebenenfalls 
kommende Preiskampf auf Kosten der ausgedünnten 
Gebiete ausgetragen wird, sondern weiterhin auch 
für die ländlichen Gebiete tragbare und vernünftige 

Preise für die Verbraucher zu erwarten sind. Inwie-
weit die relativ hohen Einspeisungspreise, die auch 
bei Windkrafträdern nicht gemindert sind, zu einer 
Flut von häßlichen und die Landschaft verschandeln-
den Windkrafträdern führt, bleibt abzuwarten. Hier 
appelliere ich an die Verantwortung von Kreisen und 
Gemeinden, mit der Landschaft pfleglich umzuge-
hen und nicht jedem Profitstreben, insbesondere in 
den nördlichen Küsten- und Bundesländern, zu op-
fern. Es wäre schlimm, wenn do rt  ganze Landstriche 
durch die bis zu 100 m hohen Masten und Flügelrä-
der ihre Eigenart verlieren oder auch jeder Berggip-
fel im mittleren und südlichen Deutschland anstelle 
von Bäumen oder Felsen ein Windkraftrad als Wahr-
zeichen aufzuweisen hat. 

Die Verbraucher dürfen bei allem nicht übersehen, 
daß sie letztlich die hohen Einspeisungskosten zu be-
zahlen haben und zusätzlich die Betreiber über Steu-
ervorteile zu Steuerminderungseinnahmen beitra-
gen. Ob hier letztlich die Kosten-Nutzen-Relation 
eingehalten wurde, wird die Zukunft zeigen. Für die 
Energieunternehmen ist durch die Kappungsgrenze 
die Wirtschaftlichkeit gesichert. Nur dadurch können 
sie auch die Verpflichtungen zur flächendeckenden 
Versorgung übernehmen. Bei allem Bestreben zur Li-
beralisierung und der damit erwarteten Kostensen-
kung darf die nachhaltige Sicherung der Bevölke-
rung mit Energieversorgung nicht vergessen werden. 

Anlage 6 

Erklärungen nach § 31 GO 
zur Abstimmung über den Entwurf eines Gesetzes 

zur weiteren Verlängerung strafrechtlicher 
Verjährungsfristen 

(3. Verjährungsgesetz) 
(Tagesordnungspunkt IX a) 

Dr.  Eberhard Brecht (SPD): Ich werde in der zweiten 
und dritten Beratung dem von den Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur weiteren Verlängerung strafrechtlicher 
Verjährungsvorschriften - Drucksache 13/8962- zu-
stimmen, obwohl ich weiterhin schwere Bedenken 
gegen den Entwurf geltend machen muß. 

Ich bin nicht der Auffassung, daß eine dritte Ver-
längerung der strafrechtlichen Verjährungsfrist dem 
Rechtsfrieden in den neuen Bundesländern dienlich 
ist. Verjährungsfristen sollten nicht laufend zur Dis-
position gestellt werden, wenn nicht schwerwie-
gende Gründe dagegen sprechen. Solche vermag ich 
bei der Verfolgung der Regierungskriminalität aus 
der DDR-Ara nicht zu erkennen, da die Zahl der 
Strafanzeigen denkbar klein war und ist, eine wei-
tere Steigerung nicht zu erwarten ist, die vom Grund-
gesetz vorgegebenen Restriktionen bei der Verfol-
gung des DDR-Unrechts unüberwindbare Grenzen 
bei seiner Verfolgung ziehen, die Beweislage häufig 
nicht ausreichend und damit die Zahl der rechtskräf-
tigen Verurteilungen verschwindend gering ist. 
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Hingegen halte ich eine Verlängerung der straf-
rechtlichen Verjährung für die Vereinigungskrimina-
lität für angezeigt. Die Begrenzung der Ermittlungs-
kapazität hat dazu geführt, daß heute noch ein er-
heblicher Aufklärungsbedarf besteht, dessen Befrie-
digung nicht nur strafrechtlich relevant ist, sondern 
auch dazu beitragen wird, einen erheblichen Teil des 
veruntreuten Vermögens wieder der Allgemeinheit 
zugänglich zu machen. 

In Abwägung dieser Umstände habe ich mich ent-
schlossen, mit Bedenken der Verlängerung der Ver-
jährungsfrist doch meine Zustimmung zu geben. 

Hans-Joachim Hacker (SPD): Dem Gesetzentwurf 
kann ich nicht zustimmen. 

Für meine Entscheidung sind insbesondere fol-
gende Gesichtspunkte maßgeblich: 

Erstens. Verjährung ist ein Rechtsinstitut von ho-
hem rechtsstaatlichen Wert, das nicht beliebig zur 
Disposition gestellt werden darf. Die 1993 erfolgte 
Fristverlängerung war notwendig und richtig. Die 
damals richtigen Argumente für eine Fristverlänge-
rung treffen heute weitestgehend nicht mehr zu. 

Zweitens. Der Rückstand in der Aufdeckung und 
Verfolgung der genannten Straftaten resultiert heute 
insbesondere aus der unzureichenden Personal- und 
Sachausstattung der Berliner Strafverfolgungsbehör-
den. Daraus die Notwendigkeit einer Verlängerung 
von strafrechtlichen Verjährungsfristen abzuleiten, 
ist verfassungsrechtlich mehr als fragwürdig. 

Drittens. Mit immer größer werdendem Abstand 
zum Tatzeitpunkt ergeben sich auch immer größere 
Schwierigkeiten in der Beweisführung. Strafverfol-
gungsbehörden werden durch die weitere Verlänge-
rung der Verjährungsfrist zunehmend mit Vorgängen 
konfrontiert, die sie nicht hinreichend aufklären, ge-
schweige denn die Täter gerichtlich zur Verantwor-
tung ziehen können. Dies führt auch zur Verschwen-
dung von Ressourcen, die effektiver bei der Bekämp-
fung aktueller Straftaten eingesetzt werden könnten. 

Viertens. Die erneute Fristverlängerung schreibt 
die Rechtsungleichheit in Ost und West auf Jahre fo rt 

 und diskreditiert dadurch den Rechtsstaat im Be-
wußtsein insbesondere vieler Bürgerinnen und Bür-
ger in den neuen Ländern. 

Fünftens. Entgegen den Behauptungen von Befür-
wortern der Fristverlängerung schafft die vorgese-
hene Regelung nicht mehr Gerechtigkeit für die Op-
fer von Unrechtshandlungen der DDR. Im Gegenteil 
muß bei diesen der Eindruck einer Alibifunktion für 
unzureichende Entschädigungs- und Ausgleichslei-
stungen entstehen. 

Sechstens. Die vorgesehene Regelung trägt nicht 
dem Erfordernis Rechnung, für das gesamte Bundes-
gebiet einheitlich verlängerte Fristen bei der Straf-
verfolgung von Wirtschaftsdelikten festzulegen, die 
die besonderen Begehungsformen und die damit in 
Zusammenhang stehenden komplizierten Bedingun-
gen bei der Aufdeckung und Verfolgung dieser Straf-
taten berücksichtigen. Ein entsprechender Antrag 

der SPD-Bundestagsfraktion wurde im Gesetzge-
bungsverfahren leider abgelehnt. 

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): Vor 
vier Jahren habe ich in einer Erklärung vor diesem 
Hause bereits die heutige Debatte vorausgesehen. 
Damals sagte ich, daß wir im Deutschen Bundestag 
die Problematik der Verjährung bereits kannten, als 
wir den Verjährungsbeginn 1991 auf den 3. Oktober 
1990 festsetzten, eine Verlängerung wegen der Über-
lastung der Justiz fast nichts bringt, wir in vier Jah-
ren - so wie heute - wieder vor demselben Problem 
stehen und daß es 1997 unendlich viele nicht ge-
sühnte Taten gibt und wiederum eine Verjährungs-
debatte beginnt. 

Die unglückseligen Verjährungsdebatten zu NS-
Verbrechen haben genauso wenig den gewünschten 
Erfolg gebracht wie der Verjährungsbeschluß von 
1993, und auch heute muß man kein Prophet sein, 
um zu wissen, daß wir im Jahre 2000 vor derselben 
Debatte stehen werden. Ich verstehe die Bedenken 
derjenigen, die unter den Straftaten der SED-Dikta-
tur gelitten haben, aber Verjährung ist auch ein 
Rechtsgut, an das wir uns halten sollten, und ich bin 
sicher, wenn wir zum 3. Oktober 1990 eine Amnestie 
für alle die Straftaten beschlossen hätten, z. B. für Ta-
ten bis zu fünf Jahren Freiheitsstrafe, dann hätten 
wir wirklich dem Rechtsfrieden gedient, und es gäbe 
Sie meine Damen und Herren von der PDS heute 
nicht mehr im Deutschen Bundestag. Es stört mich 
zwar, daß ich in der Frage der Verjährung mit der 
PDS einer Meinung bin, das kann mich aber nicht 
daran hindern, konsequent und auch in Zukunft ge-
gen jede Verjährungsverlängerung zu stimmen. 

Viel unbefriedigender ist für mich, daß gegebenen-
falls Zehntausende von Verfahren eingestellt wer-
den, wie im übrigen in der Vergangenheit bereits 
teilweise geschehen, oder so lange hinausgezögert 
werden, bis der Geschädigte oder Betroffene oder 
der Täter verstorben ist. 

Um nochmals auf die Amnestie zurückzukommen: 
Wann immer in der zweitausendjährigen Geschichte 
Deutschlands hätte es mehr Anlaß gegeben, aus 
Dankbarkeit für die unblutige Wiedervereinigung, 
für den Abzug von 1 Million fremder Soldaten von 
unserem Staatsgebiet und eine f riedliche Zukunft 
eine beschränkte Amnestie zu verkünden. Gnade ist 
ein Akt der Vernunft und der Dankbarkeit und auch 
ein Rechtsakt. 

Anlage 7 

Erklärung des Abgeordneten 
Dr. Gregor Gysi (PDS) zur Abstimmung über den 
Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung 

des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
(Drucksachen 13/8039, 13/9212, 13/9213, 13/9214) 

(207. Sitzung, Seiten 18927 B und 18930 C) 

An der namentlichen Abstimmung habe ich teilge-
nommen und mit Nein gestimmt. 
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Anlage 8 

Amtliche Mitteilungen 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat mit 
Schreiben vom 24. November 1997 ihren Entschlie-
ßungsantrag zu der Vereinbarten Debatte „Maß-
nahmen für mehr Beschäftigung in Deutschland"  - 
Drucksache 13/8647 (neu) - zurückgezogen. 

Die Gruppe der PDS hat mit Schreiben vom 
25. November 1997 ihren Antrag zur Verbesserung 
der deutsch-tschechischen Beziehungen - Drucksa-
che 13/785- zurückgezogen. 

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, daß der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 
der Geschäftsordnung von einer Berichterstattung zu 
den nachstehenden Vorlagen absieht: 

Auswärtiger Ausschuß 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 
Bericht der Bundesregierung über die Tätigkeit des Euro-
parats für die Zeit vom 1. Januar 1995 bis 30. Juni 1995 
- Drucksachen 13/4020, 13/4401 Nr. 5- 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 
Bericht der Bundesregierung über den Stand der Unter-
zeichnung und Ratifizierung europäischer Abkommen und 
Konventionen durch die Bundesrepublik Deutschland 
- Drucksachen 13/5006, 13/5550 Nr. 1.4- 

- Unterrichtung durch die deutsche Delega tion in der Parla-
mentarischen Versammlung des Europarates 
über die Tagung der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates vom 22. bis 26. Apr il  1996 in Straßburg 
- Drucksachen 13/5284, 13/5550 Nr. 1.9- 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 
Bericht der Bundesregierung über die Tätigkeit des Euro-
parats für die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 1995 
- Drucksachen 13/5373, 13/5550 Nr. 1.11- 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 
Bericht der Bundesregierung über die Entwicklung in Ni-
geria seit März 1996 
- Drucksachen 13/7322, 13/7535 Nr. 1.1- 

Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie 
und Technikfolgenabschätzung 
- Beratung der Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Berufsbildungsbericht 1997 
- Drucksache 13/7607- 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Entwicklung und Aufbau von sozialen Sicherungssystemen 
in den Entwicklungsländern 

- Drucksachen 13/4535, 13/4906 Nr. 1- 

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden EU-
Vorlagen bzw. Unterrichtungen durch das Europäi-
sche Parlament zur Kenntnis genommen oder von ei-
ner Beratung abgesehen hat. 

Auswärtiger Ausschuß 

Drucksache 13/3286 Nr. 1.7 

Innenausschuß 

Drucksache 13/8508 Nr. 2.22 

Haushaltsausschuß 

Drucksache 13/8508 Nr. 2.5 
Drucksache 13/8615 Nr. 2.5 
Drucksache 13/8615 Nr. 2.65 

Ausschuß für Wirtschaft 

Drucksache 13/7867 Nr. 2.5 
Drucksache 13/8106 Nr. 2.4 
Drucksache 13/8106 Nr. 2.26 
Drucksache 13/8508 Nr. 2.24 

Ausschuß fair Gesundheit 

Drucksache 13/7867 Nr. 2.12 
Drucksache 13/8615 Nr. 2.71 

Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie 
und Technikfolgenabschätzung 

Drucksache 13/6129 Nr. 1.11 
Drucksache 13/6129 Nr. 1.14 
Drucksachen 13/7117 Nr. 2.10, 13/7306 Nr. 3.2 
Drucksache 13/7117 Nr. 2.14 
Drucksache 13/7541 Nr. 2.13 
Drucksache 13/7706 Nr. 2.21 
Drucksache 13/8269 Nr. 1.2 
Drucksache 13/8269 Nr. 1.8 
Drucksache 13/8615 Nr. 2.57 
Drucksache 13/9086 Nr. 2.1 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung 

Drucksache 13/8269 Nr. 1.1 
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